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Einladung zur o�enen Vorberatung �ber den Leitantrag

Liebe Delegierte, liebe Antragsteller*innen,

nach der guten Erfahrung der öffentlichen Vorberatung der Änderungsantr�ge bei den 
letzten Parteitagen möchten wir in ähnlicher Weise auch dieses Mal verfahren. Da es viele 
Änderungsantr�ge zum Leitantrag des Parteivorstandes gibt und wir es beim Parteitag 
dann nicht schaffen können, über alle diese Antr�ge in Ruhe zu sprechen, laden wir Euch 
zu insgesamt drei Vorberatungen über die Änderungsanträge vom 15. bis 17. Juni 2026 
ein.

Ziel der Vorberatungen ist, zwischen der Antragstellerin des L.01., dem Parteivorstand, 
und Euch, den Änderungsantragsteller*innen, mögliche Kompromisse zu diskutieren und 
zu entscheiden. Dafür werden vom Parteivorstand Mitglieder teilnehmen, die mit dem 
Diskussionsstand des PV zu Euren Änderungsantr�gen (der PV ber�t am 13./14.6.) ver-
traut sind und ein Verhandlungs-/Entscheidungsmandat haben. Es w�re wichtig, dass 
auch Ihr Antragstellenden ein solches Mandat (die Berechtigung, Kompromissentschei-
dungen im Sinne der Antragsteller*innen zu treffen) in die Vorberatungen mitbringt.

Die Termine für diese Vorberatungen sind:

15.06.2026 − 18:00 Uhr

▪ Einleitung, Kapitel 1 : Eine neue Weltordnung und 

▪ Kapitel 2: Europa als Friedensmacht und neue Bündnisse

16.06.2026 − 18:00 Uhr

▪ Kapitel 6: Wir wollen gewinnen: rote Leuchttürme bauen und

▪ Kapitel 7: Helfen, organisieren, kämpfen: Das Steinhaus bauen

17.06.2026 − 18:00 Uhr

▪ Kapitel 3: Zeitenwende und Angriffe auf den Sozialstaat, 

▪ Kapitel 4: Eine demokratische Wirtschaft in einer friedlichen Welt und 

▪ Kapitel 5: Gegen den Rechtsruck: praktischer Antifaschismus

Die Veranstaltungen werden parteiöffentlich in Form von Zoom-Konferenzen durchge-
führt, d.h. Antragssteller*innen können sich genauso beteiligen wie alle Delegierten und 
an der Antragsberatung Interessierten.

Ihr seid alle herzlich eingeladen teilzunehmen, eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Die 
Zugangsdaten werden auf der Startseite der Webseite des digitalen Parteitages in 
OpenSlides rechtzeitig vorher veröffentlicht. Antragsteller*innen werden per E-Mail ein-
geladen.

Die öffentliche Antragsberatung wird �hnlich wie eine Antragsberatung auf dem Parteitag 
ablaufen, d. h. alle Änderungsantr�ge, die nicht schon vom Parteivorstand übernommen 
oder teilübernommen wurden, werden durch die Antragsteller*innen eingebracht. Zu je-
dem Antrag soll es zun�chst eine Contra- und eine Pro-Rede geben. Danach wird gekl�rt, 
ob es möglich ist, mit dem Parteivorstand und/oder anderen Antragsteller*innen mit ei-
nem �hnlichen Anliegen zu einer Einigung zu kommen. Ziel ist es also die Zahl der offenen 
Antr�ge auf dem Parteitag zu reduzieren.
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Einladung zur offenen Vorberatung über den Leitantrag

Wir hoffen, dass wir durch diese Vorberatungen dazu in der Lage sind, die Antragsbera-
tung beim Parteitag für alle Beteiligten gut organisieren zu können. Deshalb bitten wir alle 
Antragsteller*innen sich auf das Verfahren einzulassen.

Nach der Sitzung des Parteivorstandes, auf der über die Übernahme von Änderungsan-
trägen beraten wird, werden diese in OpenSlides veröffentlicht und die jeweiligen Leitan-
tragsabschnitte werden mit allen übernommenen oder teilübernommenen Änderungsan-
trägen in digitaler Form zur Verfügung gestellt. Diese Version wird unsere Grundlage für 
die Vorberatungen sein.

Mit solidarischen Grüßen

Sabine Berninger und Tim Detzner

Sprecher*innen der Antragskommission
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Änderungsanträge
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Antrag L.1.001.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: BAG Cuba Sí

Zeile 1
 1 Die Linke als Steinhaus bauenDen Widerstand organisieren!

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.001.2
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: KV Oberhavel, Hanno Harnisch (Delegierter, KV Prignitz) und 
Patricia Usée

Zeile 1
 1 Die Linke als Steinhaus bauen

Friede den Hütten! Krieg den Palästen!

(Georg Büchner, geschrieben 1834 im Vormärz als erster Satz der Kampfschrift gegen soziale 
Ungerechtigkeit)

Die Linke als Steinhaus bauen

Begründung
Diese Aussage aus dem Hessischen Landboten, die wir als Präambel einfügen möchten, ist auch der 
Geist unseres politischen Handelns und somit auch dieses Leitantrages. Wenn er nur überschrieben 
ist mit "Die Linke als Steinhaus bauen", dann wird zumindest in der Überschrift nicht unsere gesamte 
politische Intention im Kampf gegen soziale Ungerechtigkeit, die Ungleichheit zwischen oben und 
unten, deutlich.

Antrag L.1.003.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 3
 3 Militarisierung, Aufrüstung, Klimazerstörung, Sozialabbau, Zersetzung des Rechtsstaats und 

Rechtsruck ist dieses 
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Antrag L.1.003.2
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: BAG Klimagerechtigkeit

Zeile 3
 3 Militarisierung, Aufrüstung, KlimazerstörungKlimakatastrophe, Sozialabbau und Rechtsruck ist 

dieses 

Begründung
Klimazerstörung und daraus folgend die Abwesenheit des Klimas wäre verbunden mit dem 
nichtvorhandensein der Atmosphäre, was eine sehr unwahrscheinliche Entwicklung in den 
kommenden Millionenjahren ist. Das Wort Klimakatastrophe hingegen beschreibt die zu erwartenden 
klimatischen Veränderungen auf der Erde verursacht durch den Menschen.

Antrag L.1.003.3
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: LV Hamburg und OV Fuhlsbüttel, Ohlsdorf, Langenhorn, 
Alsterdorf, Groß Borstel

Zeile 3 - 24
 3 Militarisierung, Aufrüstung, Klimazerstörung, Sozialabbau und, Rechtsruck, Femiziden, 

Rassismus, Sexismus und weiterer gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit ist dieses
 4 Vorhaben drängender denn je. Die Menschen in diesem Land erleben inzwischen jeden Tag
 5 Angriffe auf hart erkämpfte soziale und demokratische Rechte, steigende Preise beim
 6 Einkauf, Wohnungsnot und zunehmend Sorge um den eigenen Arbeitsplatz. Immer mehr
 7 spüren, dass etwas fundamental falsch läuft in dieser Gesellschaft: Sie wird ärmer,
 8 während Konzerne reicher werden. Der Markt allein bringt keine gerechten Lösungen
 9 hervor. Arbeit verbürgt kein sicheres Auskommen mehr, während Vermögenseinkommen
 10 durch die Decke gehen. Der Staat kann sich gegen die Wirtschaftslobby nicht
 11 durchsetzen. Als Partei stehen wir denen, die immer mehr unter Druck stehen,
 12 bedingungslos zur Seite. Seit dem Parteitag in Chemnitz haben wir unsere
 13 Mietenkampagne gestartet: Wir organisieren Mieter*innenversammlungen und arbeiten an
 14 einem breiten Bündnis für einen bundesweiten Mietendeckel. Wir haben
 15 Wehrdienstberatungen ins Leben gerufen, wir schaffen eine breite Öffentlichkeit für
 16 die Aktivierung einer Vermögensteuer, wir organisieren Demonstrationen und beteiligen
 17 uns in Bündnissen gegen Angriffe auf den Sozialstaat. Unsere Aufgabe ist klar: Wir
 18 kämpfen für Verbesserungen für die breite Mehrheit der Bevölkerung. Wir entlarven die
 19 Vorhaben der CDU/SPD-Regierung als das Gegenteil von "Reformen“, als massive
 20 Verschlechterung sozialer Standards für die Menschen. Das tun wir im Parlament, in
 21 den Nachbarschaften und auf der Straße. Wir wissen, nur eine dauerhafte Verankerung
 22 unserer Ziele und Forderungen im realen Leben, in Betrieben und Stadtteilen, die
 23 Beteiligung unserer Mitglieder in allen Auseinandersetzungen auf der Seite der
 24 MehrheitArbeiter*innenklasse und der diskriminierten Gruppen, werden die sozialen 

Verhältnisse verändern können.
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Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.004.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 4 - 11
 4 Vorhaben drängender denn je. Die Menschen in diesem Land erleben inzwischen jeden Tag 
 5 Angriffe auf hart erkämpfte soziale und demokratische Rechte, steigende Preise beim 
 6 Einkauf, Wohnungsnot und zunehmend Sorge um den eigenen Arbeitsplatz. Immer mehr 
 7 spürenwissen, dass etwas fundamental falsch läuft in dieser Gesellschaft: Sieschiefläuft: 

steigende Preise beim Einkauf, Wohnungsnot, zunehmende Sorge um den Arbeitsplatz, immer 
weitere Aushöhlung der sozialen Sicherungssysteme. Die hart erkämpften sozialen und 
demokratischen Rechte werden angegriffen und ausgehebelt. Die Gesellschaft wird immer ärmer,

 8 währendwährend die Konzerne und die Mulitmilliardäre immer reicher werden. Der Markt allein 
bringt keine gerechten Lösungen

 9 hervor und die kapitalistische Wachstumslogik treibt die Welt in den Ruin. Arbeit verbürgt schon 
lange kein sicheres Auskommen mehr, während die Vermögenseinkommen

 10 durch die Decke gehen. Der Staat kannwill sich gegen die Wirtschaftslobby nicht
 11 durchsetzen, sondern lässt sich von ihr bereitwillig in Dienst nehmen. Als Partei stehen wir 

denen, die immer mehr unter Druck stehen, 

Begründung
Die Änderungen sorgen für bessere Verständlichkeit. Außerdem müssen wir unsere Position 
bekräftigen, dass die Marktlogik nie für Gerechtigkeit sorgt und der Staat nicht willens ist, sich gegen 
die Wirtschaftslobby für eine gerechtere Wirtschaftsordnung durchzusetzen. Hier ist der Originaltext 
– wie im übrigen an etlichen anderen Stellen – zu affirmativ.

Antrag L.1.004.2
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: BAG Betrieb & Gewerkschaft

Zeile 4 - 5
 4 Vorhaben drängender denn je. Die Menschen in diesem Land erleben inzwischen jeden Tag 
 5 AngriffeHeute bekräftigen wir unseren Beschluss aus dem Chemnitzer Parteitag Organisierende 

Klassenpartei zu sein, die die vielfältige Mehrheit der Menschen anspricht und an ihrer Seite für 
ihre Interessen eintritt und dafür eine Praxis entwickelt in der wir den Kampf mit den Menschen, 
an den Widersprüchen der kapitalistischen Gesellschaft führen. Wir sind mit dem Anspruch 
angetreten, die Interessen unserer Klasse zu vertreten, all jener, die dazu gezwungen sind, ihre 
Arbeitskraft zu verkaufen, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. Diese Klasse erlebt gerade 
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einen der größten Angriffe in der Nachkriegsgeschichte der BRD auf hart erkämpfte soziale und 
demokratische Rechte, steigende Preise beim 

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.004.3
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: Christina Zacharias, Louise Fessmann, Paul Naujoks und weitere

Zeile 4 - 12
 4 Vorhaben drängender denn je. Die Menschen in diesem Land erleben inzwischen jeden Tag 
 5 Angriffe auf hart erkämpfte soziale und demokratische Rechte, steigende Preise beim 
 6 Einkauf, Wohnungsnot und zunehmend Sorge um den eigenen Arbeitsplatz. Immer mehr 
 7 spüren, dass etwas fundamental falsch läuft in dieser Gesellschaft: Sie wird ärmer, 
 8 während Konzerne reicher werden. Der Markt allein bringt keine gerechten Lösungen 
 9 hervor. Arbeit verbürgt kein sicheres Auskommen mehr, während Vermögenseinkommen 
 10 durch die Decke gehen. Der Staat kann sich gegen die Wirtschaftslobby nicht 
 11 durchsetzen. Als Partei stehen wir denen, die immer mehr

Der Kapitalismus wird von einer tiefen Vielfachkrise durchzogen. Eine strukturelle lange 
wirtschaftliche Depression geht einher mit anhaltend rasanter Umweltzerstörung, die unter 
Druck stehen, 

 12 bedingungslos zur Seite. anderem in einer Klimakatastrophe münden wird. Konzerne und 
Regierende versuchen, Profite durch Angriffe auf Löhne, soziale Rechte und die sozialstaatliche 
Sicherung zu stabilisieren und zu steigern. Gleichzeitig setzen sie auf eine Krisenlösung durch 
eine innovative Wirtschafts- und Technologiepolitik bzw. durch neue Produktionsstrategien der 
Unternehmen. Ein solcher Weg aus der Krise ist nicht in Sicht. Durch Rassismus und Demagogie 
gegenüber Erwerbslosen werden die Menschen gespalten. Wir erleben eine Faschisierung: die 
AfD erstarkt gemeinsam mit anderen faschistischen Kräften. Radikalisierte Konservative und 
Neoliberale führen offenen Klassenkampf von oben, in Kommunen wird bereits mit der AfD 
kooperiert, rassistische und nationalistische Ideologie verbreitet sich. Wir halten dagegen. 
Unsere Initiativen zu Sozialprotesten nutzen wir, um einen breiteren Widerstand aufzubauen, der 
alle sammelt, die angegriffen werden. Wir organisieren Hoffnung, weil wir durch unsere 
Klassenpolitik verbinden, wen Kapital und Regierende auseinandertreiben wollen. Wir bauen 
eine Partei auf, die so radikal ist, wie es die Verhältnisse verlangen: sozial, ökologisch, 
antifaschistisch! Den Angriffen der Konzerne, des Staats, des Kapitals und der Parteien, die ihnen 
dienen, setzen wir organisierte Solidarität entgegen. Auf die Zerstörung von Hoffnung und 
Glauben in die Demokratie antworten wir mit dem Aufbau einer breiten antifaschistischen 
Bewegung, die den Kampf für soziale Reformen mit dem Kampf gegen Rassismus, 
Antisemitismus und Faschismus verbindet. Ihre Militarisierung und Aufrüstung bekämpfen wir im 
Namen einer friedensfähigen Gesellschaft. Ihrer Politik des Ellenbogens, der Rücksichtslosigkeit 
und des kapitalistischen Eigennutzes setzen wir unsere Alternative entgegen: den 
demokratischen und ökologischen Sozialismus. 
Seit dem Parteitag in Chemnitz haben wir unsere 
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Begründung
Die Verschränkung von wirtschaftlichen, ökologischen und demokratischen Krisenelementen ist 
zentral, die Krisenanalyse muss an dieser Stelle des Leitantrages über die Benennung der 
„Bezahlbarkeitskrise“ hinausgehen.

Ein Leitantrag soll handlungsleitend sein und muss daher auf einer zutreffenden Analyse der 
Situation fußen. Im Antrag des Parteivorstandes fehlt eine angemessene Benennung der 
kapitalistischen Krise (ihre verschiedenen Elemente und ihre Tiefe), der Strategien der Herrschenden 
und deren Grenzen (zum Beispiel fehlende Lösungsperspektive, der verschiedenen Formen der 
Angriffe), des Zusammenhangs mit rassistischen und nationalistischen Spaltungsideologien und 
unserer Aufgaben als sozialistischer Klassenpartei.

Antrag L.1.006.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 6 - 9
 6 Einkauf, Wohnungsnot und sorgen sich zunehmend Sorge um dihren eigenen Arbeitsplatz. Immer 

mehr
 7 spüren, dass etwas fundamental falsch läuft in dieser Gesellschaft: Sie wird ärmer,
 8 während Konzerne reicher werden. Der Markt allein bringtkann keine gerechten Lösungen
 9 hervorbringen. Arbeit verbürgt kein sicheres Auskommen mehr, während Vermögenseinkommen 

Begründung
Die Menschen "erleben" nicht nur die Sorge, sondern sorgen sich wirklich.

Der Markt kann per se keine gerechten Lösungen hervorbringen - das ist auch nicht sein Zweck.

Antrag L.1.006.2
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: BAG Bildungspolitik

Zeile 6
 6 Einkauf, Wohnungsnot und zunehmend Sorge um den eigenen Arbeitsplatz und die Zukunft der 

Kinder. Immer mehr 

Begründung
Die Sorge um die Zukunft der eigenen Kinder und Enkel sowie der gesamten Generation treibt 
Menschen um, vor allem wenn sie selbst nicht über genügend Geld und weitere Ressourcen verfügen, 
um private Unterstützung zu leisten.
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Antrag L.1.007.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: KV Kreis Offenbach und OV Dreieich

Zeile 7
 7 spüren, dass etwas fundamental falsch läuft in dieser Gesellschaft: Wir leben in einer Phase des 

Klimakollaps bei gleichzeitigem Kollaps des Kapitalistischen Systems. Entweder werden wir mit 
ihm untergehen oder wir werden durch einen Ökosozialismus den Kapitalismus überwinden. Das 
Kapital will alle Reserven der Staaten und der Bevölkerung für seinen Überlebenskampf 
abgreifen und schert sich einen Dreck um das Überleben von uns. Der Kampf gegen die 
Kriegswirtschaft, gegen die Militarisierung, gegen den Sozialabbau, gegen die gesundheitlichen 
Folgen von Hitze bis hin zum vorzeitigen Tod gelten alle dem gleichen Gegner: dem im Sterben 
liegenden Kapitalismus. Wir sollten ihn rechtzeitig zu Grabe tragen, als Überlebens-Aufgabe und 
für einen demokratischen Ökosozialismus eintreten!Sie wird ärmer, 

Begründung
Wir leben nicht in Multi Krisen, sondern in einer Krise: in der Krise des kapitalistischen Systems! Und 
offensichtlich in seiner Endphase, in der es keine Lösungen anbieten kann, als alles Leben auf 
unserem Planeten zu zerstören und sich selbst damit auch. Wir müssen die Menschen motivieren 
sich für einen demokratischen Ökosozialismus einzusetzen, einen anderen Ausweg gibt es nicht!

Antrag L.1.008.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: SV Gera, Michael Brie, Judith Dellheim und weitere

Zeile 8 - 11
 8 während Konzerne reicher werden. Der Markt allein bringt keine gerechten Lösungen 
 9 hervor. Arbeit verbürgt kein sicheres Auskommen mehr, während Vermögenseinkommen 
 10 durch die Decke gehen. Der Staat kannDas fordert Die Linke zusätzlich heraus, denn sie ist eine 

sozialistische Partei, die die Sorgen der Menschen ernst nimmt, den Bedürftigen zur Seite steht 
und zugleich alle gesellschaftlichen und globalen Hierarchien angreift und letztendlich 
überwinden will. Als sozialistische Partei ist Die Linke eine konsequente Friedenspartei, die will, 
dass Kriege beendet und ihre Ursachen bekämpft werden. Sie ist internationalistisch und 
solidarisch mit den Opfern von Krieg und Gewalt wie mit jenen, die gegen Krieg und Gewalt 
opponieren. Sie klärt immer wieder auf über die Zusammenhänge zwischen kapitalistischen 
Produktionsverhältnissen, Gewalt und Krieg, Ausbeutung, Unterdrückung und Zerstörung der 
natürlichen Lebensbedingungen und setzt sich gegen die Wirtschaftslobby nicht 

 11 durchsetzenmit diesen auseinander. Das prägt ihre Politik in allen gesellschaftlichen Bereichen, 
auch und insbesondere im Wirtschaftsleben der Gesellschaft. Als Partei stehen wir denen, die 
immer mehr unter Druck stehen, 

Begründung
Zu Beginn des Textes soll gleich gesagt werden, was Die Linke ausmacht und daher von anderen 1. 
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Parteien unterscheidet. An anderen Stellen schlagen wir Streichungen vor, so dass der Text nicht 
verlängert wird.

Die Verwendung der Begriffe und die Problembeschreibung sind ungenau: Dass der Markt allein 2. 
keine gerechten Lösungen hervorbringt, sagt auch die bürgerliche Ökonomie. Dass Arbeit kein 
sicheres Auskommen verbürgt, ist keine neue Erfahrung. Die Linke hat seit ihrem Beginn dagegen 
protestiert. Die Vermögen vieler Menschen, die sich vor ihren Lebensrisiken und das Alter 
absichern wollen, werden durch die Regierenden angegriffen, „Der Staat“ ist in wichtigen 
Bereichen mit der Wirtschaftslobby verbunden und handelt in ihrem Interesse. 

Antrag L.1.009.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 9
 9 hervor. Arbeit verbürgtsichert für immer mehr Menschen kein sicheresverlässliches Auskommen 

mehr, während Vermögenseinkommen 

Begründung
Auch in wirtschaftlich starken Phasen war Erwerbsarbeit kein Garant für ein sicheres Auskommen für 
alle. Niedriglöhne, Teilzeit, Saisonarbeit, Soloselbständigkeit oder auch strukturelle 
Benachteiligungen (z. B. Alleinerziehende, Geringqualifizierte) haben schon immer dazu geführt, dass 
ein Teil der Erwerbstätigen finanziell unter Druck stand. Armut trotz Arbeit ist also kein neues 
Phänomen. Richtig ist, dass das Phänomen zugenommen hat. Steigende Preise mit nicht 
gleichermaßen wachsenden Löhnen führen für immer Menschen zu einem Reallohnverlust. 

Trotz späterer Lohnerhöhungen können viele Beschäftigte sich heute noch nicht so viel leisten wie 
vor den Preissteigerungen von 2022 (GENESIS-Online). GENESIS-Online. Abgerufen am 31.05.2026. 
Abgerufen von https://genesis.destatis.de/datenbank/online/statistic/62361/table/62361-0020

Antrag L.1.010.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in:  AG Cuba sí, BAG Frieden und internationale Politik, 
Kommunistische Plattform und weitere

Zeile 10 - 11
 10 durch die Decke gehen. Der Staat kann sich gegen die Wirtschaftslobby nicht 
 11 durchsetzenvertritt in diesem Prozess außerordentlicher sozialer Polarisierungen primär 

Kapitalinteressen; besonders - unter dem Slogan, man müsse kriegstüchtig werden - die 
Interessen der Rüstungsindustrie. Als Partei stehen wir denen, die immer mehr unter Druck 
stehen, 

Begründung
Wenn die Feststellung zuträfe, der Staat könne sich gegen die Wirtschaftslobby (also die 
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Kapitalinteressen) nicht durchsetzen, bedeutete dies ja, er würde den Kampf gegen die 
Kapitalinteressen erfolglos führen. Allerdings führt der Staat keinen ernst zu nehmenden Kampf 
gegen das Kapital, sondern sorgt für Rahmenbedingungen in Sachen Profitmaximierung. Mit der 
Verschlechterung der Rahmenbedingungen organisiert der Staat dennoch das mögliche Optimum für 
das Kapital, was zwangsläufig auf Kosten all derer geht, die ihre Arbeitskraft verkaufen müssen oder 
nicht einmal diese Möglichkeit haben.

Antrag L.1.010.2
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: Paulina Bornheim (Bremen · Nr. 026)

Zeile 10
 10 durch die Decke gehen. Der Staat kann und will sich gegen die Wirtschaftslobby nicht 

Begründung
In der ursprünglichen Form (Der Staat kann sich gegen die Wirtschaftslobby nicht durchsetzen) 
erweckt es den Anschein, als ob der Staat keinerlei Einflussmöglichkeiten auf die Wirtschaftslobby 
hätte und das alles naturgegeben wäre, das ist so aber nicht korrekt.

Der Staat hat große Einflussmöglichkeiten auf die Wirtschaftslobby, weil er die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen festlegt, innerhalb derer Unternehmen und Interessenverbände handeln. Durch 
Gesetze, Verordnungen und Kontrollen kann der Staat bestimmen, welche Formen der Lobbyarbeit 
erlaubt sind und wie transparent diese sein müssen, dies muss die Regierung allerdings wollen und 
das tut sie ganz offensichtlich nicht.

Antrag L.1.011.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: BAG Klimagerechtigkeit

Zeile 11
 11 durchsetzen. Gleichzeitig überschreiten wir längst die biophysikalischen Grenzen unseres 

Planeten.

 12 Damit verlassen wir den sicheren Handlungsspielraum, der menschliches Leben, Landwirtschaft 
und stabile Ökosysteme ermöglicht. Für uns heißt das: Klimagerechtigkeit ist untrennbar mit 
sozialer Gerechtigkeit verbunden. Ökologische Belastungsgrenzen und soziale Mindeststandards 
müssen gemeinsam verteidigt werden. Eine Politik, die planetare Grenzen ignoriert, gefährdet 
die Lebensgrundlagen der Mehrheit und verschärft soziale Ungleichheit. Als Partei stehen wir 
denen, die immer mehr unter Druck stehen, 

Begründung
Die Klimakatastrophe ist das zentrale Problem unserer Zeit und prägt alle sozialen, ökonomischen 
und politischen Konflikte, mit denen wir konfrontiert sind. Wer soziale Gerechtigkeit ernst nimmt, 
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muss deshalb auch die ökologischen Belastungsgrenzen in den Blick nehmen, denn Umweltschutz 
bedeutet eigentlich Menschenschutz. Die Natur kann sich auch ohne menschliche Zivilisationen 
weiterentwickeln, umgekehrt sind wir als Spezies angewiesen auf einen biodiversen 
Handlungskorridor, der unsere Lebensgrundlagen ermöglicht. Es gilt die größte Anstrengung, dem 
immensen Artensterben Einhalt zu gebieten, um unserer Spezies einen resilienteren 
Handlungsspielraum (wie z.B. die Erhaltung fruchtbarer Böden für ökologische Landwirtschaft) zu 
bewahren. Der Änderungsantrag stellt sicher, dass der Leitantrag diese zentrale Dimension der 
gegenwärtigen Krise klar benennt und Klimagerechtigkeit als unverzichtbaren Bestandteil unserer 
Politik verankert.

Antrag L.1.012.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: BV Hamburg-Altona

Zeile 12
 12 bedingungslos zur Seite. Um wirklich etwas durchsetzen oder auch abwehren zu können, müssen 

wir eine organisierende Klassenpartei werden (Siehe Beschluss Leitantrag BPT Chemnitz). D.h. 
die Arbeit in den Betrieben und Gewerkschaften organisieren, denn der Arbeitsplatz ist der 
zentrale Ort des Klassenkonfliktes zwischen den abhängig Beschäftigten und dem Kapital. Es 
braucht die Durchsetzungskraft der abhängig Beschäftigten, die die Gesellschaft mit ihrer 
täglichen Arbeit am Laufen halten: Der arbeitenden Klasse.Seit dem Parteitag in Chemnitz haben 
wir unsere 

Begründung
Im Leitantrag auf dem Parteitag in Chemnitz vor einem Jahr war der Aufbau der Partei zu einer 
organisierenden Klassenpartei ein wichtiges strategisches Ziel. Leider wird in diesem Leitantrag nicht 
mehr darauf Bezug genommen.

Aber um Durchsetzungskraft zu erreichen und das Feld nicht der AfD zu überlassen, ist das eine 
überlebenswichtige gesellschaftliche Aufgabe.

Die Klasse zu organisieren ist ein langfristiger Prozess. Zuerst müssen wir uns einen Überblick 
verschaffen, wo unsere Genoss*innen arbeiten, wo oder ob sie gewerkschaftlich organisiert sind, ob 
es in „ihren“ Betrieben einen Betriebs-, Personalrat oder eine Mitarbeiter*innenvertretung gibt, ob 
sie ev, selbst BR-Mitglied sind oder eine Funktion in der Gewerkschaft inne haben. Auf der Grundlage 
müssen wir die Arbeit in den Betrieben und den Gewerkschaften intensivieren oder z.T. auch 
überhaupt erst aufbauen. Es ist deswegen wichtig,sich auf Bundesparteitagen zu vergewissern wie 
weit die Arbeit gedient ist und vom Stand der Umsetzung dieser Arbeit in den einzelnen Ländern zu 
berichten. .

Wir wissen auch: Die AfD schläft nicht und versucht in Betrieben und Gewerkschaften Fuß zu fassen.
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Antrag L.1.015.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: KV Gießen

Zeile 15
 15 WehrdienstKriegsdienstverweigerungsberatungen ins Leben gerufen, wir schaffen eine breite 

Öffentlichkeit für 

Begründung
Die Bezeichnung „Wehrdienstberatungen“ erweckt den Eindruck einer ergebnisoffenen Beratung über 
den Wehrdienst oder eine Tätigkeit bei der Bundeswehr. Tatsächlich dienen unsere 
Beratungsangebote der Unterstützung von Menschen, die den Kriegsdienst verweigern möchten. Sie 
informieren über das Verfahren der Kriegsdienstverweigerung und unterstützen Antragstellende 
dabei, ihre Erfolgsaussichten im Verfahren zu verbessern. Die präzisere Bezeichnung 
„Kriegsdienstverweigerungsberatungen“ sollte daher verwendet werden.

Antrag L.1.019.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 19
 19 Vorhaben der CDU/SPD-Regierung als das Gegenteil von "Reformen“, als massive 

Begründung
Der gestrichene Textteil ist nicht so verständlich und müsste weiter ausgeführt werden. Aus unserer 
Sicht ist dieser aber entbehrlich.

Antrag L.1.024.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 23 - 24
 23 Beteiligung unserer Mitglieder in allen Auseinandersetzungen auf der Seite der 
 24 Mehrheitderer, die unter der brutalen kapitalistischen Verwertungslogik leiden, werden die 

sozialen Verhältnisse verändern können. Wir müssen als Partei eine feste Basis haben und uns 
als zuverlässige Plattform für die Menschen erweisen. Das heißt es, ein Steinhaus zu bauen.

Begründung
Sich immer der Mehrheit anzuschließen ist keine gute Idee. Sollte z.B. in Deutschland irgendwann der 
Faschismus die Mehrheiten haben, dann werden wir immer noch gegen ihn kämpfen. Die Änderungen 
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bedeuten eine Konkretisierung. Außerdem halten wir es erforderlich, in diesem einleitenden Absatz 
einen Hinweis auf den Titel des Antrages unterzubringen.

Antrag L.1.024.2
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: KV Oberhavel, Hanno Harnisch (Del. KV Prignitz) und Patricia 
Usée

Zeile 24
 24 Mehrheit, werden die sozialen Verhältnisse verändern können.Wir wissen auch, dass einzelne 

Verbesserungen innerhalb der nationalstaatlichen, kapitalistischen Verhältnisse niemals unsere 
Ziellinie darstellen.

Begründung
Als Linke kämpfen wir für konkrete Verbesserungen im Hier und Jetzt. Gleichzeitig dürfen wir nicht 
aus dem Blick verlieren, dass soziale Ungleichheit, Ausbeutung und Konkurrenz strukturell im 
Kapitalismus/Nationalstaat verankert sind. Deshalb verbinden wir alltägliche Kämpfe immer mit der 
Perspektive einer solidarischen, sozialistischen Gesellschaft.

Antrag L.1.027.1
Änderungsantrag zu L.1-00

Antragsteller*in: BV Berlin-Pankow

Zeile 21
 21 Regierungsbeteiligungen, in den Nachbarschaften und auf der Straße. Wir wissen, nur eine 

dauerhafte Verankerung 

Begründung
Wir regieren in Bremen und in Mecklenburg Vorpommern, wir möchten möglichst in Berlin regieren. 
Wir "entlarven" nicht allein, wir übernehmen Verantwortung und zeigen, wie es besser geht.

Antrag L.1.027.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: SV Gera, Michael Brie, Judith Dellheim und weitere

Zeile 27
 27 1. Eine neue WeltordnungWachsende soziale und globale Widersprüche

Begründung
Es gibt (noch) keine neue Weltordnung, sondern fortgesetzte Kämpfe verschiedener globaler Akteure 
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um diese.

Antrag L.1.030.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: OV Dreieich 

Zeile 30 - 33
 30 Krise unserer Gesellschaft Bahn bricht, macht sich breit. Und es ist begründet. Das 
 31 Exportmodell der Bundesrepublik, jahrzehntelang sowohl von Staat als auchOhne eine 

Enteignung von Wohnungskonzernen, von Energiebetrieben, von Krankenhaus-Konzernen, 
Telekommunikationskonzernen und weiteren Betriebe des öffentlichen Daseins-Versorgung wird 
es ganz offensichtlich nicht gehen, weil das Kapital

 32 verfolgt alsin seinem Überlebenskampf keine Zugeständnisse machen wird. Es will weiterhin mit 
fossilen Rohstoffen die Profite einstreichen, weil sie wesentlich höher sind als sie mit 
erneuerbarer Energie möglich sind. Eine Demokratisierung der Gesellschaft ist nicht im Interesse 
des Kapitals, erst recht nicht in der jetzigen Phase! Deshalb bleibt unsere zentrale wirtschaftliche 
Strategie, ist an seine Grenzen geraten und 

 33 bricht für immer mehr Branchen zusammen:Aufgabe uns in der Gesellschaft zu verankern und 
für eine solidarische und friedliche Welt zu kämpfen. Wichtige Industriezweige fallen gegenüber 

Begründung
Die Überlegungen die Milliardäre zu höheren Steuersätzen zu verpflichten, wird von der SPD immer 
wieder erhoben und wieder fallen gelassen. Sie weiß genau, dass ist eine populäre Forderung, die 
erst einmal beruhigt, aber sie wird nicht wirklich etwas verändern! Doch warum soll man einem Dieb, 
der uns das Geld aus der Tasche klaut, sein Diebesgut nicht wegnehmen, sondern nur versteuern, 
damit er sich auf den nächsten Raubzug begeben kann? So erleben wir es doch hautnah bei den 
Konzernen in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens! Man kann sie nur enteignen, so wie 
jeden anderen Dieb auch.

Antrag L.1.030.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: Martin Günther (Mitglied des Europaparlaments, Parteirat)

Zeile 30 - 38
 30 Krise unserer Gesellschaft Bahn bricht, macht sich breit. Und es ist begründet. Das 
 31 Exportmodell der Bundesrepublik, jahrzehntelang sowohl von Staat als auchSeit Jahrzehnten 

wurde von Regierungen und Kapital
 32 verfolgt als zentrale wirtschaftlicheimmer wieder die Strategie, ist an verfolgt eine schwache 

Binnennachfrage durch einen Außenhandelsüberschuss auszugleichen. Deshalb wurde magisch 
das Ziel der Steigerung der „internationalen Wettbewerbsfähigkeit“ verfolgt. Und dies bedeutete 
Lohnsteigerungen zu begrenzen oder möglicherweise sogar zu senken. Regierungen haben 
versucht unter Verletzung der Tarifautonomie Gewerkschaften mit Lohnleitlinien zu gängeln. 
Wenn dies nicht gelang, wurde systematisch die Kampfkraft der Gewerkschaften durch 
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Spaltungen der Belegschaften beschädigt. So zuletzt mit der Agenda 2010. Deshalb sind die 
sogenannten „Lohnstückkosten“ Deutschlands tendenziell niedriger als in vielen anderen 
Ländern. Das Resultat war faktisch der Export von Arbeitslosigkeit und eine erzwungene 
Verschuldung des Auslandes. Dies war und ist eine moderne Variante des 
Wirtschaftsimperialismus ohne dass die Notwendigkeit bestand Kriegsschiffe zu entsenden und 
andere Länder militärisch zu überfallen. Diese Politik ist an sein Ende gekommen, da andere 
Länder sich diese aggressive Politik Deutschlands nicht mehr gefallen lassen.

Auch innenpolitisch lässt sich die Politik der Lohndrückerei nicht mehr problemlos fortsetzen. 
Für viele Menschen ist der Lohn ohnehin schon so knapp, dass es häufig schwierig ist über die 
Runden zu kommen. Es ist das Gegenteil von Lohndrückerei notwendig: Die Löhne müssen 
stärker steigen als bisher und deshalb muss die Kampfkraft der Gewerkschaften gestärkt 
werden. Die Reregulierung des politischen Rahmens in der Arbeitswelt, die Verbesserung der 
politischen Rahmenbedingungen der Gewerkschaften ist für die Linke von zentraler Bedeutung, 
sie ist ein zentrales Gründungsmotiv für unsere Partei.

Die Abspaltungen von Teilen der Beschäftigten durch ungesicherte Arbeitsverhältnisse, die vor 
allem durch die Agenda 2010 erfolgten, müssen korrigiert werden. Im Grundsatz muss jeder 
Beschäftige einen unbefristeten Arbeitsplatz beanspruchen können, Leiharbeit muss 
zurückgedrängt werden und die vielen perfiden und unsozialen Formen von 
Scheinselbständigkeit sind zu verbieten.

Alle Menschen die unter solchen ungeschützten Bedingungen arbeiten müssen, führen ein Leben 
der Unsicherheit. Zukunftsplanungen sind faktisch unmöglich. Und für die Menschen, die in noch 
gesicherten Verhältnissen arbeiten, wirken diese ungesicherten Arbeitsverhältnisse wie eine 
disziplinarische Peitsche: Wer weis ob ich nicht auch morgen oder in ein paar Jahren meinen 
gesicherten Job verliere und auch gezwungen werde einen ungeschützten Job machen zu 
müssen? Das fragen sich viele, häufig als versteckte und quälende Zukunftsangst über die man 
am besten gar nicht erst so genau nachdenkt. Und wenn dann es darum geht seine Grenzen 
geraten und 

 33 bricht für immer mehr Branchen zusammen: Wichtige Industriezweige fallen gegenüber 
 34 China und den USA zurück, weil Innovationen und Investitionen verschlafen wurden, und 
 35 weil Europa in Sachen Klimatechnologien und Digitalwirtschaft den Anschluss zu 
 36 verpassen droht. Fehlende Investitionen haben auch die europäische Binnennachfrage 
 37 über JahrzehnteInteressen zu vertreten, Mitglied in einer Gewerkschaft zu werden, für den 

Betriebsrat zu kandidieren oder gar einem Streikaufruf zu folgen, dann lassen die mutigsten und 
wütendsten sich nicht davon schrecken, dass der Chef sie schief anschaut. Diejenigen, die nicht 
so gute Nerven haben, neigen dann schnell zum Rückzug. Wie die Spaltung von Belegschaften 
letztlich aussieht hat vielfältige Formen. Aber das Resultat ist immer das gleiche: Die kollektive 
Kampfkraft ist geschwächt und die einseitige Exportabhängigkeit der Wirtschaft so 

 38 hervorgerufen. Kapitalseite kann ihr Terrain ausweiten.

Die Linke wird alles daransetzen, dass die politischen Rahmenbedingungen für diese 
entwürdigende Lebensrealität verändert werden.

Die Würde des Menschen ist unantastbar! Das muss auch in der Arbeitswelt gelten!
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Wer weis wie viele Menschen tagtäglich unter unwürdigen, ungeschützten Arbeitsverhältnissen 
leiden? Sich zudem nicht trauen darüber mit anderen zu sprechen, manche gar die Schuld bei 
sich selbst suchen? Wie viele dieser Menschen wählen in ihrer Verzweiflung dann eine 
vollkommen abwegige Partei? Deshalb ist der Kampf für gesicherte und menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen auch ein zentraler Baustein einer antifaschistischen Wirtschaftspolitik.

Zur Stärkung der Binnennachfrage gehört über deutliche Lohnsteigerungen hinaus auch 
öffentliche Investitionen in viele wichtige Bereiche, vor allem durch deutlich bessere finanzielle 
Ausstattung der Kommunen. Schulen, Universitäten, Freibäder, Instandsetzung von Straßen und 
Schienen, … die Liste der öffentlichen Einrichtungen in die investiert werden muss, ist noch 
deutlich länger.

Die Klimakrise führt inzwischen auf der ganzen Welt zu hohen 

Begründung
Dass das „Exportmodell“ zusammenbricht, ist richtig. Präzise müsste es hier um den 
„Außenhandelsüberschuss“ gehen, also um die Differenz zwischen Exporten und Importen. Als 
Ursache für den Rückgang werden angebotspolitische Fehler benannt, d.h. implizit wird gesagt, dass 
die Exporte und damit die internationale Wettbewerbsfähigkeit besser laufen könnte wenn nicht 
innovative „Investitionen verschlafen wurden“. Das ist reine neoliberale Position. Dass mittlerweile 
viele Länder aufgeholt haben oder sich regulatorisch gegen diese Form imperialer deutscher 
Wirtschaftspolitik stellen, ist mehr als verständlich. Verständlich ist aber nicht, wenn die Linke sich 
für die Fortsetzung dieser Politik stark macht. Davon unabhängig ist es sinnvoll auf einen sozial-
ökologischen Umbau der Wirtschaft, einer Transformation zu drängen. 

Schon seit der Nachkriegszeit war es immer ein Mittel in der Bundesrepublik eine begrenzte oder 
schwächelnde Binnennachfrage durch Exporte und Exportüberschüsse zu stimulieren. Dabei ging es 
immer wieder darum auch von Regierungsseite die Gewerkschaften zu „maßvollen“ Lohnabschlüssen 
zu motivieren um so die „internationale Wettbewerbsfähigkeit“ zu unterstützen. Wenn Gewerkschaf-
ten nicht durch „Überzeugungsarbeit“ (siehe „Bündnis für Arbeit“ unter Schröder) zur „Einsicht“ ge-
bracht werden konnten, wurde auch schon mal die Brechstange angesetzt. So zuletzt mit der Agenda 
2010 mit der weiteren Deregulierung des Arbeitsmarktes. Belegschaften wurden so geschwächt und 
gespalten und die tarifpolitische Defensive der Gewerkschaften verschärft.

Begonnen hatte diese Politik bereits Mitte der 1980er Jahre mit dem Blüm’schen 
„Beschäftigungsförderungsgesetz“. Die negative Wirkung auf gewerkschaftliche 
Handlungsmöglichkeiten zeigten sich spätestens mit Beginn der 1990er Jahre.

Für uns müsste das Desaster der Politik der Exportüberschusse durch politisch gewolltes 
Lohndumping insbesondere durch die Agenda 2010 von zentraler Bedeutung sein. Die Konsequenz 
kann nur heißen Binnennachfrage stärken, insbesondere alles dafür tun, dass die 
Durchsetzungsbedingungen für die Gewerkschaften in Lohnauseinandersetzungen gestärkt werden. 
Und das heißt für die Linke als politischer Akteur die Bekämpfung ungeschützter Arbeitsformen also 
Kampf gegen Befristungen, Leiharbeit, Scheinselbstständigkeit und weiteren irregulären 
Arbeitsformen!

Davon ist in dem gesamten Leitantrag leider nichts erwähnt. Es taucht zwar die Bekräftigung auf, dass 
man bei Tarifkämpfen an der Seite der Gewerkschaften stehe, aber es findet sich nichts wie die 
konkrete Unterstützung gewerkschaftlicher Kämpfe aussehen kann. Die Linke ist insbesondere 
notwendig um als verlängerter Arm der Gewerkschaften zusammen mit den Gewerkschaften prekäre 

- Seite 22 -



Arbeitsformen wie Befristungen, Leiharbeit, Scheinselbständigkeit und andere Formen ungeschützter 
Arbeit politisch zu bekämpfen. Denn mit Kolleginnen und Kollegen in solchen Arbeitsformen lässt 
sich nicht besonders gut streiken, diese Arbeitsformen füh-ren zur Schwächung und Spaltung von 
Belegschaften und verschlechtern die Durchsetzungsmöglichkeiten der Gewerkschaften.

Antrag L.1.031.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 31 - 32
 31 Exportmodell der Bundesrepublik,„Exportmodell Deutschland“ - jahrzehntelang sowohl von 

Staat als auch Kapital
 32 verfolgt als zentrale wirtschaftliche Strategie, verfolgt und propagiert - ist an seine Grenzen 

geraten und 

Begründung
Die Änderungen sollen darauf hinweisen, dass wir dieses “Exportmodell” und die damit verbundene 
Strategie nicht gutheißen – wie oben erläutert hat die ursprüngliche Formulierung einen eher 
affirmativen Charakter hinsichtlich des Status Quo.

Antrag L.1.033.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 33 - 38
 33 bricht für immer mehr Branchen zusammen: Wichtige Industriezweige fallen gegenüber 
 34 China und den USA zurück, weil Innovationen und Investitionen verschlafen wurden, und 
 35 weil Europa in Sachen Klimatechnologien und Digitalwirtschaft den Anschluss zu 
 36 verpassen droht. Fehlende Investitionen haben auch die europäische Binnennachfrage 
 37 über Jahrzehnte geschwächt und die einseitige Exportabhängigkeit der Wirtschaft so 
 38 hervorgerufzusammen. Die Klimakrise führt inzwischen auf der ganzen Welt zu hohen 

Antrag L.1.034.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 34 - 38
 34 China und den USA zurück, weil notwendige Innovationen und Investitionen verschlafen, 

Investitionen und eine strategische Orientierung auf die Entwicklung des Binnenmarkts über 
Jahre verhindert wurden, und 
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 35 weil Europa in Sachen Klimatechnologien und Digitalwirtschaft den Anschluss zu 
 36 verpassen droht. Fehlende. Jahrzehntelange Lohnzurückhaltung, Sozialabbau und fehlende 

öffentliche Investitionen haben auch die europäischedie deutsche Binnennachfrage
 37 über Jahrzehnte geschwächt und die einseitige Exportabhängigkeit der deutschen Wirtschaft so 
 38 hervorgerufenweiter verschärft und damit eine Produktivkraftentwicklung enorm gehemmt. 

Darin zeigt sich eine strukturelle Überakkumulations- und Unterkonsumtionskrise: Nicht weil 
„wir über unsere Verhältnisse” leben oder in "Teilzeit-Luxus", gerät das Modell in die Krise, 
sondern weil große Teile der Bevölkerung unter ihren gesellschaftlich möglichen Verhältnissen 
leben müssen. Der Ausweg liegt daher nicht in "Gürtel enger schnallen", sondern in höheren 
Löhnen, Arbeitszeitverkürzung bei Personalausgleich, Umverteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums sowie dem Ausbau und der Vergesellschaftung zentraler Bereiche der Ökonomie und 
sozialen Reproduktion. Die Klimakrise führt inzwischen auf der ganzen Welt zu hohen 

Begründung
Charakterisierung der Krise des bundesrepublikanischen Wirtschaftsmodells als eine zu lösende 
Krise des künstlich geschaffenen Mangels im Überfluss.

Friedrich Engels, “Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft”, S. 219f:
“Und der Charakter dieser Krisen ist so scharf ausgeprägt, daß Fourier sie alle traf, als er die erste 
bezeichnete als: crise pléthorique, Krisis aus Überfluß. In den Krisen kommt der Widerspruch 
zwischen gesellschaftlicher Produktion und kapitalistischer Aneignung zum gewaltsamen Ausbruch. 
Der Warenumlauf ist momentan vernichtet: das Zirkulationsmittel, das Geld, wird 
Zirkulationshindernis; alle Gesetze der Warenproduktion und Warenzirkulation werden auf den Kopf 
gestellt. Die ökonomische Kollision hat ihren Höhepunkt erreicht: Die Produktionsweise rebelliert 
gegen die Austauschweise. Die Tatsache, daß die gesellschaftliche Organisation der Produktion 
innerhalb der Fabrik sich zu dem Punkt entwickelt hat, wo sie unverträglich geworden ist mit der 
neben und über ihr bestehenden Anarchie der Produktion in der Gesellschaft- diese Tatsache wird 
den Kapitalisten selbst handgreiflich gemacht durch die gewaltsame Konzentration der Kapitale, die 
sich während der Krisen vollzieht vermittelst des Ruins vieler großen und noch mehr kleiner 
Kapitalisten. Der gesamte Mechanismus der kapitalistischen Produktionsweise versagt unter dem 
Druck der von ihr selbst erzeugten Produktivkräfte. Sie kann diese Masse von Produktionsmitteln 
nicht mehr alle in Kapital verwandeln; sie liegen brach, und ebendeshalb muß auch die industrielle 
Reservearmee brachliegen. Produktionsmittel, Lebensmittel, disponible Arbeiter, alle Elemente der 
Produktion und des allgemeinen Reichtums sind im Überfluß vorhanden. Aber "der Oberfluß wird 
Quelle der Not und des Mangels" (Fourier), weil er es gerade ist, der die Verwandlung der 
Produktions- und Lebensmittel in Kapital verhindert.“
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Antrag L.1.034.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 34 - 35
 34 China und den USA zurück, weil Innovationen und Investitionen verschlafen wurden, und 
 35 weil Europa in Sachen Klimatechnologien und Digitalwirtschaft den Anschluss zu 

Begründung
Es ist nicht unsere Aufgabe, "mangelnde Investitionen" zu beklagen.

Antrag L.1.034.3
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Oberhavel, Hanno Harnisch (Delegierter, KV Prignitz) und 
Patricia Usée

Zeile 34 - 38
 34 China und den USA zurück, weil Innovationen und Investitionen verschlafen wurden, und 
 35 weil Europa in Sachen. Europas drohender Verlust des Anschlusses bei Klimatechnologien und 

Digitalwirtschaft den Anschluss zu 
 36 verpassen droht. Fehlende Investitionenist Ergebnis politischer Blockaden. Starke Kräfte aus der 

politischen Mitte bis ins rechte Spektrum und ihre Freunde aus der Fossillobby haben auch die 
europäische Binnennachfrage
die notwendige Transformation systematisch ausgebremst, um bestehende Geschäftsmodelle zu 
sichern. Kurzfristige Profitinteressen standen dabei über Jahrzehnte geschwächt und die 
einseitige Exportabhängigkeit der Wirtschaft so 

 38 hervorgerufenZukunftssicherung und sozial gerechtem Wirtschaftsumbau. Bis heute verweigern 
maßgebliche politische Kräfte ein verbindliches Bekenntnis zur Umsetzung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und der daraus folgenden Klimaverpflichtungen. Die Klimakrise führt inzwischen 
auf der ganzen Welt zu hohen 

Begründung
Die ursprüngliche Formulierung (in Zeile 33-36 legt nahe, dass der Rückstand Europas in erster Linie 
auf ein ‚Verschlafen‘ von Innovationen und Investitionen zurückzuführen sei. Diese Darstellung greift 
zu kurz. Die Klimakrise und die notwendige wirtschaftliche Transformation sind nicht allein durch 
einen technischen oder investiven ‚Nachholprozess‘ lösbar, sondern ein politisch und 
gesellschaftlich umkämpfter Prozess. Zudem wurden notwendige Investitionen und 
Transformationsschritte in der Vergangenheit nicht lediglich versäumt, sondern vielfach aktiv 
behindert und verzögert, insbesondere durch den Einfluss fossiler Interessen und politischer Kräfte, 
die an bestehenden Geschäftsmodellen festhalten. Die Änderung trägt dieser realistischeren und 
politisch präziseren Analyse Rechnung.
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Antrag L.1.036.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 36
 36 verpassen droht. Fehlende Investitionen haben auch die europäische Binnennachfrage 

Begründung
Vor allem die deutsche Binnennachfrage ist das Problem.

Antrag L.1.045.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 45
 45 bereichern. Entscheidend beschleunigt wurde dies durch den weitgehenden Wegfall 

vergleichsweise günstiger russischer Energielieferungen, verursacht durch die Sanktionen und 
Lieferstopps in Folge des Ukrainekriegs. Dies steht im Kontext der imperialistischen 
Konfrontation des NATO-Blocks gen Osten. Insbesondere die von den USA seit Jahrzehnten 
verfolgte Abspaltung deutscher Industrie von Energie und Rohstoffen aus Russland hat die 
aktuelle Krise energieintensiver Industriezweige und der Lebenshaltungskosten der Bevölkerung 
wesentlich mit befeuert. Arbeitsplätze sind bedroht und Menschen finden sich in sozialen 
Notlagen 

Begründung
Energiepreisschock als doppelte Belastung: Krise energieintensiver Industrie und Schwächung der 
Binnennachfrage

Der bisherige Text benennt steigende Kosten für importierte fossile Energieträger und deren soziale 
Folgen, lässt aber eine wichtige Ursache des Energiepreisschocks und seine Bedeutung für die 
aktuelle Industriekrise unbenannt. Diese analytische Lücke sollte geschlossen werden.

Die Größenordnung des Energiepreisschocks ist amtlich dokumentiert. Nach Angaben der 
Bundesnetzagentur stieg der durchschnittliche Gaspreis im Großhandel von 47 Euro je 
Megawattstunde im Jahr 2021 auf 123,8 Euro je Megawattstunde im Jahr 2022. Ende August 2022 
erreichte er mit 315,9 Euro je Megawattstunde seinen Höchststand und lag damit etwa viermal so 
hoch wie vor Beginn des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine. Gleichzeitig sank der Anteil 
Russlands an den deutschen Gasimporten von 52 Prozent im Jahr 2021 auf 22 Prozent im Jahr 2022; 
die Lieferungen über Nord Stream 1 gingen Anfang September 2022 auf null zurück.

Die Deutsche Bundesbank führt den starken Anstieg der Energiepreise insbesondere auf die 
Verknappung russischer Gaslieferungen sowie auf den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine 
zurück. Deutschland war aufgrund seiner vorherigen hohen Abhängigkeit von russischem Gas im 
Vergleich zu vielen Handelspartnern besonders stark betroffen.
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Die Auswirkungen beschränkten sich nicht auf die Exportindustrie. Das Statistische Bundesamt 
stellte fest, dass die hohe Inflation im Jahr 2022 vor allem durch Preissteigerungen bei 
Energieprodukten und Nahrungsmitteln seit Beginn des Krieges in der Ukraine getrieben wurde. Im 
Oktober 2022 lag die Inflationsrate bei 10,4 Prozent; Verbrauchsgüter, zu denen insbesondere Energie 
und Nahrungsmittel gehören, verteuerten sich gegenüber dem Vorjahresmonat um 23,8 Prozent.

Zugleich wirkten die hohen Energiekosten auf die Herstellung von Waren des täglichen Bedarfs 
durch. Destatis bezeichnete die Energiepreisentwicklung im August 2022 als hauptverantwortlich für 
den Anstieg der gewerblichen Erzeugerpreise. Die Erzeugerpreise für Verbrauchsgüter lagen damals 
16,9 Prozent höher als ein Jahr zuvor. Im Oktober 2022 waren Verbrauchsgüter auf Erzeugerebene 19,0 
Prozent und Nahrungsmittel 25,1 Prozent teurer als im Vorjahresmonat.

Diese Preisentwicklung traf die Haushalte unmittelbar. Die Reallöhne sanken im Jahr 2022 nach 
revidierten Ergebnissen des Statistischen Bundesamtes um 4,0 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Die 
monatlichen Konsumausgaben privater Haushalte stiegen zugleich durchschnittlich um 223 Euro 
beziehungsweise 8,5 Prozent, insbesondere wegen höherer Ausgaben für Wohnenergie, Kraftstoffe 
und Lebensmittel.

Damit wurde auch die Möglichkeit geschwächt, die Krise des Exportmodells durch eine stärkere 
Binnenorientierung aufzufangen. Zwar überlagerten 2022 noch Nachholeffekte nach der Corona-
Pandemie die dämpfenden Wirkungen der Preissteigerungen auf den Konsum. Im Jahr 2023 ging der 
private Konsum jedoch preisbereinigt um 0,8 Prozent zurück; das Statistische Bundesamt führt dies 
vor allem auf die hohen Verbraucherpreise zurück. Die schwache inländische Nachfrage belastete 
damit die wirtschaftliche Entwicklung zusätzlich zur Export- und Industriekrise.

Die Ersetzung behauptet nicht, dass sämtliche langfristigen Probleme des deutschen 
Wirtschaftsmodells allein aus dem Energiepreisschock entstanden seien. Sie ergänzt jedoch die 
bislang fehlende zentrale Analyse: Der im Zusammenhang mit Krieg, Sanktionen und Lieferstopps 
erfolgte Wegfall russischer Energielieferungen belastete nicht nur die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit energieintensiver Branchen, sondern auch Produktion, Verbraucherpreise, 
Kaufkraft und Binnennachfrage. Die Kosten dieser Entwicklung wurden vor allem von Beschäftigten, 
Verbraucher*innen und betroffenen Betrieben getragen, während Teile der Energiewirtschaft 
außergewöhnliche Krisengewinne erzielen konnten.

Antrag L.1.051.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 53
 53 Kriegen. Kriegen. Die Welt wird erschüttert von einer wachsenden Reihe von 

Weltneuordnungskriegen, die von den globalen imperialistischen Mächten angezettelt werden. 
Sie sind völkerrechtswidrige Angriffe und Kriege, die als Stellvertreterkriege auf eine neue große 
Auseinandersetzung der Hauptmächte vorbereiten sollen oder auch nur unkontrolliert auf einen 
solchen Weltenbrand hintreiben. Der Kampf um Weltmärkte und politische Einflusszonen, um 
militärische und ökonomische Vorherrschaft prägt immer mehr die Tagespolitik in allen Teilen 
der Welt. 

Historisch waren es dabei nicht bloß bestehende Kräfteverhältnisse zwischen Staaten, die zu 
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großen Kriegen führten, sondern vor allem Veränderungen in Kräfteverhältnissen. Aus Sicht des 
deutschen Kapitals soll Deutschland deshalb „kriegstüchtig“ werden, um seine ökonomischen 
und geopolitischen Interessen notfalls auch militärisch international durchsetzen zu können. Im 
Wettlauf um die Neuaufteilung der Welt will Deutschland nicht das Nachsehen haben.

 54 Seit dem völkerrechtswidrigen Angriff der USA und Israels auf den Iran - der 

Begründung
Richtige analytische Einordnung des Kriegsgeschehens auf der Welt

Antrag L.1.051.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 51 - 57
 51 Die akuteste und bedrohlichste Krise, die sich in den letzten Monaten im Alltag der
 52 Menschen am deutlichsten zeigt, ist die Eskalation von militärischer Gewalt und
 53 Kriegen. Seit dem völkerrechtswidrigen Angriff der USA und Israels auf den Iran – der
 54 auch von US-Basen in Deutschland aus verübt wird – erleben wir einen Flächenbrand im
 55 Nahen Osten und eine Katastrophe für die Menschen in der Region. Die wirtschaftlichen
 56 Auswirkungen machen sich gerade in der ganzen Welt bemerkbar, auch hierzulande. Es
 57 droht eine globale Energiekrise und Rezession, die die Ärmsten am härtesten trifft.

Begründung
Die Verbindung von Bombardements und im gleichen Abschnitt die Sorge um die "Ressourcen" und 
mögliche Rezession ist eine unglückliche Verknüpfung. Der Sachverhalt wird an anderer Stelle des 
Leitantrages (und in anderen Anträgen) besser und genauer benannt, deshalb hier Streichung.

Antrag L.1.054.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 54 - 55
 54 auch von US-Basen in Deutschland aus verübt wird - erleben wir einen Flächenbrand im 
 55 Nahen Ostenin Westasien und eine Katastrophe für die Menschen in der Region. Die 

wirtschaftlichen 

Begründung
“Naher Osten” als eurozentristischen Begriff in Texten der Linken vermeiden.
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Antrag L.1.054.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 54 - 55
 54 auch von US-Basen in Deutschland aus verübt wird - erleben wir einen Flächenbrand im 
 55 Nahen Ostenin Westasien und eine Katastrophe für die Menschen in der Region. Die 

wirtschaftlichen 

Begründung
„Naher Osten“ ist ein eurozentrierter Begriff

Antrag L.1.054.3
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität , KV Karlsruhe , Lara Kubach (Del. 
Baden-Württemberg)

Zeile 54 - 55
 54 auch von US-Basen in Deutschland aus verübt wird - erleben wir einen Flächenbrand im 
 55 Nahen Ostenin SWANA (Südwestasien/Nordafrika) und eine Katastrophe für die Menschen in der 

Region. Die wirtschaftlichen 

Zeile 68
 68 Grönland, den Panamakanal und die Straße von Hormus. Trumps Vorgehen im Nahen Osten, in 

SWANA, 

Zeile 88
 88 souveräne Staaten wie Kuba.

Begründung
Der Begriff „Naher Osten“ ist ein kolonialer, eurozentrischer Begriff, der Menschen und Regionen von 
außen benennt und dabei Hierarchien einebnet.

Der Begriff SWANA benennt Südwestasien und Nordafrika präziser und dekolonialer. Hierdurch wird 
die Vielfalt der Communities in Südwestasien und Nordafrika sichtbar, statt sie zu vereinheitlichen 
oder zu entmenschlichen.
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Antrag L.1.057.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BV Pankow

Zeile 57
 57 droht eine globale Energiekrise und Rezession, die die Ärmsten überall am härtesten trifft. Das 

heißt für Deutschland auch, sich aus der Abhängigkeit fossiler Energien endlich zu befreien.

Begründung
Die Abkehr von fossilen Energien ist eine politische, klimapolitische und wirtschaftliche 
Notwendigkeit, um Abhängigkeiten zu verringern.

Antrag L.1.058.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 58 - 68
 58 Das Handeln der USA unter Präsident Trump zeigt einmal mehr: Die alte Weltordnung ist Die 

Konflikte der Gegenwart - die Aggressionen gegen Venezuela und Iran, die Kriege in Gaza, im 
Libanon und in der Ukraine - können 

 59 nicht mehr. Die transatlantische Partnerschaft, die über Jahrzehnte der Glaubenssatz 
 60 deutscher und europäischer Außenpolitik war, steht immer deutlicher in Frage. Die USA 
 61 unter Donald Trump verfolgen unverhohlen eine Außenpolitik, in der sie versuchen, mit 
 62 brutaler Gewalt - mal ökonomisch, mal militärisch - anderen Ländern ihren Willen 
 63 aufzuzwingen. Die ökonomische und militärische Vorherrschaft der USA wird durch neue 
 64 und die bisherigen globalen Akteure - Russland, China, Indien, Japan und die 
 65 Europäische Union - herausgefordert. Hier treffen sich aktuell die Politiken von 
 66 Trump und Putin. Russland will den Regime-Change und Landgewinne in der Ukraine, die 
 67 USA wollen getrennt voneinander betrachtet werden. Sie sind Ausdruck der globalen Krise des 

Kapitalismus und der Neuordnung der Kräfteverhältnisse imperialistischer Mächte. Der westliche 
Imperialismus hat das Öl Irans und Venezuelas und die politische und 
ökonomischeökonomische und technologische Entwicklungspotential Chinas unterschätzt. Nun 
versucht er durch Aufrüstung und geopolitische Konfrontation seine Vormachtstellung zu 
verteidigen. Die imperialistische Rivalität/Konfrontation spitzt sich zu und die Gefahr neuer 
Kriege wächst. Die USA unter Donald Trump verfolgt unverhohlen eine brutale Außenpolitik, die 
von Handelskriegen über Aufrüstung bishin zur Verschärfung globaler Blockkonfrontationen 
reicht, um anderen Ländern ihren Willen aufzuzwingen. Insbesondere durch den Aufstieg Chinas 
als konkurrierende imperialistische Macht über gerät die US-Hegemonie seit den 2010er Jahren 
zunehmend unter Druck. Die ökonomische und militärische Vorherrschaft der USA wird durch 
neue und die bisherigen globalen Akteure - Russland, China, Indien, Japan und die Europäische 
Union - herausgefordert. Hier treffen sich aktuell die Politiken von Trump und Putin. Russland 
will den Regime-Change und Landgewinne in der Ukraine und die Ausdehnung des westlichen 
Einflussbereichs stoppen. Als Hegemonialmacht wollen die USA ihren Einfluss auf Ölresourcen im 
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Iran und in Venezuela, sowie auf politisch und ökonomisch bedeutende Regionen wie 
 68 Grönland, den Panamakanal und die Straße von Hormus sichern. Ziel ist unter anderem die 

Aufrechterhaltung bzw. Absicherung der Kontrolle über zentrale Energie- und Handelsstrukturen 
im globalen Wirtschaftssystem. Trumps Vorgehen im Nahen Osten, 

Antrag L.1.058.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BV Pankow

Zeile 58
 58 Jeder Mensch hat Anspruch auf Sicherheit und ein würdiges Leben. Doch Kriege, Hunger, soziale 

Ungleichheit und die Klimakrise verschärfen weltweit Instabilität und Armut. Es gibt mehr 
autoritäre Regierungen und Kriege und bewaffnete Konflikte nehmen zu - befeuert durch 
Machtkämpfe und Ressourcenknappheit. Deutschland und die EU schwächen die internationale 
Ordnung durch doppelte Standards, Aufrüstung und Kürzungen bei humanitärer Hilfe und 
Entwicklungszusammenarbeit. Damit fördern sie auch eine rechte Politik der 
Entsolidarisierung.Das Handeln der USA unter Präsident Trump zeigt einmal mehr: Die alte 
Weltordnung ist 

Begründung
Kriege, Hunger, soziale Ungleichheit und Klimakrise hängen zusammen und gefährden für Millionen 
Menschen Lebensgrundlage und Sicherheit.

Die Bundesregierung & die EU verschärft die aktuellen Entwicklungen u.a. durch doppelte Standards 
und ihre Kürzungspolitik, damit stärkt sie zugleich die politische Rechte.

Antrag L.1.058.3
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik Hamburg und BO 
Hamburg-Dulsberg

Zeile 58 - 59
 58 Das Handeln der USA unter Präsident Trump zeigt einmal mehr: Die alte Weltordnung ist , in der 

die "liberale Demokratie" als das "Ende der Geschichte" propagiert wurde und die USA als 
Weltmacht vorherrschten, ist im Umbruch. Die USA sind ökonomisch, politisch, moralisch und 
kulturell im Sinkflug. "The American Way of Life" taugt 

 59 nicht mehr. (mehr) als Leitbild für die Welt. Diese Krise ist zu begrüßen.

 60 Die transatlantische Partnerschaft, die über Jahrzehnte der Glaubenssatz 

Begründung
Es gibt keinen (guten) Grund, der alten Weltordnung nachzutrauern.

Und Francis Fukuyama hat seine These mittlerweile zurückgenommen.
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Antrag L.1.060.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 60
 60 deutscher und europäischer Außenpolitik war, steht immer deutlicher in Frage. Die USA Es ist an 

der Zeit, die NATO endlich aufzulösen! Dafür sollte die BRD aus den militärischen Strukturen der 
NATO austreten und eine Politik im Einklang mit dem Völkerrecht verfolgen. Die USA 

Begründung
Wenn die NATO erledigt ist, können transatlantische und auch andere Partnerschaften gedeihen.

Antrag L.1.065.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: AG Cuba sí, BAG Frieden und internationale Politik, 
Kommunistische Plattform und weitere

Zeile 65 - 71
 65 Europäische Union - herausgefordert. Hier treffen sich aktuell die Politiken von 
 66 Trump und Putin. Russland will den Regime-Change und Landgewinne in der Ukraine, die 
 67 USA wollen das Öl Irans und Venezuelas und die politische und ökonomische Macht über 
 68 Grönland, den Panamakanal und die Straße von Hormus. Trumps VorgehenDiese Politik des US-

Imperialismus entspricht dessen strategischem Ziel, die einzige Weltmacht zu bleiben und somit 
den Kampf um die Vorherrschaft für die USA zu entscheiden. Diese Strategie wurde von Zbigniew 
Brzeziński 1997 in seiner Abhandlung „Die einzige Weltmacht: Amerikas Strategie der 
Vorherrschaft“ entworfen und durch die US-Politik realisiert. Sie wird nun von Donald Trump in 
besonders aggressiver, faschistoider Weise verfolgt - ob im Nahen Osten, Krieg gegen den Iran, 
ob die Unterstützung Israels beim verbrecherischen Krieg in Gaza, ob 

 69 in Venezuela und seine Politik gegenüber der Ukraine - samt Ansprüchen auf 
 70 Ressourcenrechte durch die „Schutzmacht“ USA - sind zwei Seiten einer 
 71 neoimperialistischen Medaille, ob die Strangulierungspolitik gegen Kuba, ob die offenen 

Drohungen gegen Grönland oder andere Erpressungsversuche, so die Zollpolitik.

Zeile 72 - 77
 72 Wir befinden uns in einer Zeit neuer Kämpfe der imperialistischen Mächte, die in 
 73 verschiedenen Allianzen um politische und ökonomische Vorherrschaft konkurrieren. 
 74 Dabei drängt insbesondere China in eine neue RolleDer Hauptgegner im Kampf des Imperiums, 

die einzige Weltmacht zu bleiben, ist die Volksrepublik China. Während die traditionellen
 75 Einflusssphären an Bedeutung verlieren, baut China seinen Einfluss in Afrika aus und
 76 konkurriert mit den USA um günstige Produktionsstandorte, Rohstoffe und Absatzmärkte. 

Russland will durch den völkerrechtswidrigen Krieg in der Ukraine nicht zuletzt die als 
Ignorierung seiner Sicherheitsinteressen empfundene NATO-Osterweiterung stoppen. Dieser 
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Krieg, dessen Vorgeschichte ihn nicht rechtfertigt, aber wesentlich erklärt, dient den 
europäischen Eliten als Vorwand für eine Wahnsinnsaufrüstung und Militarisierung aller 
gesellschaftlichen Bereiche. Besonders gefährlich ist in diesem Kontext das Wiedererstarken des 
deutschen Militarismus und in diesem Zusammenhang die geschichtsvergessene Russophobie.

 77 Auch in Anbetracht unterschiedlicher Auffassungen zu den Gründen für den Ukrainekrieg in 
unserer Partei sollte es - nicht zuletzt mit Blick auf die deutsche Geschichte - für deutsche 
Sozialistinnen und Sozialisten keine Differenzen geben, wenn es um die Bekämpfung der 
Militarisierung hierzulande und in der EU geht. Die EU unterscheidet sich in dieser Hinsicht nicht 
von anderen geopolitischen 

Begründung
Die Gleichsetzung der Politik des US-Imperiums unter Trump mit der Russlands ist mindestens 
unsachlich – selbst bei striktester Ablehnung des Ukrainekrieges. Allein die Anzahl der von den USA 
geführten imperialistischen Kriege nach dem II. Weltkrieg verbietet diese Gleichsetzung. Russland 
führt einen völkerrechtswidrigen Krieg in der Ukraine. Darüber zu reden, wie es zu diesem Krieg kam, 
ist hierzulande verpönt. Die völlige Missachtung russischer Sicherheitsinteressen, vor allem durch die 
NATO-Osterweiterung, ist keiner Rede wert und über die unsäglichen Opfer, die die Sowjetunion 
durch den deutsch-faschistischen Vernichtungskrieg erlitt, spricht fast niemand. Russland strebt 
nicht nach der Weltherrschaft. Die USA schon. Allein die Rede von Rubio auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz verdeutlichte dieses Streben: »Für fünf Jahrhunderte vor dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs war der Westen dabei, sich auszubreiten – seine Missionare, seine Pilger, seine Soldaten, 
seine Entdecker strömten von seinen Küsten aus, um Ozeane zu überqueren, neue Kontinente zu 
besiedeln, riesige Imperien zu bauen, die sich über den gesamten Globus erstreckten. Aber 1945, zum 
ersten Mal seit dem Zeitalter des Kolumbus, zog sich der Westen zurück.« Die Folge: »Die großen 
westlichen Imperien waren in einen terminalen Niedergang eingetreten – beschleunigt durch 
gottlose kommunistische Revolutionen und antikoloniale Aufstände, die die Welt transformieren und 
den roten Hammer und die Sichel über weite Teile der Landkarte drapieren würden.« Den Niedergang 
lehne aber die Trump-Administration ab, die USA hätten kein Interesse daran, »höfliche und 
ordentliche Verwalter des verwalteten Niedergangs des Westens zu sein «. Deshalb wollten die USA 
auch nicht, »dass unsere Verbündeten schwach sind …«. Mit stehenden Ovationen wurde Rubios 
Rede minutenlang beklatscht. Es störte nicht einmal, dass Rubio erklärte, der Westen habe sich bis 
1945 ausgedehnt.

Antrag L.1.072.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 72 - 80
 72 Wir befinden uns in einer Zeit neuer Kämpfe der imperialistischen Mächte, die in 
 73 verschiedenen Allianzen um politische und ökonomische Vorherrschaft konkurrieren. 
 74 Dabei drängt insbesondere China in eine neue Rolle. Während die traditionellen 
 75 Einflusssphären an Bedeutung verlieren, baut China seinen Einfluss in AfrikaWir befinden uns in 

einer Zeit des Aufbruchs aus und 
 76 konkurriert mit den USA um günstige Produktionsstandorte, Rohstoffe und Absatzmärkte. dem 

globalen Süden für Multilateralismus, diplomatische Konfliktlösung und die ökonomische, 
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politische und kulturelle Selbstbestimmung der Völker auf Basis der UN-Charta gegenüber dem 
im Niedergang befindlichen imperialistischen NATO-Block, der mit verzweifelter militärischer 
Aggressivität seine politische und ökonomische Vorherrschaft zu retten versucht. Als 

 77 Die EU unterscheidet sich in dieser Hinsicht nichtLinke machen wir uns hier in der Höhle des 
Löwen zum Teil des Aufbruchs von anderen geopolitischen 

 78 Akteuren, ist aber aufgrund ihrer inneren Widersprüche deutlich weniger 
 79 handlungsfähig. Wir befinden uns in einer Zeit, in der neue Machtblöcke mit 
 80 unterschiedlichen und wechselnden Allianzen entstehenunten und sind Teil der globalen 

Bewegungen für soziale Gleichheit, Kooperation und Frieden.

Begründung
Die Hegemonie der imperialistischen Hauptmacht USA schwindet global zusehends. Weltweit 
nehmen Kämpfe für eine menschenfreundliche Welt, für Frieden, Abrüstung, soziale Gleichheit und 
Kooperation auf Augenhöhe zu, nicht zuletzt in den Ländern des globalen Südens: Sei es der Ausbau 
des humanistischen Gesundheits- und Bildungswesens in Kuba, die Schaffung von fünf Millionen 
Sozialwohnungen in den letzten zwanzig Jahren in Venezuela, die dem Genozid widerstehende 
Bevölkerung Palästinas, sei es die Verstaatlichung von Bodenschätzen in der Allianz der Sahel-
Staaten oder der religionsübergreifende demokratische Konföderalismus in Rojava (Nordsyrien). 
Der globale Süden ist nach über 500 Jahren an kolonialer und imperialistischer Ausbeutung und 
Unterdrückung gemessen am BIP bereits an den NATO-Staaten vorbeigezogen und es entfaltet sich 
dort in der Bevölkerung eine „neue Stimmung“, aus der heraus die politische Kategorie „Zukunft“ 
gebildet werden muss, wie das Tricontinental Institut es formuliert: „die Zukunft – nicht nur als Idee 
des Sozialismus, als Ziel, sondern als Hoffnung, als Sensibilität für eine solche Zukunft: die Idee, dass 
wir unser Denken nicht durch eine ewige, hässliche Gegenwart einschränken lassen dürfen, sondern 
auf die Möglichkeiten ausrichten müssen, die unserer Geschichte und unserem Kampf für eine 
bessere Welt innewohnen“ 
(Tricontinental Institute for Social Research, „Hyper-Imperialismus im Hyper-Antrieb: Der dritte 
Newsletter (2026)“ https://zetkin.forum/2026/01/16/hyperimperialismus-im-hyperantrieb/ )

Antrag L.1.077.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 77 - 79
 77 Die EU unterscheidet sich in dieser Hinsicht nicht von anderen geopolitischen 
 78 Akteuren, ist aber aufgrund ihrer inneren Widersprüche deutlich weniger 
 79 handlungsfähigein neoliberales, militaristisches und weitgehend undemokratisches Konstrukt 

und unterscheidet sich in dieser Hinsicht nicht von anderen geopolitischen Akteuren. Wir 
befinden uns in einer Zeit, in der neue Machtblöcke mit 

Begründung
Der Satz aus dem Entwurf des Wahlprogramms zur Europawahl 2014 stimmt heute mehr denn je.
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Antrag L.1.079.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 79 - 80
 79 handlungsfähig. Wir befinden uns in einer Zeit, in der neue Machtblöcke mit 
 80 unterschiedlichen und wechselnden Allianzen entstehen.

Begründung
Satz ist nichtssagend - deshalb Streichung.

Antrag L.1.081.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 81 - 85
 81 Parallel zu dieser Entwicklung der NationalstaatenWir erleben wir vielerorts ein
 82 Aufbegehren gegen Autoritarismus und Unterdrückung. Im Iran begehren Hunderttausende 
 83 trotz drohender Folter und Hinrichtung gegen das autoritäre Regime auf. Dieses Regime 
 84 nutzt den Angriffskrieg der USA und Israels als Vorwand, um noch brutaler gegen 
 85 demokratische Kräfte durchzugreifen.Eine breite Gewerkschaftsbewegung in Minneapolis hat 

Trumps ICE-Agenten vertrieben, Protestbewegungen wenden sich gegen die US-EU-
Sanktionierung von IGH-RichterInnen, JournalistInnen und PolitikerInnen, und in Deutschland 
stellt die Palästinasolidaritätsbewegung die Staatsräson in Frage, bilden sich Komitees gegen 
neue Berufsverbote und für die Abschaffung der Wehrpflicht. In Gaza werden nach 
monatelangem Krieg und 

Begründung
Autoritarismus und die Bewegung dagegen stehen im eigenen Land.

Antonio Gramsci: Gefängnishefte, Drittes Heft, §34 "Vergangenheit und Gegenwart", S. 354, 1991:
„Wenn die herrschende Klasse den Konsens verloren hat, das heißt nicht mehr 'führend', sondern 
einzig 'herrschend' ist, Inhaberin der reinen Zwangsgewalt, bedeutet das gerade, daß die großen 
Massen sich von den traditionellen Ideologien entfernt haben, nicht mehr an das glauben, woran sie 
zuvor glaubten usw. Die Krise besteht gerade in der Tatsache, daß das Alte stirbt und das Neue nicht 
zur Welt kommen kann: in diesem Interregnum kommt es zu den unterschiedlichsten 
Krankheitserscheinungen.“
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Antrag L.1.082.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik Hamburg und BO 
Hamburg-Dulsberg

Zeile 82 - 88
 82 Aufbegehren gegen Autoritarismus und Unterdrückung. Im Iran begehren Hunderttausende 
 83 trotz drohender Folter und Hinrichtung gegen das autoritäre Regime auf. Dieses Regime 
 84 nutztSei es der Ausbau des humanistischen Gesundheits- und Bildungswesens in Kuba, die 

Schaffung von fünf Millionen Sozialwohnungen in den Angriffskrieg der USA und Israels als 
Vorwand, um noch brutaler gegen
letzten zwanzig Jahren in Venezuela, die dem Genozid widerstehende Bevölkerung Palästinas, sei 
es die Verstaatlichung von Bodenschätzen in der Allianz der Sahel-Staaten oder der 
religionsübergreifende demokratische Kräfte durchzugreifen. In Gaza werden nach 
monatelangem Krieg und 

 86 Aushungern weiter humanitäre Wege durch Israel blockiert.Konföderalismus in Nordsyrien 
(Rojava). Im Iran begehren Hunderttausende trotz drohender Folter und Hinrichtung gegen das 
autoritäre Regime auf und fordern Freiheit, Gleichheit, Solidarität. Dies sind Beispiele für einen 
Aufbruch gegen jahrhundertelange koloniale Abhängigkeit einer um Würde und Souveränität 
ringenden Bevölkerung, die weder ihre Bodenschätze noch ihre geistige und materielle 
Schaffenskraft länger für die Profite der Konzerne aus dem "Wertesten" zur Verfügung stellen 
will, sondern für das Allgemeinwohl. Die Drohungen der Trump droht auch hier-Administration 
mit

 87 einem neokolonialen “Friedensplan” und weiteren militärischen Interventionen gegen
 88 souveräne Staaten wie Kuba sind ein desperater Versuch diese Entwicklung aufzuhalten.

Begründung
Das Aufbegehren hört im Text einfach auf und geht in Gewalt unter. Es geht jedoch weiter!

Antrag L.1.082.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 82
 82 Aufbegehren gegen Autoritarismus und Unterdrückung und für Frieden, Abrüstung, soziale 

Gleichheit und Kooperation auf Augenhöhe, nicht zuletzt in den Ländern des globalen Südens. 
Im Iran begehren Hunderttausende 

Begründung
Das Aufbegehren ist mit positiven Anliegen verbunden.
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Antrag L.1.083.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 83 - 86
 83 trotz drohender Folter und Hinrichtung gegen das autoritäre und klerikal - faschistische Mullah- 

Regime auf. Dieses Regime
 84 nutzt den Angriffskrieg der USA und Israels als Vorwand, um noch brutaler gegen
 85 demokratische Kräfte durchzugreifen. Zweifelhaft ist, ob Reza Pahlavi, der die Verbrechen seines 

Vaters und ehemaligen Schah Persien nicht klar verurteilt, den Iran in eine liberale Demokratie 
führen wird. Über die Zukunft des Irans hat allein die iranische Bevölkerung zu entscheiden, 
nicht der Westen, nicht Pahlavi und auch niemand sonst. In Gaza werden nach monatelangem 
Krieg und

 86 Aushungern weiter humanitäre Wege durch Israel und auch Ägypten blockiert. Trump droht auch 
hier mit 

Antrag L.1.085.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 85
 85 demokratische Kräfte durchzugreifen. Doch weder die USA noch Israel handeln aus Solidarität 

mit den Menschen vor Ort, sondern aus eigenen Machtinteressen und geopolitischen Interessen 
heraus. In Gaza werden nach monatelangem Krieg und 

Antrag L.1.085.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 85 - 87
 85 demokratische Kräfte durchzugreifen. In Gaza werdenIm zwei Jahre wütenden Gazakrieg wurden 

über 70.000 Palästinenser:innen vom israelischen Militär getötet. Auch nach 
monatelangemBeginn des sogenannten Waffenstillstands ist der Krieg und 

 86 Aushungern weiter humanitäre Wegenicht zu Ende. Es wurden noch über 900 Palästinenser:innen 
getötet und immer mehr Menschen sterben auf Grund der völlig katastrophalen 
Lebensbedingungen. Durch die fast komplette Zerstörung von Gaza durch Israel blockiertIsraels 
verschärfte Gaza-Blockade sowie die Vertreibung aus über 60 % des Gazastreifens sind die 
Menschen auf engstem Raum in provisorische Lager eingepfercht, ohne ausreichend Trinkwasser 
und Nahrung, fast ohne medizinische Versorgung, dafür aber mit großen Schutt- und Müllbergen 
und einer Rattenplage. Trump droht auch hier mit
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mit einem neokolonialen “Friedensplan”, der nichts als eine weitere Einschränkung des 
Selbstbestimmungsrechts der Palästinenser:innen bedeutet, und weiteren militärischen 
Interventionen gegen 

Begründung
Der Gazakrieg dauerte nicht Monate, sondern zwei Jahre und er ist auch nach dem sogenannten 
„Waffenstillstand“ nicht zu Ende, auch wenn es in der Medienberichterstattung häufig so scheint. 
Deswegen ist es wichtig, dass die Linke gerade auch im Leitantrag unmissverständlich auf die nach 
wie vor absolut katastrophalen Lebensbedingungen im Gazastreifen hinweist.

Antrag L.1.085.3
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 85 - 87
 85 demokratische Kräfte durchzugreifen. In Gaza werdenIm zwei Jahre wütenden Gazakrieg wurden 

über 70.000 Palästinenser:innen vom israelischen Militär getötet. Auch nach 
monatelangemBeginn des sogenannten „Waffenstillstands“ ist der Krieg und 

 86 Aushungern weiter humanitäre Wegenicht zu Ende. Es wurden noch über 900 Palästinenser:innen 
getötet und immer mehr Menschen sterben auf Grund der völlig katastrophalen 
Lebensbedingungen. Durch die fast komplette Zerstörung von Gaza durch Israel blockiertIsraels 
verschärfte Gaza-Blockade sowie die Vertreibung aus über 60 % des Gazastreifens sind die 
Menschen auf engstem Raum in provisorische Lager eingepfercht, ohne ausreichend Trinkwasser 
und Nahrung, fast ohne medizinische Versorgung, dafür aber mit großen Schutt- und Müllbergen 
und einer Rattenplage. Trump droht auch hier mit

 87 einem neokolonialen “Friedensplan”, der nichts als eine weitere Einschränkung des 
Selbstbestimmungsrechts der Palästinenser:innen bedeutet, und weiteren militärischen 
Interventionen gegen 

Begründung
Der Gazakrieg dauerte nicht Monate, sondern zwei Jahre und er ist auch nach dem sogenannten 
„Waffenstillstand“ nicht zu Ende, auch wenn es in der Medienberichterstattung häufig so scheint. 
Deswegen ist es wichtig, dass die Linke gerade auch im Leitantrag unmissverständlich auf die nach 
wie vor absolut katastrophalen Lebensbedingungen im Gazastreifen hinweist.
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Antrag L.1.085.4
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, KV Karlsruhe, Lara Kubach (Del. 
Baden-Württemberg)

Zeile 85 - 86
 85 demokratische Kräfte durchzugreifen. In Gaza werden nach monatelangem Krieg und 
 86 Aushungernwährend des Völkermords weiter humanitäre Wege durch Israel blockiert. Trump 

droht auch hier mit 

Begründung
In Palästina findet ein Genozid statt, diese Begriffsverwendung wurde in der Parteiratssitzung am 30. 
November 2025 beschlossen.

Antrag L.1.086.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 86
 86 Aushungern weiter humanitäre Wege durch Israel blockiert. , während die Hamas die Menschen 

weiter mit ihrer Terrorherrschaft unterdrückt. Trump droht auch hier mit 

Begründung
Die Zivilbevölkerung in Gaza ist den Repressionen der Hamas ausgesetzt, die von der Unterdrückung 
von Frauen bis hin zu Verhaftungen, Gewalt und gezielten Tötungen von Oppositionellen und 
Journalist:innen reichen.

Antrag L.1.089.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 89 - 96
 89 Unsere Perspektive auf all diese Angriffskriege ist unmissverständlich die des 
 90 Völkerrechts und des Selbstbestimmungsrechts der Völker, auch und gerade dann, wenn 
 91 es von allen anderenDiese neue Weltordnung stellt vor allem die politischen Parteien verraten 

wird. Wir stehen an der Seite 
 92 derer, die gegen autoritäre Regime aufbegehren und für ihre Freiheit einstehen. Unser 
 93 Blick auf Kriege und Krisen ist nicht die des GeneralsEliten in Europa vor eine Probe. Die USA 

waren eben kein gutmütiger globaler Hirte, wie uns Konservative und Neoliberale glauben 
machen wollten, der nur auf die Einhaltung der Regeln durch alle pochte, sondern derjenigen, 
die vor 
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 94 Bomben flüchten müssen. Unsere Perspektive ist die des Widerstands. Unsere Gedanken 
 95 und Herzen sind bei denen, die in autoritärenverfolgt auch in Europa schon lange eine 

knallharte Interessenpolitik. Für Die Linke ist das nichts Neues. Es war auch schon vor Trump 
absehbar, dass eine US-Regierung eines Tages rote Linien übertreten und die Souveränität 
europäischer Staaten für einen demokratischen Wandel 

 96 kämpfen und ihr Leben riskieren.in Frage stellen würde. Vom "Krieg gegen den Terror" bis zu den 
Abhörskandalen gegen Verbündete haben Militär und Geheimdienste der USA noch nie 
Völkerrecht und nationale Souveränität geachtet. Das Entsetzen im europäischen Establishment 
über Trumps Verhalten zeugt deshalb von kollektiver Kurzsichtigkeit oder Selbsttäuschung.

Zeile 97 - 107
 97 Diese neue Weltordnung stellt vor allem die politischen Eliten in Europa vor eine 
 98 Probe. Die USA waren eben kein gutmütiger globaler Hirte, wie uns Konservative und 
 99 Neoliberale glauben machen wollten, der nur auf die Einhaltung der Regeln durch alle 
 100 pochte, sondern verfolgt auch in Europa schon lange eine knallharte 
 101 Interessenpolitik. Für Die Linke ist das nichts Neues. Es war auch schon vor Trump 
 102 absehbar, dass eine US-Regierung eines Tages rote Linien übertreten und die 
 103 Souveränität europäischer Staaten in Frage stellen würde. Vom "Krieg gegen den 
 104 Terror" bis zu den Abhörskandalen gegen Verbündete haben Militär und Geheimdienste 
 105 der USA noch nie Völkerrecht und nationale Souveränität geachtet. Das Entsetzen im 
 106 europäischen Establishment über Trumps Verhalten zeugt deshalbUnsere Perspektive auf all 

diese Angriffskriege ist unmissverständlich die des Völkerrechts und des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker, auch und gerade dann, wenn es von kollektiver 

 107 Kurzsichtigkeit oder Selbsttäuschungallen anderen politischen Parteien verraten wird. Wir 
stehen an der Seite derer, die gegen autoritäre Regime aufbegehren und für ihre Freiheit 
einstehen. Unser Blick auf Kriege und Krisen ist nicht die des Generals, sondern derjenigen, die 
vor Bomben flüchten müssen. Unsere Perspektive ist die des Widerstands. Unsere Gedanken und 
Herzen sind bei denen, die in autoritären Staaten für einen demokratischen Wandel kämpfen 
und ihr Leben riskieren.

Begründung
Die beiden Absätze sollen getauscht werden. Die Textteile, die eine linke Forderung bzw. Perspektive 
enthalten, sollten zusammenbleiben um den Forderungen mehr Kraft zu verleihen.

Antrag L.1.091.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 91 - 96
 91 es von allen anderen politischen Parteien verraten wird. Wir stehen an der Seite
 92 derer, die gegen autoritäre Regime aufbegehren und für ihre Freiheit einstehen. Unser
 93 Blick auf Kriege und Krisen ist nicht die des Generals, sondern derjenigen, die vor
 94 Bomben flüchten müssen. Unsere Perspektive ist die des Widerstands. Unsere Gedanken
 95 und Herzen sind bei denen, die in autoritären Staaten für einen demokratischen Wandel
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 96 kämpfen und ihr Leben riskieren.

Geschlechtergerechtigkeit, politische Teilhabe und Schutz vor Gewalt sind zentrale Grundlagen 
für Frieden und gesellschaftliche Stabilität. Deshalb verfolgen wir einen feministischen Ansatz, 
der Frauen und marginalisierte Gruppen systematisch einbezieht.

Wir setzen auf internationale Zusammenarbeit, eine starke UNO und eine Außenpolitik, die 
Frieden, Menschenrechte und soziale Gerechtigkeit verbindet. Globale Krisen lassen sich nur 
gemeinsam lösen - dabei trägt die EU auch wegen ihrer kolonialen Vergangenheit besondere 
Verantwortung.

Begründung
wir sollten nicht alle Parteien gleichsetzen

Friedensprozesse sind nachweislich nachhaltiger, wenn Frauen beteiligt sind. Das sollten wir 
benennen und eine linke feministische Außenpolitik definieren – jenseits der Diskreditierung 
feministischer Außenpolitik durch frühere Regierungen.

Antrag L.1.091.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik Hamburg und BO 
Hamburg-Dulsberg

Zeile 91 - 92
 91 es von allen anderen politischen Parteien verraten wird. Wir stehen an der Seite 
 92 derer, diekämpfen gegen autoritäre Regime aufbegehren und für ihre Freiheit einstehenden 

Autoritarismus hier und überall und für die Überwindung der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen. Wir verteidigen das Völkerrecht und setzen uns kompromisslos für seine 
Verwirklichung ein, auch und gerade in der Bundesrepublik. Die in der UN-Charta gefassten 
Prinzipien sind Ausdruck des weltumspannenden Kampfes der um Frieden und Menschenrechte 
ringenden Bevölkerungen. Unser 

Begründung
Solidarität statt Paternalismus.

Antrag L.1.092.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 92
 92 derer, die gegen antidemokratische und auch autoritäre Regime aufbegehren und für ihre 

Freiheit einstehen. Unser 
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Antrag L.1.093.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 93
 93 Blick auf Kriege und Krisen ist nicht die des Generals, sondern derjenigen, die bombardiert 

werden oder vor 

Begründung
Es geht nicht nur ums "Flüchten", sondern um reale Bombardements.

Antrag L.1.094.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 94 - 96
 94 Bomben flüchten müssen. Unsere Perspektive ist die des Widerstands. Unsere Gedanken 
 95 und Herzen sind bei denen, die in autoritären Staaten für einen demokratischen Wandel 
 96 kämpfen und ihr Leben riskieren.gegen Machtmissbrauch und Unterdrückung. Wir sind eine 

Partei des praktischen Internationalismus. Wir sind solidarisch mit all den Menschen und 
Bewegungen weltweit, die gegen Unterdrückung und Krieg aufstehen und sich organisieren. Wir 
wissen aus unserer eigenen Geschichte, dass die emanzipatorische Antwort auf die 
internationalen Verbrechen der Kriegstreiber*innen nur ein klarer solidarischer 
Internationalismus der Kriegsgegner*innen sein kann. Wir nehmen es als unsere Aufgabe an, als 
Teil der emanzipatorischen Bewegungen weltweit, an Vernetzung und Organisation 
mitzuarbeiten.

Begründung
Der internationalistische Ansatz unserer Partei kommt in dem Antrag zu kurz. Es ist uns wichtig, 
Beispiele für die verschiedensten antimilitaristischen, antiautoritastischen und emanzipatorischen 
Bewegungen zu benennen, um das große Spektrum aufzuzeigen.

Antrag L.1.096.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 96
 96 kämpfen und ihr Leben riskieren.

Unser Internationalismus setzt auf Kooperation von unten, auf humanitäre Hilfe statt Krieg und 
Technologietransfer statt Wirtschaftssanktionen. Die steigende Zahl und Intensität von 
Sanktionen als einseitige Zwangsmaßnahmen dienen der Durchsetzung imperialistischer 
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Interessen. Sie gehen immer zu Lasten der Bevölkerung, schaffen ähnlich viel Leid und Tod wie 
ein Krieg mit Waffen und verletzen insbesondere die Menschenrechte und den UN-Sozialpakt 
sowie das Recht der Bevölkerungen, ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung zu 
bestimmen und dafür über ihre natürlichen Reichtümer frei zu verfügen. Dies belegt die 
jahrzehntelange US-EU-Sanktionspolitik gegen Kuba, Irak, Iran, Russland, Syrien etc. mit 
Millionen Toten. Auch sogenannte "gezielte" Sanktionen gegen bestimmte Sektoren oder 
Personen sind Teil imperialistischer Auseinandersetzung. Die einzige gezielte Sanktion, die wir 
als Linke einsetzen können, ist politischer Streik, Boykott und Protest von unten. Frieden gelingt 
nur durch Diplomatie, Völkerverständigung und internationale Solidarität, nicht durch staatliche 
Machtpolitik.

Begründung
Die Gruppe der 77 und China drückten bereits im Jahr 2004 in einer Resolution bei einer 
Zusammenkunft der United Nations Conference on Trade and Development ihre „tiefe Besorgnis über 
die steigende Anwendung von ökonomischen Zwangsmaßnahmen und unilateralen Sanktionen gegen 
Entwicklungsländer“ aus, weil diese „die ökonomische und soziale Entwicklung von vielen 
Entwicklungsländern ernsthaft beeinträchtigen, das Wohlbefinden von deren Bevölkerungen 
behindern und Hemmnisse für die Ausübung ihrer Menschenrechte schaffen”. Ähnlich lautend die 
Resolution 68/200 der UN-Generalversammlung vom 20. Dezember 2013, die die internationale 
Gemeinschaft dazu aufrief, die Verhängung solcher Maßnahmen als „politische und ökonomische 
Zwangsmittel gegen Entwicklungsländer zu verurteilen und abzulehnen“. Auch „individuelle“ 
Sanktionen, also jene gegen Einzelpersonen und Führungspersonen, können nicht „die Richtigen“ 
treffen, weil sie 1. als Herrschaftsinstrument von anderen Mächtigen eingesetzt werden. 2. Haben 
diese dennoch Auswirkungen auf die Bevölkerungen, indem die negativen Folgen auf sie abgewälzt 
werden. Zwei-Drittel aller Sanktionen sind einseitige US-Sanktionen. Dabei sanktionieren die USA ein 
Drittel aller Länder. Vergangenes Jahr veröffentlichte die wissenschaftliche Zeitschrift „The Lancet“ 
eine Studie, wonach die seit 1970 von den USA und der EU verhängten Sanktionen zu38 Millionen 
Todesfällen führten.

Antrag L.1.096.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: Christina Zacharias, Louise Fessmann, Paul Naujoks und weitere

Zeile 96
 96 kämpfen und ihr Leben riskieren.

Wir setzen in Deutschland auf einen praktischen Antimilitarismus. Wir organisieren und 
unterstützen Initiativen und Bewegungen, die auf die Konversion der Rüstungsindustrie 
abzielen. Allen Versuchen, beispielsweise die Krise in der Automobilindustrie zu nutzen, um 
Produktion für das Militär aufzubauen, treten wir entgegen. Wir organisieren und unterstützen 
zivile Proteste, arbeiten in antimilitaristischen Bündnissen mit, und bieten den Beschäftigten 
sowohl der Rüstungsindustrie als auch der krisenhaften Industriebranchen durch ein 
ökosozialistisches Umbauprogramm eine konkrete Alternative. Wir arbeiten so am 
Brückenschlag zwischen linken Gewerkschafter*innen, Friedens-, Antimilitarismus- und 
Umweltaktivist*innen.
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Begründung
Wenn wir für eine friedensfähige Gesellschaft kämpfen, müssen wir dafür ganz konkrete 
Handlungsmöglichkeiten benennen. Daran mangelt es im Leitantrag. Eine besonders wichtige ist der 
Kampf gegen Anstrengungen, mehr Rüstungsproduktion zu schaffen. Der Kampf gegen die 
Rüstungsindustrie und Rüstungskonversion muss aber zwingend mit einem Kampf für andere 
Beschäftigungsmöglichkeiten für die Arbeiter*innen verbunden werden, also für eine 
sozialökologische Konversion.

Antrag L.1.097.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: SV Gera, Michael Brie, Judith Dellheim und weitere

Zeile 97 - 98
 97 Diese neue Weltordnung stellt vor allem die politischen Eliten in Europa vor eine 
 98 ProbeDie innenpolitischen Entwicklungen in den USA und deren außenpolitisches Agieren haben 

in der EU und Europa widersprüchliche Reaktionen der Kapitaleliten bewirkt. Die USA waren 
eben kein gutmütiger globaler Hirte, wie uns Konservative und 

Begründung
Die Änderung entspricht unserem Antrag auf Ersatz der Überschrift von 1., denn wir sehen keine 
„neue Weltordnung“. Hinzu kommt die irritierende bzw. unklare Aussage zu einer vermeintlichen 
„Probe“ der „politischen Eliten in Europa“.

Antrag L.1.098.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 98 - 103
 98 Probe. Die USA waren eben kein gutmütiger globaler Hirte, wie uns Konservative und 
 99 Neoliberale glauben machen wollten, der nur auf die Einhaltung der Regeln durch alle 
 100 pochte, sondern verfolgt auch in Europa schon lange eine knallharte 
 101 Interessenpolitik. Für Die Linke ist das nichts Neues. Es war auch schon vor Trump 
 102 absehbar, dass eine US-Regierung eines Tages rote Linien übertreten und die 
 103 Souveränität europäischer Staaten in Frage stellen würdesteigern angesichts ihres drohenden 

Hegemonieverlusts ihre militärische Aggressivität und Völkerrechtsbrüche und forcieren damit 
eine Verrohung der internationalen Beziehungen mit massiven negativen Folgen. Vom "Krieg 
gegen den 

Begründung
Der Eurozentrismus verstellt den Blick auf das wahre Wesen des US-Imperialismus.
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Antrag L.1.101.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 101
 101 Interessenpolitik. Besonders sichtbar wird diese im Zuge der Digitalisierung und dabei stetig 

gewachsenen Abhängigkeit wesentlicher Lebensbereiche von US-Digitalkonzernen und den 
dazugehörigen Tech-Oligarchen. Für Die Linke ist das nichts Neues. Es war auch schon vor Trump 

Begründung
Der Leitantrag sprenkelt im folgenden wiederholt Probleme digitaler Abhängigkeit ein. Mit dieser 
Ergänzung wird einleitend dazu das Problem der digitalen Abhängigkeit verbunden mit 
Machtasymmetrien der Tech-Oligarchen im Kontext knallharter kapitalistischer Interessenspolitik 
einmal auf den Punkt gebracht, ohne alle Details dazu aufzumachen.

Antrag L.1.105.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 105 - 106
 105 der USA noch nie Völkerrecht und nationale Souveränität geachtet. US Präsident Trumps Politik 

untergräbt und missachtet die internationale Ordnung jedoch deutlich stärker als vorherige 
Regierungen. Das Entsetzen im

 106 europäischen Establishment über Trumps Verhalten zeugt deshalbtrotzdem von kollektiver 

Begründung
Dass die internationale Ordnung offen als Regelwerk infrage gestellt wird - obwohl auch in der 
Vergangenheit wiederholt gebrochen - führt zu einer weiteren und drastischeren Erosion.

Antrag L.1.105.2
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 105 - 107
 105 der USA noch nie Völkerrecht und nationale Souveränität geachtet. Das Entsetzen im 
 106 europäischen Establishment über Trumps Verhalten zeugt deshalb von kollektiver 
 107 Kurzsichtigkeit oder Selbsttäuschung.

Begründung
Wir sollten uns nicht die Befindlichkeiten der Eliten zum Problem machen. 
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Antrag L.1.107.1
Änderungsantrag zu L.1-01

Antragsteller*in: Sebastian Bach (KV Gotha)

Zeile 107
 107 Kurzsichtigkeit oder Selbsttäuschung.

Dennoch wird auch unter Trump den US-Geheimdiensten Tür und Tor geöffnet. Allen voran durch 
die Analyse-Software Palantir, die mittels KI in Sekundenschnelle personenbezogene Daten mit 
Inhalten gescannter Social-Media-Beiträge verknüpfen und so von allen Menschen Profile 
erstellen kann. In Hinblick auf die jüngste Ankündigung einer „raschen Identifizierung und 
Neutralisierung“ von Antifaschisten, Anarchisten und Transpersonen durch Trumps Terror-
Koordinator Sebastian Gorka, ist es äußerst bedenklich, dass die Polizei in Hessen Palantir 
bereits seit 2017 einsetzt. 2026 zieht Baden-Württemberg nach. NRW und Bayern setzen ähnliche 
Software auf Basis von Palantir ein. Ein Einsatz auf Bundesebene wird bereits diskutiert, ohne 
dabei die Folgen zu bedenken.

Begründung
Palantir ist ein Begriff aus J. R. R. Tolkiens „Der Herr der Ringe“, welcher alles sehende Steine 
beschreibt. Was in der Fantasy-Welt von Mittelerde magisch klingt, ist in der realen Welt eine 
Datenkrake, die auf sämtliche Nutzerkonten in allen sozialen Netzwerken zugreifen kann, um 
Persönlichkeitsprofile der gesamten Bevölkerung anzulegen. Vornehmlich soll dies der 
Verbrechensbekämpfung dienen. Doch die sogenannte „Gotham“-Variante, welche die Polizei in 
Hessen bereits benutzt, offenbart schon im Namen, um was es wirklich geht.

Zur Erklärung: „Gotham“ ist die fiktive Heimatstadt von Batman aus dem DC-Comicuniversum. Die 
Stadt ist ein Sündenpfuhl, in dem fast jeder ein Verbrecher ist. Wenn die Polizei diese Bezeichnung 
nutzt, deutet das darauf hin, dass die Bevölkerung unter Generalverdacht gestellt und die 
Unschuldsvermutung aufgehoben werden soll. Das ist nichts anderes als unbegründete 
Massenüberwachung und obendrein wird damit ein Kriminalitätsbild gezeichnet, welches nichts mit 
der Realität zu tun hat, in der die Kriminalität seit Jahren sinkt. Das falsche Bild, welches nur allzu 
gern von rechten Parteien gezeichnet wird, soll Panik schüren und totale Überwachung rechtfertigen.

Der US-Unternehmer Peter Thiel, einer der Gründer von Palantir, steht selbst politisch extrem weit 
rechts und hat den Wahlkampf von Donald Trump unterstützt. Bereits 2009 bekundete er: „Ich glaube 
nicht mehr, dass Demokratie und Freiheit vereinbar sind.“ Gemeint ist natürlich die Marktfreiheit, die 
er durch die Demokratie eingeschränkt sieht und sie daher beseitigen möchte. Und was eine 
Software zur Massenüberwachung in den Händen von Demokratiefeinden bedeutet, kann sich jeder 
ausmalen. Im Übrigen erhält die US-amerikanische Betreiberfirma bereits Zugang zu hochsensiblen 
deutschen Polizeidaten.

Die betreffenden Landesregierungen sowie vielleicht auch bald unsere Bundesregierung verraten 
unsere persönlichen Daten damit wissentlich an die rechtsextreme Trump-Regierung und ihre Tech-
Oligarchen. Sie verkaufen sie nicht mal, sondern zahlen stattdessen noch Millionensummen oben 
drauf. Und welcher Missbrauch mit dieser Software betrieben werden kann, sollte auch hierzulande 
eine faschistische Regierung an die Macht kommen, muss ebenfalls jedem klar sein. Politische 
Gegner könnten dann sehr schnell zu „Terroristen“ erklärt und in Echtzeit aufgespürt und verfolgt 
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werden. Das erklärte Ziel der Trump-Administration, Antifaschisten, Anarchisten und Transpersonen 
„neutralisieren“ zu wollen, spricht bereits Bände. Soweit dürfen wir es nicht kommen lassen!

Antrag L.1.108.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 108
 108 2. Europa als Friedensmacht und neue BündnisseDie EU in der Krise

Antrag L.1.108.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: SV Gera, Michael Brie, Judith Dellheim und weitere

Zeile 108
 108 2. Europa als Friedensmacht und neue BündnisseFür ein Europa des Friedens

Begründung
Die Ersetzung entspricht den Intentionen im folgenden Antragstext, in dem es vor allem um eine 
andere EU in einem anderen Europa geht.

Antrag L.1.108.3
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: DIE LINKE.SDS

Zeile 108
 108 2. Europa als Friedensmacht und neue BündnisseReden erst die Völker selber, werden sie schnell 

einig sein.

Begründung
Die friedensaktiven Bevölkerungen in Völkerfreundschaft und internationaler Solidarität sind Garant 
des Friedens.
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Antrag L.1.108.4
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 108
 108 2. Europa als Friedensmacht und neue BündnisseDie Militarisierung der EU

Antrag L.1.108.5
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Klimagerechtigkeit

Zeile 108
 108 2. Europa als Friedensmacht und neue Bündnisse für Gerechtigkeit und konsequenten Kampf 

gegen die Klimakatastrophe

Zeile 201
 201 begreift und auf Zusammenarbeit zwischen gleichberechtigten Partnern setzt.

2b: Die Klimakatastrophe, die größte Bedrohung unserer Zeit

Die durch den weltweiten Kapitalismus verursachte Klimakatastrophe ist die größte Bedrohung 
unserer Zeit. Die Auswirkungen der Klimakatastrophe gehören zu den drängendsten Problemen 
unserer Zeit und müssen als solche politisch mit ganz oben auf den Tagesordnungen stehen, 
sowohl auf Bundesebene als auch in den Ländern und Kommunen.

Es ist zwingend notwendig die drohende Klimakatastrophe noch abzuschwächen und den Druck 
auf die Industrienationen zu erhöhen, damit wir eine sozial gerechte Welt schaffen, die auch für 
zukünftige Generationen lebenswert ist. Es muss alles menschenmögliche getan werden, um die 
Klimakatastrophe einzudämmen, die schon jetzt am stärksten die Ärmsten der Weltbevölkerung 
trifft.

Klimaschädliche Industrien müssen konsequent in die Verantwortung genommen, statt staatlich 
subventioniert zu werden. Profite dürfen nicht zu Lasten von Umwelt und Menschen 
erwirtschaftet werden. Dazu zählen auch die Ausbeutung und Zerstörung der Natur, wodurch 
Schäden entstehen, die uns im Kampf gegen die Klimakatastrophe massiv einschränken.

Außerdem werden jedes Jahr Unmengen an Ressourcen verschenkt, weil beim präventiven 
Klimaschutz bewusst gezögert wird , obwohl künftige Klimaschäden schon im Vorfeld 
kostengünstiger vermeidbar wären (siehe div. Studien der Rückversicherer).

Die Klimakatastrophe wird durch Wetterextreme, auch in Deutschland, die Zerstörung von 
Häusern, ja ganzen Städten hervorbringen. Norddeutschland wird durch den steigenden 
Meeresspiegel nicht mehr für uns Menschen existieren. Es wird Ressourcenknappheiten geben, 
die zu weiteren Verteilungskriegen und Hunger führen. Hitzetode, sowie unzureichend sauberes 
Wasser werden unser aller Lebensgrundlage bedrohen.

Als Linke verpflichten wir uns dazu, uns dafür einzusetzen, dass jeder Mensch und jede 
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Generation auf der Welt langfristig Zugang zu lebenswichtigen Ressourcen hat.

Während die Regierung schmutzige Beziehungen zu KonzernLobbyist:innen pflegt und der 
bedrohlichen Klimakatastrophe inkompetent und verantwortungslos begegnet, bekommt sie 
vom Expert:innenrat bescheinigt, wie unzureichend die Maßnahmen zum Schutz von 
Klimaveränderungen und somit zum Schutz der Zukunft nachfolgender Generationen sind.

Begründung
Europa nicht allein ein Bündnis als Friedensmacht - Europa muss ein Bündnis für Gerechtigkeit sein. 
Und ein Bündnis zum konsequenten Kampf gegen die menschengemachte Klimakatastrophe. Der 
Zusatz ist auch eine Einleitung zu dem neuen Kapitel 2B - Klimakatastrophe und Klimaschutz, der Teil 
dieses Änderungsantrags ist. Die Themen Klimakatastrophe und Klimaschutz sind trotz - oder gerade 
wegen - aller derzeitigen großen kriegerischen Wirren weltweit das zentrale Thema und die größte 
Bedrohung der Menschheit, der Biodiversität und unseres „blauen Planeten“.

Allein die Meldungen der letzten Wochen aus London (heißeste Tage im Mai 2026 seit Beginn der 
Temperaturmessung) und Frankreich (Meldung der ersten Hitzetote in 2026) zeigen die absolute 
Notwendigkeit, dass der Klimakatastrophe und dem Klimaschutz zwingend ein eigenes, deutlich 
sichtbares Kapitel im Leitantrag unserer Bundespartei zum BPT geschuldet ist.

Mit diesem eigenen Klimakapitel soll auch ein Anstoß gegeben werden, das Thema 
sozialverträglicher Klimaschutz innerhalb der Partei DIE LINKE deutlich nach außen sichtbarer zu 
machen und die Klimakompetenz innerhalb der Partei und nach außen hin massiv zu steigern.

Antrag L.1.108.6
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 108
 108 2. Europa als Friedensmacht und neue BündnisseDie Militarisierung der EU

Zeile 109 - 118
 109 Für Europas wirtschaftliche Eliten war eine enge Bindung an die USA auch immer eine
 110 Garantie für eine Integration in die Weltwirtschaft zu ihren Gunsten. Die neoliberale
 111 Globalisierung war institutionell und machtpolitisch auf ein solches
 112 transatlantisches Bündnis angewiesen. Sie schaffte neue Möglichkeiten für Gewinne im
 113 Ausland und ein Instrument zur Disziplinierung der arbeitenden Klasse im Inland. Die
 114 Regierungen und die wirtschaftlichen Eliten innerhalb der EU wissen noch nicht so
 115 recht, ob und wie sie dies in Trumps neuer Welt kompensieren könnten. Bei der
 116 Mehrheit von ihnen ist der erste Impuls, sich selbst möglichst viel militärische
 117 Durchsetzungsmacht zu sichern, in der Hoffnung, den institutionellen Rahmen für eine
 118 neoliberale Handelsordnung selbst wieder aufzubauen.

Vizekanzler Lars Klingbeil will Deutschland zur globalen „Führungsmacht“ machen. Kanzler 
Friedrich Merz sagt, Europa müsse die „Sprache der Macht“ lernen. Entsprechend wird die EU in 
einem immer schnelleren Tempo zu einer „EU-Verteidigungsunion“ ausgebaut. Doch dabei geht 
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es nicht um Verteidigung, sondern um Kriegstüchtigkeit.

Die Regierungen und wirtschaftlichen Eliten in der EU hatten bisher versucht, im Fahrwasser der 
USA ihre Interessen in der Welt durchzusetzen. Sie waren in ihrer NATO-Orientierung 
Nutznießer:innen einer US-dominierten Sicherheitsordnung.

Zeile 119 - 127
 119 Für uns dagegen bilden die Interessen der großen Mehrheit in Europa die Grundlage
 120 unserer Arbeit. Und für die Menschen geht es nicht darum, auf Kosten sämtlicher
 121 ökonomischer und politischer Ressourcen der EU-Mitgliedstaaten in die erste Liga der
 122 militärischen Supermächte aufzusteigen. Wenn wir als Linke sagen, wir brauchen ein
 123 anderes Europa, dann meinen wir damit keine militärische Großmacht und keine EU-
 124 Armee, sondern eine Friedensmacht, die zur Verteidigung in der Lage ist, aber keine
 125 Gewalt exportiert – weder in wirtschaftlicher noch in militärischer Form. Das heißt
 126 auch: Keine Waffenexporte und auch keine Handels- und Investitionsschutzabkommen, die
 127 die kleineren Länder gewaltsam ausquetschen.

Trotz der ernsthaften Spannungen mit Washington hoffen die Regierungen und wirtschaftlichen 
Eliten in der EU einerseits mehrheitlich darauf, ihre ökonomischen Interessen weiterhin an der 
Seite der USA weltweit durchzusetzen. Die europäischen Reaktionen auf die neokoloniale Rede 
Marco Rubios auf der Münchner Sicherheitskonferenz sind Ausdruck dieser Hoffnung. 
Andererseits bereiten sie sich darauf vor, im Zweifel auch ohne die USA kriegsfähig zu werden, 
um bei der Neuordnung der Welt eigene Vormachtsansprüche durchzusetzen. Im selben Maße, 
wie sich die Interessengegensätze mit Washington verschärfen, wird nun die Militarisierung der 
EU vorangetrieben. Die weitere Vertiefung und Integration der Europäischen Union stehen trotz 
aller Widersprüche unter diesem Vorzeichen. Doch diese gefährliche Militarisierung führt nicht 
zu mehr Sicherheit, sondern erhöht die Kriegsgefahr.

Zeile 128 - 143
 128 In vielen technologischen Bereichen droht die EU den Konkurrenzkampf mit den USA und
 129 China zu verlieren. Die Reaktion darauf ist eine noch stärkere Hinwendung zu
 130 aktuellen marktwirtschaftlichen Reparaturen ohne jede langfristige Perspektive. Die
 131 Investitionen in Klima- und Umweltschutz werden reduziert und umgelenkt. Der Aufbau
 132 einer Rüstungsindustrie und auch einer von den USA unabhängigen Militärpolitik treten
 133 an deren Stelle. Dabei stehen massive nationale Eigeninteressen der Mitgliedsstaaten
 134 den gemeinsamen EU-Zielen allerdings im Wege, wie beispielhaft am Projekt eines
 135 europäischen Kampfflugzeugs zu sehen ist. Gleichzeitig werden in den EU-
 136 Abstimmungsprozessen, in der Militär- und Finanzpolitik und in der Klimapolitik die
 137 EU-Verträge notorisch verletzt. Auf politischer Ebene kommt es vermehrt zur
 138 Zusammenarbeit der konservativen bürgerlichen Parteien mit den radikal rechten
 139 nationalistischen Parteien. Die europäischen Staaten müssen nun sehr klug
 140 entscheiden, wie sie ihre Ressourcen investieren wollen: In Aufrüstung oder lieber in
 141 technologische Unabhängigkeit, zukunftsfeste Bildung und Forschung sowie sozialen
 142 Zusammenhalt. Über die letzten Jahrzehnte wurden die Sozialsysteme der einzelnen
 143 Länder systematisch angegriffen und durch Austeritätspolitik geschwächt.

Die Bundesregierung will in diesem Prozess eine Führungsrolle übernehmen und die 
Bundeswehr zur stärksten konventionellen Armee Europas hochrüsten. Gleichzeitig werden die 
aufrüstungsbefürwortenden Parteien von den Grünen bis zur CDU nicht müde, einer weiteren 

- Seite 50 -



Militarisierung der EU das Wort zu reden. Entgegen aller Illusionen ist die Europäische Union 
kein Hindernis deutscher Machtpolitik, sondern ein Sprungbrett.

Zeile 144 - 150
 144 Doch wenn sie wieder aufgebaut werden, können sie Europas größte Stärke werden. Sie
 145 ermöglichen ein höheres Maß an gesellschaftlichem Vertrauen, demokratischer Teilhabe
 146 und sozialem Zusammenhalt, das Europa robuster gegen Einflussversuche und hybride
 147 Kriegsführung von außen macht. Letztlich ermöglicht diese Resilienz auch eine
 148 wirksame zivile und soziale Verteidigung gegen militärische Gegner. Aber in dem Maße,
 149 wie Europas Elite den Sozialstaat zerstört und die zivile Infrastruktur schwächt,
 150 zerstört sie diese Dimension der gesellschaftlichen Resilienz.

Waren die primärrechtlichen Verträge der Europäischen Union in den 2010er Jahren vor allem ein 
Instrument, ökonomisch schwächere EU-Mitgliedstaaten zu neoliberalen „Reformen“ zu zwingen, 
ist es nun die in den EU-Verträgen verankerte Aufrüstungsverpflichtung, die in den Vordergrund 
rückt und den rechtlichen Rahmen für die weitere Militarisierung der EU bildet.

Dieser „Ära der Aufrüstung“, von der Ursula von der Leyen spricht, liegen konkrete EU-
Maßnahmen zugrunde. Mit „ReArm Europe“ werden die Schuldenkriterien gelockert, zinsgünstige 
Darlehen bereitgestellt und damit im ersten Schritt 800 Milliarden Euro für die Aufrüstung der 
Mitgliedstaaten mobilisiert. Hinzu kommen der Aufbau neuer europäischer Rüstungskapazitäten 
(EDIS/EDIP), die Beseitigung von Aufrüstungshemmnissen durch das Omnibus-
Verteidigungspaket sowie die massive Militarisierung europäischer Infrastruktur im Rahmen von 
„Military Mobility“.

Zeile 151 - 158
 151 Europa braucht gegen diese Vision einer kriegerischen Europäischen Union eine
 152 solidarische Perspektive von unten. Dafür brauchen wir innerhalb der linken Familie
 153 in Europa neue widerständige Bündnisse gegen die Militarisierung der Europäischen
 154 Union einerseits und den grassierenden Sozialabbau andererseits. Wir müssen
 155 bündnisfähig sein und in einer Allianz mit den Gewerkschaften, linken Parteien,
 156 transnationalen Bewegungen und Streiks wirken, um eine Alternative zu einer
 157 europäischen Kriegsmacht herauszubilden, die den wirtschaftlichen und politischen
 158 Eliten vorschwebt.

Selbst verbliebene fortschrittliche Regelungen innerhalb der EU drohen zunehmend den 
Anforderungen europäischer Kriegstüchtigkeit untergeordnet zu werden. 

Lebensverhältnisse in ärmeren EU-Regionen gedacht sind, werden in die Aufrüstung 
umgeleitet. Das EU-Rüstungsindustrieprogramm EDIP enthält darüber hinaus Elemente einer 
kriegswirtschaftlichen Planung, die Eingriffe in Arbeitnehmer*innenrechte und die zivile 
Versorgung ermöglichen. Im Falle eines ausgerufenen „Krisenfalls“ können bestimmte 
Ressourcen und Infrastrukturen vorrangig für die Rüstungsproduktion reserviert werden. Dies 
betrifft unter anderem auch die Versorgung mit strategisch wichtigen Gütern wie Energie oder 
Wasser.

Außerdem soll es Rüstungsunternehmen im Krisenfall ermöglicht werden, von den Vorgaben der 
EU-Arbeitszeitrichtlinie abzuweichen und Beschäftigte länger arbeiten zu lassen. Solche 
Maßnahmen greifen nicht nur zentrale Errungenschaften der Arbeiter*innen- und 
Gewerkschaftsbewegung an, sondern schwächen auch demokratische Kontroll- und 
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Entscheidungsprozesse innerhalb der EU-Mitgliedstaaten.

Zeile 178 - 184
 178 Strategisch gibt es für ein Bündnis der kleineren Das herrschende Narrativ, wonach die 

Aufrüstung und Militarisierung der EU notwendig sei, um sich gegen Russland verteidigen zu 
können, ist vorgeschoben und dient dazu, die Maßnahmen gegenüber der eigenen Bevölkerung 
zu rechtfertigen. Schon jetzt sind die EU-Staaten und der Mittelmächte im 

 179 Norden und Süden gute Gründe, denn es überwiegen die Gemeinsamkeiten: Sowohl Europa 
 180 als auch der Globale Süden würden von technologischer Emanzipation von den USA, 
 181 insbesondere in der digitalen Sphäre, profitieren, ebenso von größerer Unabhängigkeit 
 182 vom US-Finanzsystem. Sowohl für Europa als auch für aufstrebende Länder im globalen 
 183 Süden ist eine strategische Technologie- und Industriepolitik zum jetzigen Zeitpunkt 
 184 entscheidend.bis an die Zähne bewaffnet. Sie sind Russland auf nahezu allen militärischen 

Gebieten haushoch überlegen.

Die EU-Militarisierung nach außen geht mit einer weiteren Autoritarisierung nach innen einher. 
Unter dem Vorwand, das „liberale Europa“ vor „autoritären Gefahren“ von außen zu schützen, 
werden kritische Journalisten von der EU sanktioniert und faktisch ihrer Existenz beraubt. Das 
Schüren eines europäischen „Wir-Gefühls“ - sei es, um die Bevölkerungen gegen Russland 
zusammenzuschweißen, sei es, um die tödliche Abschottung Europas gegen Geflüchtete aus 
Asien und Afrika zu rechtfertigen - ist Teil dieses Autoritarisierungsprozesses. Es befeuert 
Denkmuster, die am Ende nur der extremen Rechten nützen.

Zeile 185 - 192
 185 Konstruktive Partnerschaften auf Augenhöhe sind für Europa auch der bessere Weg, an
 186 Ressourcen zu gelangen, die es selbst nicht bereitstellen kann. Um es klar und
 187 deutlich zu sagen: Dies bedeutet höhere, faire Preise im Einkauf und den Verzicht auf
 188 Profite für Europas Konzerne und Eliten, dafür aber Stabilität und Verlässlichkeit in
 189 den Lieferketten für die Ressourcen, die wir für den Umbau der europäischen
 190 Wirtschaft tatsächlich brauchen. Und natürlich bedeutet das auch, Gesellschaften vor
 191 ausbeuterischen Konzernen zu schützen, die systematisch das Lohnniveau senken und für
 192 ihre Profite Menschen und Umwelt massiv Schaden zufügen.

Wir stellen der Perspektive einer militarisierten Europäischen Union unsere Forderung nach 
sozialer Gerechtigkeit, Diplomatie, gegenseitiger Abrüstung und Völkerverständigung entgegen. 
Die Europäische Union darf keine Gewalt exportieren – weder in wirtschaftlicher noch in 
militärischer Form. Das heißt auch: keine Waffenexporte und keine Handels- und 
Investitionsschutzabkommen, die kleinere Länder gewaltsam ausquetschen.

Dafür brauchen wir eine solidarische Perspektive von unten. Unsere Bezugspunkte für 
Veränderungen sind nicht der Europäische Rat und seine 27 Regierungschefs kapitalistischer EU-
Staaten oder die Europäische Kommission mit ihren Einflüsterern aus der Rüstungslobby. 
Hoffnung machen vielmehr die Hafenarbeiter+innen von Genua, die sich weigerten, Waffen für 
den Transport nach Israel oder Saudi-Arabien zu verladen, die belgischen Arbeiter*innen, die 
derzeit massenhaft gegen die sozialen Angriffe und die Aufrüstung auf die Straße gehen, oder 
die europäische Bürger*inneninitiative „Stop ReArm Europe“, die versucht, Widerstand gegen die 
Militarisierung der Europäischen Union international zu vernetzen.

Zeile 193 - 201
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 193 Eine Öffnung zum Globalen Süden würde von einem deutlichen Kurswechsel in der
 194 europäischen Innenpolitik abhängen: Statt einer militaristischen, neoliberalen
 195 Festung Europas, wie sie die extreme Rechte, aber auch große Teile der Liberalen,
 196 Konservativen und Sozialdemokraten in einer ganz großen Koalition der
 197 Alternativlosigkeit verfolgen, müsste Europa seine arrogante Haltung gegenüber den
 198 aufstrebenden Gesellschaften des Südens überwinden. Eine neue Internationale als
 199 Gegenpol zu den um Macht und Einfluss konkurrierenden Großmächten kann gelingen, wenn
 200 sie von einem Europa ausgeht, das sich als Friedensmacht nach innen wie nach außen
 201 begreift und auf Zusammenarbeit zwischen gleichberechtigten Partnern setzt.

Um die Regierungen und wirtschaftlichen Eliten Europas zu einem Kurswechsel zu zwingen, 
brauchen wir innerhalb der linken Familie in Europa neue widerständige Bündnisse gegen die 
Militarisierung der Europäischen Union einerseits und den grassierenden Sozialabbau 
andererseits. Wir müssen bündnisfähig sein und in einer Allianz mit den Gewerkschaften, linken 
Parteien, transnationalen Bewegungen und Streiks wirken, um eine Alternative zu einer 
europäischen Kriegsmacht herauszubilden, die den wirtschaftlichen und politischen Eliten 
vorschwebt.

Antrag L.1.109.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 109 - 118
 109 Für Europas wirtschaftliche Eliten war eine enge Bindung an die USA auch immer eine 
 110 Garantie für eine Integration in die Weltwirtschaft zu ihren Gunsten. Die neoliberale 
 111 Globalisierung war institutionell und machtpolitisch auf ein solches
 112 transatlantisches Bündnis angewiesen. Sie schaffte neue Möglichkeiten für Gewinne im
 113 Ausland und ein Instrument zur Disziplinierung der arbeitenden Klasse im Inland. Die
 114 Regierungen und die wirtschaftlichen Eliten innerhalb der EU wissen noch nicht so
 115 recht, ob und wie sie dies in Trumps neuer Welt kompensieren könnten. Bei der
 116 Mehrheit von ihnen ist der erste Impuls, sich selbst möglichst viel militärische
 117 Durchsetzungsmacht zu sichern, in der Hoffnung, den institutionellen Rahmen für eine
 118 neoliberale Handelsordnung selbst wieder aufzubauen.

Die Europäische Union war von Beginn an ein Zusammenschluss des Kapitals in einem Teil 
Europas zur besseren Stellung im Konkurrenzkampf mit den USA und Japan. Es ging um einen 
konkurrenzfähig großen Binnenmarkt und die Mobilisierung ökonomischer Ressourcen zur 
Sicherstellung neuer Großinvestitionen. Es ging auch um eine Blockbildung gegen den nicht-
kapitalistischen Teil Europas und eine Befriedung des kapitalistischen Deutschlands. 
Einegemeinsame Sozialpolitik wurde ausdrücklich ausgeschlossen, eine gemeinsame 
Rüstungspolitik kam wegen der scharfen Widersprüche zwischen einzelnen EU-Mitgliedern nicht 
zustande. Die militärische Ausrichtung orientierte sich überwiegend am Bündnis mit den USA 
und der Nato.

Dennoch ist die Geschichte der EU auch von immer wieder aufgelegten Versuchen einer 
eigenständigen Militarisierung der EU geprägt, insbesondere in den Jahren nach Ende des 
sowjetischen Machtblocks. Die heute maßgeblichen EU-Verträge verpflichten auf eine 
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neoliberale Marktwirtschaft und einen steten Ausbau der Ausgaben für Rüstung und Krieg. Die 
Partei Die Linke hat mehrfach zurecht festgestellt, dass „die EU undemokratisch, neoliberal und 
militaristisch ist“.

Die inneren Widersprüche haben schon lange zu einer Dauerkrise der EU geführt, die sich vor 
allem darin ausdrückt, dass in allen Mitgliedsstaaten radikal rechte, nationalistische und 
rassistische Parteien gestärkt wurden. Sie zwingen der EU ihre Politik - insbesondere gegenüber 
Migration und Flucht - immer wieder und verstärkt auf. Diese Krise ist mit der neuen Zuspitzung 
der Weltlage noch einmal verschärft worden. Die EU hat ihren halbherzigen und zum Scheitern 
verurteilten „Green New Deal“ zur Behebung der Klimakrise, aufgeben und verfolgt ihrerseits und 
im Widerspruch zu ihren eigenen Gründungsverträgen den Umbau zu einer Kriegswirtschaft.Auch 
heute gilt, die EU muss grundlegend neu kosntituiert werden, die heutige EU ist nicht 
reformierbar.

Antrag L.1.109.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 109
 109 Für Europas wirtschaftliche Elitendas europäische Großkapital war eine enge Bindung an die USA 

auch immer eine 

Begründung
Profiteure klar benennen

Antrag L.1.109.3
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 109 - 118
 109 Für Europas wirtschaftliche Eliten war eine enge Bindung an die USA auch immer eine
 110 Garantie für eine Integration in die Weltwirtschaft zu ihren Gunsten. Die neoliberale
 111 Globalisierung war institutionell und machtpolitisch auf ein solches
 112 transatlantisches Bündnis angewiesen. Sie schaffte neue Möglichkeiten für Gewinne im
 113 Ausland und ein Instrument zur Disziplinierung der arbeitenden Klasse im Inland. Die
 114 Regierungen und die wirtschaftlichen Eliten innerhalb der EU wissen noch nicht so
 115 recht, ob und wie sie dies in Trumps neuer Welt kompensieren könnten. Bei der
 116 Mehrheit von ihnen ist der erste Impuls, sich selbst möglichst viel militärische
 117 Durchsetzungsmacht zu sichern, in der Hoffnung, den institutionellen Rahmen für eine
 118 neoliberale Handelsordnung selbst wieder aufzubauen.

Vizekanzler Lars Klingbeil will Deutschland zur globalen „Führungsmacht“ machen. Kanzler 
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Friedrich Merz sagt, Europa müsse die „Sprache der Macht“ lernen. Entsprechend wird die EU in 
einem immer schnelleren Tempo zu einer „EU-Verteidigungsunion“ ausgebaut. Doch dabei geht 
es nicht um Verteidigung, sondern um Kriegstüchtigkeit.

Die Regierungen und wirtschaftlichen Eliten in der EU hatten bisher versucht, im Fahrwasser der 
USA ihre Interessen in der Welt durchzusetzen. Sie waren in ihrer NATO-Orientierung 
Nutznießer:innen einer US-dominierten Sicherheitsordnung.

Antrag L.1.109.4
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: SV Gera, Michael Brie, Judith Dellheim und weitere

Zeile 109 - 112
 109 Für Europas wirtschaftliche Eliten war eine enge Bindung an die USA auch immer eine 
 110 Garantie für eine Integration in die Weltwirtschaft zu ihren Gunsten. Die neoliberale Die 

neoliberale 
 111 Globalisierung war institutionell und machtpolitischwurde auf ein solches 
 112 transatlantisches Bündnis angewiesen. Sieder Grundlage des nie konfliktfreien Bündnisses 

zwischen den Herrschenden in den USA und in der EU hervorgebracht und forciert. Dabei wurden 
die gesellschafts- und globalpolitischen Kräfteverhältnisse zu ihren Gunsten verschoben. Dies 
schaffte ihnen neue Möglichkeiten für Gewinne im 

Begründung
Zur Streichung des Satzes: Er ist historisch falsch. Die Entwicklung der kapitalistischen 
Produktionsweise, die den Weltmarkt hervorbrachte, hatte in England ihren Ausgangspunkt. Zur 
Textänderung: Die Änderung entspricht der Geschichte der kapitalistischen Produktionsweise und 
macht die eigentliche Intention des Leitantrages klarer. Es ergab sich dann das Erfordernis, eine 
unwesentliche Satzänderung anzufügen, um den Text lesbar zu halten.

Antrag L.1.119.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 119 - 120
 119 Für uns dagegen bilden die Interessen der großen Mehrheit in Europa die Grundlage 
 120 unserer Arbeit. Und für dieder Menschen gehtin Europa die Grundlage unserer Arbeit. In diesem 

Sinne kann es nicht darum gehen, auf Kosten sämtlicher 

Begründung
Konkretisierung und bessere Verständlichkeit.
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Antrag L.1.119.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 119 - 127
 119 Für uns dagegen bilden dieTrotz der ernsthaften Spannungen mit Washington hoffen die 

Regierungen und wirtschaftlichen Eliten in der EU einerseits mehrheitlich darauf, ihre 
ökonomischen Interessen der großen Mehrheit in Europa die Grundlage 

 120 unserer Arbeit. Und für die Menschen geht es nicht darum, auf Kosten sämtlicher 
 121 ökonomischer und politischer Ressourcen der EU-Mitgliedstaaten in die erste Liga der 
 122 militärischen Supermächte aufzusteigen. Wenn wir als Linke sagen, wir brauchen ein 
 123 anderes Europa, dann meinen wir damit keine militärische Großmacht und keine EU- 
 124 Armee, sondern eine Friedensmacht, die zur Verteidigung in der Lage ist, aber keine 
 125 Gewalt exportiert - weder in wirtschaftlicher noch in militärischer Form. Das heißt 
 126 auch: Keine Waffenexporte undweiterhin an der Seite der USA weltweit durchzusetzen. Die 

europäischen Reaktionen auf die neokoloniale Rede Marco Rubios auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz sind Ausdruck dieser Hoffnung. Andererseits bereiten sie sich darauf vor, 
im Zweifel auch keine Handels- und Investitionsschutzabkommen, die 

 127 die kleineren Länder gewaltsam ausquetschenohne die USA kriegsfähig zu werden, um bei der 
Neuordnung der Welt eigene Vormachtsansprüche durchzusetzen. Im selben Maße, wie sich die 
Interessengegensätze mit Washington verschärfen, wird nun die Militarisierung der EU 
vorangetrieben. Die weitere Vertiefung und Integration der Europäischen Union stehen trotz aller 
Widersprüche unter diesem Vorzeichen. Doch diese gefährliche Militarisierung führt nicht zu 
mehr Sicherheit, sondern erhöht die Kriegsgefahr.

Antrag L.1.122.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 122 - 125
 122 militärischen Supermächte aufzusteigen. Zugleich wächst - insbesondere in Osteuropa, aber 

auch in Deutschland - bei den Menschen das Bedürfnis nach Sicherheit angesichts realer 
militärischer Bedrohungen. Spätestens seit der russischen Vollinvasion der Ukraine ist 
Sicherheitspolitik zu einem zentralen gesellschaftlichen Thema geworden, das weit in den Alltag 
hineinreicht. Als Linke übernehmen wir die Verantwortung, darauf mit einer Politik zu antworten, 
die Sicherheit, demokratische Teilhabe und soziale Gerechtigkeit zusammen denkt.

 123 Wenn wir als Linke sagen, wir brauchen ein anderes Europa, dann meinen wir damit
 124 keine militärische Großmacht und keine EU- Armee, sondern eine Friedensmacht, die zur
 125 Verteidigung in der Lage ist, aber keine Gewalt exportiert - weder in
 126 wirtschaftlicher noch in militärischer Form. Wir setzen auf eine europäische 

Verteidigungsstruktur mit klar defensivem Charakter, basierend auf der EU-Beistandsklausel.

 127 Das heißt 
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Begründung
Wir verengen Sicherheit nicht auf das Militärische, Sicherheit umfasst auch soziale Sicherheit, 
Teilhabe und Demokratie.

Eine europäische Verteidigung ohne gemeinsame Strukturen ist ineffizienter, teurer und ein 
Loslösen aus der Abhängigkeit von den USA schwierig. Spanien fordert bspw. eine EU-Armee, um 
Europas strategische Unabhängigkeit zu sichern. Deshalb sollten wir eine EU-Armee nicht pauschal 
ablehnen.

Auf Artikel 42 Absatz 7 (EUV) lässt sich die Möglichkeit für ein souveränes, friedliches und 
emanzipiertes Europa und eine eigene Sicherheitsarchitektur bauen - unabhängig von NATO und 
USA.

Antrag L.1.123.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 123 - 126
 123 anderes Europa, dann meinen wir damit keine militärische Großmacht und keine EU- 
 124 Armee, sondern eine Friedensmacht, die mit gemeinsamer Beschaffung und effektiver 

Koordination zur Verteidigung in der Lage ist, aber keine
 125 Gewalt exportiert - weder in wirtschaftlicher noch in militärischer Form. Es muss eine europäisch 

gedachte Verteidigung mit arbeitsteiligen, integrierten, abgestimmten Strukturen und 
Kapazitäten geben. Das heißt 

 126 auch:heißt: Keine Waffenexporte, die regionale Rüstungswettläufe anheizen, und auch keine 
Handels- und Investitionsschutzabkommen, die 

Antrag L.1.124.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 124 - 125
 124 Armee, sondern eine Friedensmacht, die zur Verteidigung in der Lage ist, aber keine 
 125 Gewalt exportiert - weder in wirtschaftlicher noch in militärischer Form.ein von den 

Bevölkerungen errichtetes kollektives Sicherheitssystem unter Beteiligung Russlands und 
Chinas, das Abrüstung als ein zentrales Ziel hat. Das heißt 

Begründung
Ein kollektives außenpolitisches Handeln bürgerlicher Staaten mit ähnlichen Interessen ist 
zwangsläufig imperialistischer Natur. Das sehen wir auch am Beispiel der heutigen EU, die Staaten im 
globalen Süden Handels- und Investitionsschutzabkommen aufzwingt, um den Kapitalexport zu 
erleichtern und die Ausbeutung der dortigen Bevölkerung dadurch zu verschlimmern. In verstärkter 
Form würde vor allem die Fähigkeit, gemeinsame Kriege zu führen, erhöht. Das hätte eine verschärfte 
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Militarisierung der Gesellschaft, noch höhere Rüstungsausgaben auf Kosten des Sozialstaats in 
europäischen Staaten sowie die Einbindung neutraler Staaten in ein Militärbündnis zur Folge. Dem 
stellen wir eine Politik entgegen, die Abrüstung durch ein kollektives Sicherheitssystem zum Ziel hat.

Antrag L.1.124.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 124
 124 Armee, sondern eine Friedensmacht, die zur Verteidigung in der Lage ist, aber keine keine 

Begründung
Wie die Verteidigung genau aussehen sollte, müsste hier formuliert werden - so ist es einfach eine 
leere Floskel.

Antrag L.1.124.3
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 124
 124 Armee, sondern eine Friedensmacht, die zur Verteidigung in der Lage ist, aber keine 

Friedenskraft, die mit Diplomatie und Völkerverständigung die internationalen Beziehungen 
zivilisiert und keine 

Begründung
Gegen wen soll die EU sich verteidigen? Die Rüstungslobby will Krieg, die Bevölkerungen wollen 
Frieden. Nur als Vermittlerin und Brückenbauerin kann die EU zu Frieden beitragen.

Antrag L.1.124.4
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 124
 124 Armee, sondern eine Friedensmacht, die zur Verteidigung in der Lage ist, aber keine keine 

Begründung
Die wenigen sozialen Errungenschaften werden gerade durch die Aufrüstung gefährdet, die mit der 
vermeintlichen Verteidigung europäischer Werte begründet wird. Wenn wir uns unter diesen 
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Bedingungen den Begriff der Verteidigungsfähigkeit zueigen machen, fallen wir auf die Erzählung der 
Herrschenden herein.

Antrag L.1.126.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 126
 126 auch: Keine Waffenexporte, keine Rüstungskooperationen und auch keine Handels- und 

Investitionsschutzabkommen, die 

Begründung
Rüstungskooperationen führen zu militärischer Integration und machen Waffenexport unabhängig 
von welchem Land sie exportiert werden.

Antrag L.1.127.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 127
 127 die kleineren Länder gewaltsam ausquetschen.

Das erfordert zuerst eine andere Form des politischen Denkens. Wir weisen die Idee der 
Weltordnung aus geopolitischen Machtblöcken und politischen und ökonomischen 
Einflusssphären ganz entschieden zurück. Dieses Konzept darf unser politisches Handeln nicht 
bestimmen, denn es ist der direkte Weg in kriegerische Gewalt und Autoritarismus. Wir denken 
auch Außenpolitik von unten und internationalistisch. Konkret heißt das, dass für uns die 
Verbesserung der Lebensverhältnisse vor allem der Menschen, die ausgebeutet und unterdrückt 
werden, im Zentrum steht.

Begründung
Es soll ein extra Absatz hinzugefügt werden, der klar macht, dass wir nicht grundsätzlich in 
geopolitischen Blöcken denken. Wir sind eine Partei des Internationalismus. Grenzen bedeuten für 
uns erstmal nichts. Wir teilen die Welt nicht ein, auch nicht in Machtblöcke.
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Antrag L.1.128.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 128 - 143
 128 In vielen technologischen Bereichen droht die EU den Konkurrenzkampf mit den USA und 
 129 China zu verlieren. Die Reaktion darauf ist eine noch stärkere Hinwendung zu 
 130 aktuellen marktwirtschaftlichen Reparaturen ohne jede langfristige Perspektive. Die 
 131 Investitionen in Klima- und Umweltschutz werden reduziert und umgelenkt. Der Aufbau 
 132 einer Rüstungsindustrie und auch einer von den USA unabhängigen Militärpolitik treten 
 133 an deren Stelle. Dabei stehen massive nationale Eigeninteressen der Mitgliedsstaaten 
 134 den gemeinsamen EU-Zielen allerdings im Wege, wie beispielhaft am Projekt eines 
 135 europäischen Kampfflugzeugs zu sehen ist. Gleichzeitig werden in den EU-
 136 Abstimmungsprozessen, in der Militär- und Finanzpolitik und in der Klimapolitik die 
 137 EU-Verträge notorisch verletzt. Auf politischer Ebene kommt es vermehrt zur 
 138 Zusammenarbeit der konservativen bürgerlichen Parteien mit den radikal rechten 
 139 nationalistischen Parteien. Die europäischen Staaten müssen nun sehr klug 
 140 entscheiden, wie sie ihre Ressourcen investieren wollen: In Aufrüstung oder lieber in 
 141 technologische Unabhängigkeit, zukunftsfeste Bildung und Forschung sowie sozialen 
 142 Zusammenhalt. Über die letzten Jahrzehnte wurden die Sozialsysteme der einzelnen
 143 Länder systematisch angegriffen und durch Austeritätspolitik geschwächt. Sie wieder 

aufzubauen, wird mit der real existierenden imperialistischen EU nicht möglich sein.

Zeile 144 - 150
 144 Doch wenn sie wieder aufgebaut werden, können sie Europas größte Stärke werden. Sie
 145 ermöglichen ein höheres Maß an gesellschaftlichem Vertrauen, demokratischer Teilhabe
 146 und sozialem Zusammenhalt, das Europa robuster gegen Einflussversuche und hybride
 147 Kriegsführung von außen macht. Letztlich ermöglicht diese Resilienz auch eine
 148 wirksame zivile und soziale Verteidigung gegen militärische Gegner. Aber in dem Maße,
 149 wie Europas Elite den Sozialstaat zerstört und die zivile Infrastruktur schwächt,
 150 zerstört sie diese Dimension der gesellschaftlichen Resilienz.

Antrag L.1.128.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 128 - 143
 128 In vielen technologischen Bereichen droht die EU den Konkurrenzkampf mit den USA und 
 129 China zu verlieren. Die Reaktion darauf istDie Bundesregierung will in diesem Prozess eine noch 

stärkere Hinwendung zu 
 130 aktuellen marktwirtschaftlichen Reparaturen ohne jede langfristige Perspektive. Die 
 131 Investitionen in Klima- und Umweltschutz werden reduziert und umgelenkt. Der Aufbau 
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 132 einer Rüstungsindustrie und auch einer von den USA unabhängigen Militärpolitik treten 
 133 an deren Stelle. Dabei stehen massive nationale Eigeninteressen der Mitgliedsstaaten 
 134 den gemeinsamen EU-Zielen allerdings im Wege, wie beispielhaft am Projekt eines 
 135 europäischen Kampfflugzeugs zu sehen istFührungsrolle übernehmen und die Bundeswehr zur 

stärksten konventionellen Armee Europas hochrüsten. Gleichzeitig werden in den EU-
 136 Abstimmungsprozessen, in der Militär- und Finanzpolitik und in der Klimapolitik die 
 137 EU-Verträge notorisch verletzt. Auf politischer Ebene kommt es vermehrt zur 
 138 Zusammenarbeit der konservativen bürgerlichen Parteien mit den radikal rechten 
 139 nationalistischen Parteien. Die europäischen Staaten müssen nun sehr klug 
 140 entscheiden, wie sie ihre Ressourcen investieren wollen: In Aufrüstung oder lieber in 
 141 technologische Unabhängigkeit, zukunftsfeste Bildung und Forschung sowie sozialen 
 142 Zusammenhalt. Über die letzten Jahrzehnte wurden die Sozialsysteme der einzelnen 
 143 Länder systematisch angegriffen und durch Austeritätspolitik geschwächtdie 

aufrüstungsbefürwortenden Parteien von den Grünen bis zur CDU nicht müde, einer weiteren 
Militarisierung der EU das Wort zu reden. Entgegen aller Illusionen ist die Europäische Union 
kein Hindernis deutscher Machtpolitik, sondern ein Sprungbrett.

Antrag L.1.131.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Bildungspolitik

Zeile 131
 131 Investitionen in Klima- und Umweltschutz werden reduziert und umgelenkt, die Bildung 

vernachlässigt. Der Aufbau 

Begründung
Die Vernachlässigung der Bildungsinvestitionen ist hier als zukunftshemmend zu benennen. Die 
zukunftsfeste Bildung wird später im Text aufgegriffen.

Antrag L.1.133.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 133 - 135
 133 an deren Stelle. Dabei stehen massive nationale Eigeninteressen der Mitgliedsstaaten 
 134 den gemeinsamen EU-Zielen allerdings im Wege, wie beispielhaft am Projekt eines 
 135 europäischen Kampfflugzeugs zu sehen istAuch wenn einzelne Projekte durch rivalisierende 

Konzerninteressen scheitern, so sind die Geschwindigkeit und das Ausmaß der Entwicklung der 
EU zur Militärmacht substantiell und erschreckend. Gleichzeitig werden in den EU-

Begründung
Die Formulierung verharmlost, den massiven Ausbau der Strukturen der EU-Militarisierung (PESCO 
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etc., ASAP, SAFE, EDIP, Rüstungsfahrplan 2030 etc.). Wenn keine der tatsächlich vorangetriebenen 
Projekte benannt werden, wirkt es seltsam, dass ein gescheitertes Projekt benannt wird.

Antrag L.1.135.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 135 - 137
 135 europäischen Kampfflugzeugs zu sehen ist. Gleichzeitig werden in den EU-
 136 Abstimmungsprozessen, in der Militär- und Finanzpolitik und in der Klimapolitik die

Wir wollen die Fragmentierung und Konkurrenz der nationalen Rüstungsindustrien überwinden 
und stattdessen eine koordinierte europäische Beschaffung aufbauen. Öffentliche Mittel sollen 
nicht länger Lobbyinteressen bedienen oder in ineffiziente Parallelstrukturen und 
Konzerngewinne fließen. Die EU-Verträge werden im Bereich der Militär-, Finanzpolitik und in der 
Klimapolitik, aber auch im Bereich der Rechtsstaatlichkeit notorisch verletzt. Auf politischer 
Ebene kommt es vermehrt zur 

Begründung
Die Fragmentierung der europäischen Rüstungsindustrien führt zu höheren Kosten und geringerer 
Interoperabilität zwischen den Streitkräften der Mitgliedstaaten. Eine koordinierte europäische 
Beschaffung könnte Mittel effizienter einsetzen und nationale Einzelinteressen reduzieren.

Rechtsstaatlichkeit muss geschützt und verteidigt werden und sollte deshalb hier auch genannt 
werden

Antrag L.1.135.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: SV Gera, Michael Brie, Judith Dellheim und weitere

Zeile 135
 135 europäischengemeinsamen Kampfflugzeugs zu sehen ist. Gleichzeitig werden in den EU-

Begründung
Der Text unterscheidet nicht klar zwischen der EU und „Europa“. Zu Europa gehören große Teile 
Russlands und der Türkei sowie Staaten, die nicht dem politischen Kurs der EU folgen. Nicht alle 
europäischen Staaten haben in ihrer Geschichte Kolonialhandel und Kolonialismus betrieben.
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Antrag L.1.139.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 139
 139 nationalistischen Parteien. Die europäischen EU-Staaten müssen nun sehr klug 

Begründung
Zu Europa gehört auch Russland. Hier sind aber immer die EU-Staaten gemeint (nebst UK).

Antrag L.1.139.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: SV Gera, Michael Brie, Judith Dellheim und weitere

Zeile 139
 139 nationalistischen Parteien. Die europäischen StaatenEU-Mitgliedsstaaten müssen nun sehr klug 

Zeile 163 - 174
 163 denen sich beide Seiten durch ihre jeweiligen Stärken ergänzen. Europa und der

Die EU und der Globale Süden trennen unterschiedliche Erfahrungen aus der Zeit des 
Kolonialismus und

 165 der bis heute andauernden Ausbeutung. Eine potentielle Zusammenarbeit ist deshalb
 166 nicht frei von Vorbehalten und Widersprüchen. Nichtsdestotrotz ähneln sie sich
 167 mittlerweile in bestimmten ökonomischen und geopolitischen Interessen, etwa in ihrer
 168 Rolle als Importeure von grünen Technologien aus China und in ihrer Abhängigkeit von
 169 US-amerikanischen Digitalkonzernen und von globalem Investitionskapital. Sowohl
 170 friedens- und klimapolitisch als auch in vielen weiteren Dimensionen der globalen
 171 Politik spielen einige Regierungen des Globalen Südens, wie die Administrationen von
 172 Lula da Silva in Brasilien oder Claudia Sheinbaum in Mexiko, eine sehr konstruktive
 173 Rolle. Sie und andere linke Kräfte weltweit wären die natürlichen Bündnispartner für
 174 ein Europa, daseine EU, die sich endlich von den USA emanzipiert. Die europäische Linke muss 

Zeile 179
 179 Norden und Süden gute Gründe, denn es überwiegen die Gemeinsamkeiten: Sowohl Europa die 

EU 

Zeile 185
 185 Konstruktive Partnerschaften auf Augenhöhe sind für Europadie EU auch der bessere Weg, an 

Begründung
Der Text unterscheidet nicht klar zwischen der EU und „Europa“. Zu Europa gehören große Teile 
Russlands und der Türkei sowie Staaten, die nicht dem politischen Kurs der EU folgen. Nicht alle 
europäischen Staaten haben in ihrer Geschichte Kolonialhandel und Kolonialismus betrieben.
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Antrag L.1.141.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 141 - 142
 141 technologische Unabhängigkeitzivile Technologie, zukunftsfeste Bildung und Forschung sowie 

sozialen 
 142 Zusammenhaltsoziale Sicherung. Über die letzten Jahrzehnte wurden die Sozialsysteme der 

einzelnen 

Begründung
Technologische Unabhängigkeit klingt nach Autarkie und nicht nach internationaler Arbeitsteilung 
und Zusammenarbeit. „Zusammenhalt“ wird von der politischen „Mitte“ benutzt.

Antrag L.1.144.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 144 - 150
 144 Doch wenn sie wieder aufgebaut werden, können sie Europas größte Stärke werden. Sie
 145 ermöglichen ein höheres Maß an gesellschaftlichem Vertrauen, demokratischer Teilhabe
 146 und sozialem Zusammenhalt, das Europa robuster gegen Einflussversuche und hybride
 147 Kriegsführung von außen macht. Letztlich ermöglicht diese Resilienz auch eine
 148 wirksame zivile und soziale Verteidigung gegen militärische Gegner. Aber in dem Maße,
 149 wie Europas Elite den Sozialstaat zerstört und die zivile Infrastruktur schwächt,
 150 zerstört sie diese Dimension der gesellschaftlichen Resilienz.

Begründung
Die Ausgestaltung einer linke Position hierzu ist noch nicht abgeschlossen - und wäre ein Vorgriff auf 
die Programmdiskussion.
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Antrag L.1.144.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: LAG Frieden und internationale Politik Hamburg und BO 
Hamburg-Dulsberg

Zeile 144 - 147
 144 Doch wenn sie wieder aufgebaut werden, können sie Europas größte Stärke werden. Sie
 145 ermöglichen ein höheres Maß an gesellschaftlichem Vertrauen, demokratischer Teilhabe
 146 und sozialem Zusammenhalt, das Europa robuster gegen Einflussversuche und hybride
 147 Kriegsführung von außen macht. Jeder Abrüstungsschritt und jeder Abbau von Feindbildern ist 

für den Aufbau einer solidarischen Gesellschaft nützlich. Arbeit und Nahrung, Bildung und 
Kultur, Wohnen und Gesundheit sind durch öffentliche Daseinsvorsorge und eine 
Demokratisierung der Wirtschaft der Ausweg aus der globalen Krise des neoliberalen 
Kapitalismus. Statt den Gürtel enger zu schnallen, streiten wir für den Ausbau des Sozialstaats 
und die Überwindung der Schuldenfalle so vieler Länder des globalen Südens. Die europäischen 
Eliten wirken mit Hochrüstung und Kriegsvorbereitung gegen eine solche soziale Entwicklung. 
Letztlich ermöglicht diese Resilienz auch eine 

Begründung
Der Sozialstaat ist nicht dafür da, dass Europa wieder "great again" wird. Abrüstung ist gut für alle 
Gesellschaften.

Antrag L.1.144.3
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 144 - 150
 144 Doch wenn sie wieder aufgebaut werden, können sie Europas größte Stärke werden. Sie 
 145 ermöglichenWaren die primärrechtlichen Verträge der Europäischen Union in den 2010er Jahren 

vor allem ein höheres Maß an gesellschaftlichem Vertrauen, demokratischer Teilhabe 
 146 und sozialem Zusammenhalt,Instrument, ökonomisch schwächere EU-Mitgliedstaaten zu 

neoliberalen „Reformen“ zu zwingen, ist es nun die in den EU-Verträgen verankerte 
Aufrüstungsverpflichtung, die in den Vordergrund rückt und den rechtlichen Rahmen für die 
weitere Militarisierung der EU bildet. Dieser „Ära der Aufrüstung“, von der Ursula von der Leyen 
spricht, liegen konkrete EU-Maßnahmen zugrunde. Mit „ReArm Europe“ werden die 
Schuldenkriterien gelockert, zinsgünstige Darlehen bereitgestellt und damit im ersten Schritt 
800 Milliarden Euro für die Aufrüstung der Mitgliedstaaten mobilisiert. Hinzu kommen der 
Aufbau neuer europäischer Rüstungskapazitäten (EDIS/EDIP), die Beseitigung von 
Aufrüstungshemmnissen durch das Europa robuster gegen Einflussversuche und hybride 

 147 Kriegsführung von außen macht. Letztlich ermöglicht diese Resilienz auch eine 
 148 wirksame zivile und soziale Verteidigung gegen militärische Gegner. Aber in dem Maße, 
 149 wie Europas Elite den Sozialstaat zerstört und die zivileOmnibus-Verteidigungspaket sowie die 

massive Militarisierung europäischer Infrastruktur schwächt, 
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 150 zerstört sie diese Dimension der gesellschaftlichen Resilienzim Rahmen von „Military Mobility“.

Antrag L.1.146.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 146 - 150
 146 und sozialem Zusammenhalt, das Europa robuster gegen Einflussversuche und hybride 
 147 Kriegsführung von außen macht. Letztlich ermöglicht diese Resilienz auch eine 
 148 wirksame zivile und soziale Verteidigung gegen militärische Gegner. Aber in dem Maße, 
 149 wie Europas Elite den Sozialstaat zerstört und die zivile Infrastruktur schwächt, 
 150 zerstört sie diese Dimension der gesellschaftlichen Resilienz.

Begründung
„Hybride Kriegsführung“ ist ein pseudowissenschaftlicher Kampfbegriff, der die Militarisierung nach 
Innen und nach Außen und die Einbindung ziviler Akteure in militärische Strukturen vorantreiben 
soll. Resilienz zielt auf Verhaltensänderung/Anpassung. Es geht aber um die Veränderung von 
Verhältnissen.

Antrag L.1.149.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 149 - 150
 149 wie Europas Eliteder Neoliberalismus den Sozialstaat zerstört und die zivile Infrastruktur 

schwächt,
 150 zerstört siezerstört diese Dimension der gesellschaftlichen Resilienz.

Antrag L.1.150.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 150
 150 zerstört sie diese Dimension der gesellschaftlichen Resilienz. Denn kein Mitgliedstaat kann allein 

bestehen, auch Deutschland nicht. Es braucht eine klare Vision, die Europa vom Binnenmarkt zu 
einer politisch handlungsfähigen Union macht, die soziale Sicherheit im Innern schafft und ihre 
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außenpolitische Handlungsfähigkeit stärkt.

Unser Ziel ist ein demokratisches Europa, das international als Friedensakteur wirkt. Dafür soll 
die EU weiterentwickelt werden - hin zu mehr Demokratie, sozialer Gerechtigkeit und 
außenpolitischer Handlungsfähigkeit. Dazu gehören ein stärkeres Europäisches Parlament und 
Mehrheitsentscheidungen in der Außenpolitik, um Blockaden zu vermeiden.

Begründung
Wir erteilen dem neoliberalen Binnenmarkt eine Absage und wollen eine Weiterentwicklung der EU 
zu einer sozialstaatlichen, politisch handlungsfähigen Union. Damit stellen wir uns gegen 
Nationalismus und nationale Alleingänge. Dadurch wollen wir den Multilateralismus stärken. 
Außerdem trägt die EU auf Grund ihrer Kolonialgeschichte eine historische Verantwortung.

Die Weiterentwicklung der EU von einem marktliberalen Binnenmarkt zu einer von einem starken 
Parlament getragenen Sozialunion ist eine Antwort auf die erstarkende Rechte und für eine 
solidarische Außenpolitik.

Das Einstimmigkeitsprinzip sollte in der Außenpolitik durch Mehrheitsentscheidungen ersetzt 
werden, damit die EU nicht länger von einzelnen Staaten blockiert werden kann.

Antrag L.1.150.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 150
 150 zerstört sie diese Dimension der gesellschaftlichen Resilienz.

Wir analysieren die aktuelle geopolitische Lage als Ausdruck der Klassenverhältnisse. Die 
Reichen und Mächtigen zerstören die Lebensgrundlagen von uns allen, mit dem Ziel der 
individuellen Profitmaximierung und der Absicherung ihrer Klassenlage. Europas Wirtschafts- 
und Machteliten sind mächtiger Teil davon. Wir werden nicht aufhören, Widerstand gegen ihre 
Politik zu leisten. Wir nehmen es als unsere Aufgabe an, für all jene eine Organisationsplattform 
zu sein, die betroffen sind von der gewaltvollen Politik der Reichen und Mächtigen.

Begründung
Es soll ein extra Absatz eingefügt werden um klar zu machen, dass für uns nur die Klassenverhätnisse 
zählen.

Antrag L.1.151.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 151 - 158
 151 Europa braucht gegen diese Vision einer kriegerischen Europäischen Union eine

sich aufrüstenden und sich abschottenden Europäischen Union eine solidarische Perspektive 
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von unten. Dafür brauchen wir innerhalb der linken Familie
 153 in Europa neue widerständige Bündnisse gegen die Militarisierung der Europäischen
 154 Union einerseits und den grassierenden Sozialabbau andererseits. Wir müssen
 155 bündnisfähig sein und in einer Allianz mit den Gewerkschaften, linken Parteien,
 156 transnationalen Bewegungen und Streiks wirken, um eine Alternative zu einer
 157 europäischen KriegsmachtMilitärmacht herauszubilden, die den wirtschaftlichen und politischen
 158 Eliten vorschwebt.Damit müssen wir beantworten, wie wir umfassende Sicherheit organisieren 

können und welche Dimensionen wir konkret meinen, wenn wir über Verteidigungsfähgikeit 
sprechen.

Begründung
Wir wollen ein Europa, das auf Ausgleich von Interessen durch Diplomatie setzt. Der gegenwärtige 
Aufrüstungsprozess wurde angestoßen, ohne dass die Frage nach defensiv formulierten 
Sicherheitsinteressen überhaupt gestellt wurde. Werden sie nicht definiert, so läuft der Prozess der 
unkontrollierten Rüstung weiter. Als antimilitaristsche Partei müssen wir dazu Antworten liefern.

Antrag L.1.151.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 151 - 158
 151 EuropaStadt der Hoffnung, Mittel, strategieloser Aufrüstung außen - und sicherheitspolitische 

Probleme bewältigen zu können, braucht gegen diese Vision einer kriegerischen Europäischen 
Union eine
die Europäische Union und ganz Europa eine solidarische Perspektive von unten. Dafür brauchen 
wirmuss es innerhalb der linken Familie

 153 in Europa neue widerständige Bündnisse gegen die Militarisierung der Europäischen 
 154 Uniondas militärische Aufrüsten der Europäischen Union als einzige politische Option einerseits 

und den grassierenden Sozialabbau andererseits geben. Wir müssen
 155 bündnisfähig sein und in einer Allianz mit den Gewerkschaften, linken Parteien,
 156 transnationalen Bewegungen und Streiks wirken, um eine Alternative zu einer 
 157 europäischen Kriegsmacht herauszubilden, die den wirtschaftlichen und politischen 
 158 Eliten vorschwebtgemeinsame Strategien und Alternativen zur Sicherheit - und 

Verteidigungspolitik der Europäischen Union zu entwickeln und aufzuzeigen.
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Antrag L.1.151.3
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 151 - 158
 151 Europa braucht gegen diese Vision einer kriegerischen Europäischen Union eine 
 152 solidarische Perspektive von unten. Dafür brauchen wir innerhalb der linken Familie 
 153 in Europa neue widerständige Bündnisse gegen die Militarisierung der Europäischen 
 154 Union einerseits und den grassierenden Sozialabbau andererseits. Wir müssen 
 155 bündnisfähig sein und in einer AllianzSelbst verbliebene fortschrittliche Regelungen innerhalb 

der EU drohen zunehmend den Anforderungen europäischer Kriegstüchtigkeit untergeordnet zu 
werden. Lebensverhältnisse in ärmeren EU-Regionen gedacht sind, werden in die Aufrüstung 
umgeleitet. Das EU-Rüstungsindustrieprogramm EDIP enthält darüber hinaus Elemente einer 
kriegswirtschaftlichen Planung, die Eingriffe in Arbeitnehmer*innenrechte und die zivile 
Versorgung ermöglichen. Im Falle eines ausgerufenen „Krisenfalls“ können bestimmte 
Ressourcen und Infrastrukturen vorrangig für die Rüstungsproduktion reserviert werden. Dies 
betrifft unter anderem auch die Versorgung mit den Gewerkschaften, linken Parteien, 

 156 transnationalen Bewegungen und Streiks wirken, um eine Alternative zu einer 
 157 europäischen Kriegsmacht herauszubilden, die den wirtschaftlichen und politischen 
 158 Eliten vorschwebtstrategisch wichtigen Gütern wie Energie oder Wasser. Außerdem soll es 

Rüstungsunternehmen im Krisenfall ermöglicht werden, von den Vorgaben der EU-
Arbeitszeitrichtlinie abzuweichen und Beschäftigte länger arbeiten zu lassen. Solche 
Maßnahmen greifen nicht nur zentrale Errungenschaften der Arbeiter*innen- und 
Gewerkschaftsbewegung an, sondern schwächen auch demokratische Kontroll- und 
Entscheidungsprozesse innerhalb der EU-Mitgliedstaaten.

Antrag L.1.154.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 154 - 156
 154 Union einerseits und den grassierenden Sozialabbau andererseits. Wir müssen

Die Linke muss bündnisfähig sein und in einer Allianz mit den Gewerkschaften, linken Parteien,
 156 transnationalen Bewegungen und, Friedensbewegung und mittels politischer Streiks wirken, um 

eine Alternative zu einer 

Begründung
1.) wer ist „wir“? 
2.) Die Friedensbewegung war und ist zentral für gesellschaftlichen Fortschritt.
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Antrag L.1.159.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 159 - 177
 159 Die Alternative zu einer militärischen Großmacht EU liegt auch in einer bewussten
 160 Selbstbeschränkung zur konstruktiven Friedensmacht und einer Hinwendung zum Globalen
 161 Süden. Voraussetzung für ein wirklich souveränes Europa, das sich aus der
 162 Unterwerfung unter die USA befreit, wären Partnerschaften mit anderen Staaten, in
 163 denen sich beide Seiten durch ihre jeweiligen Stärken ergänzen. Europa und der
 164 Globale Süden trennen unterschiedliche Erfahrungen aus der Zeit des Kolonialismus und
 165 der bis heute andauernden Ausbeutung. Eine potentielle Zusammenarbeit ist deshalb
 166 nicht frei von Vorbehalten und Widersprüchen. Nichtsdestotrotz ähneln sie sich
 167 mittlerweile in bestimmten ökonomischen und geopolitischen Interessen, etwa in ihrer
 168 Rolle als Importeure von grünen Technologien aus China und in ihrer Abhängigkeit von
 169 US-amerikanischen Digitalkonzernen und von globalem Investitionskapital. Sowohl
 170 friedens- und klimapolitisch als auch in vielen weiteren Dimensionen der globalen
 171 Politik spielen einige Regierungen des Globalen Südens, wie die Administrationen von
 172 Lula da Silva in Brasilien oder Claudia Sheinbaum in Mexiko, eine sehr konstruktive
 173 Rolle. Sie und andere linke Kräfte weltweit wären die natürlichen Bündnispartner für
 174 ein Europa, das sich endlich von den USA emanzipiert. Die europäische Linke muss
 175 gleichzeitig ihre Bindungen zu Gewerkschaften und sozialen Bewegungen des globalen
 176 Südens, wie etwa der Bewegung der Landlosen, intensivieren, um gemeinsamen Druck für
 177 eine gerechtere globale Wirtschafts- und Handelsordnung aufzubauen.

Zeile 178 - 184
 178 Strategisch gibt es für ein Bündnis der kleineren Staaten und der Mittelmächte im
 179 Norden und Süden gute Gründe, denn es überwiegen die Gemeinsamkeiten: Sowohl Europa
 180 als auch der Globale Süden würden von technologischer Emanzipation von den USA,
 181 insbesondere in der digitalen Sphäre, profitieren, ebenso von größerer Unabhängigkeit
 182 vom US-Finanzsystem. Sowohl für Europa als auch für aufstrebende Länder im globalen
 183 Süden ist eine strategische Technologie- und Industriepolitik zum jetzigen Zeitpunkt
 184 entscheidend.

Zeile 185 - 192
 185 Konstruktive Partnerschaften auf Augenhöhe sind für Europa auch der bessere Weg, an
 186 Ressourcen zu gelangen, die es selbst nicht bereitstellen kann. Um es klar und
 187 deutlich zu sagen: Dies bedeutet höhere, faire Preise im Einkauf und den Verzicht auf
 188 Profite für Europas Konzerne und Eliten, dafür aber Stabilität und Verlässlichkeit in
 189 den Lieferketten für die Ressourcen, die wir für den Umbau der europäischen
 190 Wirtschaft tatsächlich brauchen. Und natürlich bedeutet das auch, Gesellschaften vor
 191 ausbeuterischen Konzernen zu schützen, die systematisch das Lohnniveau senken und für
 192 ihre Profite Menschen und Umwelt massiv Schaden zufügen.

Zeile 193 - 201
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 193 Eine Öffnung zum Globalen Süden würde von einem deutlichen Kurswechsel in der
 194 europäischen Innenpolitik abhängen: Statt einer militaristischen, neoliberalen
 195 Festung Europas, wie sie die extreme Rechte, aber auch große Teile der Liberalen,
 196 Konservativen und Sozialdemokraten in einer ganz großen Koalition der
 197 Alternativlosigkeit verfolgen, müsste Europa seine arrogante Haltung gegenüber den
 198 aufstrebenden Gesellschaften des Südens überwinden. Eine neue Internationale als
 199 Gegenpol zu den um Macht und Einfluss konkurrierenden Großmächten kann gelingen, wenn
 200 sie von einem Europa ausgeht, das sich als Friedensmacht nach innen wie nach außen
 201 begreift und auf Zusammenarbeit zwischen gleichberechtigten Partnern setzt.

Begründung
Die gesamte Argumentation in diesen drei Absätzen ist falsch und kann komplett gestrichen werden.

Antrag L.1.159.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: Die Linke.SDS

Zeile 159 - 169
 159 Die Alternative zu einer militärischen Großmacht EU liegt auch in einer bewussten 
 160 Selbstbeschränkung zur konstruktiven Friedensmacht und einer Hinwendung zum Globalen 
 161 Süden. Voraussetzung für ein wirklich souveränes Europa, das sich aus der 
 162 Unterwerfung unter die USA befreit, wären Partnerschaften mit anderen Staaten, in 
 163 denen sich beide Seitenin der durch ihre jeweiligen Stärken ergänzen. Europa und der 
 164 Globale Süden trennen unterschiedliche Erfahrungen aus der Zeit des Kolonialismus und 
 165 der bis heute andauerndendie Bevölkerungen hervorgebrachten Überwindung der kolonialen 

Ausbeutung. Eine potentielle Zusammenarbeit ist deshalb 
 166 nicht frei von Vorbehalten und Widersprüchen. Nichtsdestotrotz ähneln sie sich 
 167 mittlerweile in bestimmten ökonomischen und geopolitischen Interessen, etwa in ihrer 
 168 Rolle als Importeure von grünen Technologien aus China und in ihrer Abhängigkeit von 
 169 US-amerikanischen Digitalkonzernen und von globalem Investitionskapital der Länder des 

Globalen Südens. Kooperative Beziehungen, Multipolarität und Gewaltverzicht werden in diesem 
gemeinsamen Kampf realisiert. Sowohl 

Begründung
Erfolgt mündlich.
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Antrag L.1.161.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 161 - 169
 161 Süden. Voraussetzung für ein wirklich souveränes Europa, das sich aus der 
 162 Unterwerfung unter die USA befreit, wären Partnerschaften mit anderen Staaten, in
 163 denen sich beide Seiten durch ihre jeweiligen Stärken ergänzen. Europa und der 
 164 Globale Süden trennen unterschiedliche Erfahrungen aus der Zeit des Kolonialismus und 
 165 der bis heute andauernden Ausbeutung. Eine potentielle Zusammenarbeit ist deshalb 
 166 nicht frei von Vorbehalten und Widersprüchen. Nichtsdestotrotz ähneln sie sich 
 167 mittlerweile in bestimmten ökonomischen und geopolitischen Interessen, etwa in ihrer 
 168 Rolle als Importeure von grünen Technologien aus China und in ihrer Abhängigkeit von 
 169 US-amerikanischen Digitalkonzernen und von globalem Investitionskapital. Sowohl 

Begründung
Streichung, da die "Unterwerfung" hier als Zwang gegen das europäische Kapital vorgestellt wird - in 
Wirklichkeit ist das immer eine strategische Partnerschaft gewesen.

Streichung, da hier der Kolonialismus analytisch völlig unzureichend und verharmlosend dargestellt 
wird. 

Antrag L.1.161.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 161 - 162
 161 Süden. Voraussetzung für ein wirklich souveränes Europa, das sich aus der 
 162 Unterwerfung unter die USA befreitSüden. Eine zentrale Rahmenbedingung für ein friedliches 

Europa, das die Komplizenschaft mit den USA beendet, wären Partnerschaften mit anderen 
Staaten, in 

Begründung
Das Verhältnis zwischen EU und USA ist wohl weniger durch Unterwerfung als mehr durch 
Komplizenschaft geprägt. Diese Komplizenschaft/Interessenskongruenz wird sogar im 
Eingangsabsatz des EU-Teils benannt.
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Antrag L.1.163.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 163 - 166
 163 denen sich beide Seiten durch ihre jeweiligen Stärken ergänzen. Europa und der 
 164 Globale Süden trennen unterschiedliche Erfahrungen aus der Zeit des Kolonialismus und 
 165 der bis heute andauernden Ausbeutung. Eine potentielle Zusammenarbeit istist über viele 

Jahrhunderte räuberisch und mörderisch durch die Länder des globalen Südens gezogen und hat 
dort Menschheitsverbrechen begangen. Wir leugnen das nicht und stellen uns dem Erbe der 
kolonialen Vergangenheit und Gegenwart. Wir wissen, dass auch deshalb

 166 eine potenzielle Zusammenarbeit nicht frei von Vorbehalten und Widersprüchen ist. 
Nichtsdestotrotz ähneln sie sich 

Begründung
Die ursprüngliche Formulierung beschönigt die Geschichte und die tatsächlichen Verhältnisse. 
Gerade wir dürfen uns nicht vor den Verbrechen der Vergangenheit und Gegenwart verstecken.

Antrag L.1.168.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 168
 168 Rolle als Importeure von grünen Technologien aus ChinaEnergie und in ihrer Abhängigkeit von 

Begründung
Gleichsetzung von USA (Imperialismus) und China ist nicht angemessen, sie haben eine 
unterschiedliche Art der Zusammenarbeit

Antrag L.1.172.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 172 - 174
 172 Lula da Silva in Brasilien oder Claudia Sheinbaum in Mexiko, eine sehr konstruktive 
 173 Rollekonstruktives Gegengewicht. Sie und andere linke Kräfte weltweit wären die natürlichen 

Bündnispartner für
 174 ein Europa, dasdie EU, die sich endlich von den USA emanzipiert. Die europäische Linke muss 

Begründung
„Rolle“ ist zu unbestimmt. Viele Kräfte des globalen Südens nehmen eine für die Menschheit 
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entscheidende zivilisierende Bedeutung wahr. Die USA sind im zerstörerischen Abstiegskampf.

Antrag L.1.177.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 177
 177 eine gerechtereeine gerechte globale Wirtschafts- und Handelsordnung aufzubauen.

Begründung
Wir wollen es gerecht, nicht gerechter!

Antrag L.1.177.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 177
 177 eine gerechtereeine gerechte globale Wirtschafts- und Handelsordnung aufzubauen.

Begründung
Ist sozialdemokratisch-reformistisch

Antrag L.1.177.3
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG LiSA

Zeile 177
 177 eine gerechtere globale Wirtschafts- und Handelsordnung aufzubauen.

Die Linke ist ebenfalls selbst Teil der feministischen Bewegung für die Kollektivierung von Care-
Arbeit, für ein sicheres und erfülltes Leben ohne Krieg, (sexualisierte) Gewalt und sozialen 
Kahlschlag. Für diese Themen wollen wir nicht nur in Deutschland wirken, sondern auch in den 
Austausch und eine verstärkte Zusammenarbeit mit internationalen feministischen 
Organisationen gehen. Dafür wollen wir in unseren direkten Nachbarländern, aber auch 
weltweit, Bündnisse mit Schwesterparteien suchen. In Zusammenarbeit zwischen der 
Internationalen Kommission, der feministischen Kommission, der BAG Lisa und weiteren 
Interessierten soll ein internationales Treffen - mindestens aber ein europäisches - geplant, 
organisiert und durchgeführt werden. Schulter an Schulter mit unseren Schwesterparteien 
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wissen wir, daß kämpfen gegen die erstarkenden rechten, konservativen und patriarchalen 
Strukturen - ob national oder weltweit - essentiell für eine sozialistische Zukunft ist.

Begründung
Die Linke ist a) eine feministische Partei und der Leitantrag gibt b) die politische Linie für die nächste 
Zeit vor. Feministische Positionen müssen in diesen zugespitzten Zeiten an erster Stelle stehen, 
anstatt als nettes Beiwerk betrachtet zu werden. Wir wollen uns daher als Feminist*innen 
international vernetzen und voneinander lernen, wie wir für eine sozialistische und feministische 
Zukunft kämpfen können, in der Selbstbestimmung und Sicherheit kein leeres Versprechen sind.

Antrag L.1.178.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 178 - 184
 178 Strategisch gibt es für ein Bündnis der kleineren Das herrschende Narrativ, wonach die 

Aufrüstung und Militarisierung der EU notwendig sei, um sich gegen Russland verteidigen zu 
können, ist vorgeschoben und dient dazu, die Maßnahmen gegenüber der eigenen Bevölkerung 
zu rechtfertigen. Schon jetzt sind die EU-Staaten und der Mittelmächte im 

 179 Norden und Süden gute Gründe, denn es überwiegen die Gemeinsamkeiten: Sowohl Europa 
 180 als auch der Globale Süden würden von technologischer Emanzipation von den USA, 
 181 insbesondere in der digitalen Sphäre, profitieren, ebenso von größerer Unabhängigkeit 
 182 vom US-Finanzsystem. Sowohl für Europa als auch für aufstrebende Länder im globalen 
 183 Süden ist eine strategische Technologie- und Industriepolitik zum jetzigen Zeitpunkt 
 184 entscheidendbis an die Zähne bewaffnet. Sie sind Russland auf nahezu allen militärischen 

Gebieten haushoch überlegen. Die EU-Militarisierung nach außen geht mit einer weiteren 
Autoritarisierung nach innen einher. Unter dem Vorwand, das „liberale Europa“ vor „autoritären 
Gefahren“ von außen zu schützen, werden kritische Journalisten von der EU sanktioniert und 
faktisch ihrer Existenz beraubt. Das Schüren eines europäischen „Wir-Gefühls“ - sei es, um die 
Bevölkerungen gegen Russland zusammenzuschweißen, sei es, um die tödliche Abschottung 
Europas gegen Geflüchtete aus Asien und Afrika zu rechtfertigen - ist Teil dieses 
Autoritarisierungsprozesses. Es befeuert Denkmuster, die am Ende nur der extremen Rechten 
nützen.

Antrag L.1.179.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 179 - 183
 179 Norden und Süden gute Gründe, denn es überwiegen die Gemeinsamkeiten: Sowohl Europa

die EU als auch der Globale Süden würden von technologischer Emanzipation von den USA,
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 181 insbesondere in der digitalen Sphäre, profitieren, ebenso von größerer Unabhängigkeit
 182 vom US-Finanzsystem. Sowohl für Europa als auch für aufstrebende Länder im globalen
 183 Süden ist eine strategischesozial-ökologische Technologie- und Industriepolitik zum jetzigen 

Zeitpunkt 

Begründung
Nur eine sozial-Ökologische Technologie- und Industriepolitik ist eine realistische und von uns 
gewünschte Strategie.

Antrag L.1.181.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 181
 181 insbesondere in der digitalen Sphäre, profitieren, ebenso von größerergrößtmöglicher 

Unabhängigkeit 

Begründung
Einfach nur größer ist uns nicht genug. Es soll größtmöglichst sein.

Antrag L.1.184.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: LV Bremen

Zeile 184
 184 entscheidend. Die Zeit ist reif für eine neue Blockfreien-Bewegung.

Begründung
Antragstellerin ist der Landesverband Bremen. - Die Formulierung stammt von Jan van Aken 
(Interview mit dem ND 5.5.2026) und ist sehr schlüssig, wir sollten sie aufgreifen und betonen. Wie 
Jan in diesem Interview klarstellt, ist das Anknüpfen an die Blockfreien-Bewegung der 1960er Jahre 
eine wichtige Ergänzung zur Idee der ‚Neuen Internationale‘. JvA: „Die einzige Möglichkeit, dagegen 
[gegen die neuen Imperialismen] vorzugehen, besteht darin, sich zusammenzutun. Aus der 
Völkerperspektive heißt das, wir brauchen eine neue Internationale. Aus der Staatenperspektive 
brauchen wir so etwas wie eine neue Blockfreien-Bewegung. Beides ist kein Widerspruch.“
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Antrag L.1.184.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 184
 184 entscheidend.

Das heißt auch, dass sich die EU politisch und strukturell stärker für die Beendigung von Kriegen 
und die Bewältigung von Krisen im Globalen Süden einbringen und entschlossen handeln muss. 
Die sich abzeichnende globale Ernährungskrise war seit Jahren absehbar, dennoch halten 
Deutschland und die EU - auch im Interesse großer Agrarkonzerne - an einem System fest, das 
Hunger und Ungleichheit weiter verschärft.

Es muss verstärkt diplomatischen Druck auf die mittel- und unmittelbar beteiligten 
Kriegsparteien in Sudan ausgeübt werden, die größte humanitäre Krise dieser Zeit läuft immer 
noch viel zu sehr unter dem Radar: rund 21 Millionen Menschen leiden an Hunger, Hunger und 
sexualisierte Gewalt werden als Kriegswaffen eingesetzt, mehr als 13 Millionen Menschen wurden 
vertrieben.

Begründung
Wer über den globalen Süden auf Augenhöhe schreibt, sollte zumindest aktuelle Krisen und Kriege 
erwähnen.

Wenige Agrarkonzerne kontrollieren heute große Teile des Saatgut-, Dünger-, Pestizid- und 
Lebensmittelmarktes und bestimmen damit zunehmend, was und wie produziert wird. Diese 
Marktmacht setzt Bäuerinnen und Bauern unter Druck, fördert Monokulturen und geht zulasten 
von Artenvielfalt, Klima und Ernährungssouveränität.

Antrag L.1.185.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 185
 185 Partnerschaften mit dem globalen Süden wollen wir auf Augenhöhe gestalten, 

zivilgesellschaftliche und progressive Kräfte wollen wir stärken. Konstruktive Partnerschaften auf 
Augenhöhe sind für Europa auch der bessere Weg, an 

Begründung
Die Länder des globalen Südens sind sehr unterschiedlich - viele von ihnen sind Autokratien. Wir  
sollten differenzieren und die Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftliche und demokratischen Kräfte 
hervorheben.
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Antrag L.1.185.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 185 - 186
 185 Konstruktive Partnerschaften auf Augenhöhe sind für Europa auch der bessere Weg, an 
 186 Ressourcen zu gelangen, die es selbst nicht bereitstellen kann.um den Kolonialismus und die 

globale Ungleichheit zu überwinden und den Reichtum für alle gerecht zu verteilen. Um es klar 
und 

Begründung
Es geht nicht nur um Europa und der Kolonialismus sollte nicht verdoppelt werden.

Antrag L.1.185.3
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: Die Linke.SDS

Zeile 185 - 186
 185 Konstruktive Partnerschaften auf Augenhöhe sind für Europa auch der bessere Weg, an 
 186 Ressourcen zu gelangen, die es selbst nicht bereitstellen kann., um den Kolonialismus und die 

globale Ungleichheit zu überwinden und den Reichtum für alle gerecht zu verteilen. Um es klar 
und 

Begründung
Es geht nicht nur um Europa und der Kolonialismus sollte nicht verdoppelt werden.

Antrag L.1.185.4
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 185 - 192
 185 Konstruktive Partnerschaften auf Augenhöhe sind für Europa auch der bessere Weg, an 
 186 Ressourcen zu gelangen, die es selbst nicht bereitstellen kann. Um es klar und 
 187 deutlich zu sagen: Dies bedeutet höhere, faire Preise im Einkauf und den Verzicht auf 
 188 Profite für Europas Konzerne und Eliten, dafür aber Stabilität und Verlässlichkeit in 
 189 den Lieferketten für die Ressourcen, die wir für den Umbau der europäischen 
 190 Wirtschaft tatsächlichWir stellen der Perspektive einer militarisierten Europäischen Union 

unsere Forderung nach sozialer Gerechtigkeit, Diplomatie, gegenseitiger Abrüstung und 
Völkerverständigung entgegen. Die Europäische Union darf keine Gewalt exportieren - weder in 
wirtschaftlicher noch in militärischer Form. Das heißt auch: keine Waffenexporte und keine 
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Handels- und Investitionsschutzabkommen, die kleinere Länder gewaltsam ausquetschen. Dafür 
brauchen. Und natürlich bedeutet das auch, Gesellschaften vor 

 191 ausbeuterischen Konzernen zu schützen, die systematisch das Lohnniveau senken und für 
 192 ihre Profite Menschen und Umwelt massiv Schaden zufügen wir eine solidarische Perspektive 

von unten. Unsere Bezugspunkte für Veränderungen sind nicht der Europäische Rat und seine 27 
Regierungschefs kapitalistischer EU-Staaten oder die Europäische Kommission mit ihren 
Einflüsterern aus der Rüstungslobby. Hoffnung machen vielmehr die Hafenarbeiter+innen von 
Genua, die sich weigerten, Waffen für den Transport nach Israel oder Saudi-Arabien zu verladen, 
die belgischen Arbeiter*innen, die derzeit massenhaft gegen die sozialen Angriffe und die 
Aufrüstung auf die Straße gehen, oder die europäische Bürger*inneninitiative „Stop ReArm 
Europe“, die versucht, Widerstand gegen die Militarisierung der Europäischen Union 
international zu vernetzen.

Antrag L.1.188.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 188 - 192
 188 Profite für Europas Konzerne und Eliten, dafür aber Stabilität und Verlässlichkeit in
 189 den Lieferketten für die Ressourcen, die wir für den Umbau der europäischen
 190 Wirtschaft tatsächlich brauchen. Und natürlich bedeutet das auch, Gesellschaften vor 
 191 ausbeuterischen Konzernen zu schützen, die systematisch das Lohnniveau senken und für 
 192 ihre Profite Menschen und Umwelt massiv Schaden zufügen.Das bedeutet hier wie dort den 

Reichtum umzuverteilen, die Löhne und die Arbeitsbedingungen zu verbessern und 
perspektivisch die Ausbeutung zu überwinden.

Begründung
Unsere „Eliten“ handeln im Interesse des Großkapitals. Wie soll vor ausbeuterischen Konzernen 
geschützt werden?

Antrag L.1.193.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Palästinasolidarität, Linksjugend ['solid], LV Baden 
Württemberg und weitere

Zeile 193 - 201
 193 Eine Öffnung zum Globalen Süden würde von einem deutlichen Kurswechsel in der 
 194 europäischen Innenpolitik abhängen: Statt einer militaristischen, neoliberalen 
 195 FestungUm die Regierungen und wirtschaftlichen Eliten Europas, wie sie die extreme Rechte, 

aber auch große Teile der Liberalen, 
 196 Konservativen und Sozialdemokraten in einer ganz großen Koalition der 

- Seite 79 -



 197 Alternativlosigkeit verfolgen, müsste Europa seine arrogante Haltung gegenüber den 
 198 aufstrebenden Gesellschaften des Südens überwinden. Eine zu einem Kurswechsel zu zwingen, 

brauchen wir innerhalb der linken Familie in Europa neue Internationale als 
 199 Gegenpol zu denwiderständige Bündnisse gegen die Militarisierung der Europäischen Union 

einerseits und den grassierenden Sozialabbau andererseits. Wir müssen bündnisfähig sein und 
in einer Allianz mit den Gewerkschaften, linken Parteien, transnationalen Bewegungen und 
Streiks wirken, um Macht und Einfluss konkurrierenden Großmächten kann gelingen, wenn 

 200 sie von einem Europa ausgeht, das sich als Friedensmacht nach innen wie nach außen 
 201 begreift und auf Zusammenarbeit zwischen gleichberechtigten Partnern setzteine Alternative zu 

einer europäischen Kriegsmacht herauszubilden, die den wirtschaftlichen und politischen Eliten 
vorschwebt.

Antrag L.1.194.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 194 - 197
 194 europäischen Innenpolitik abhängen: Statt einer militaristischen, neoliberalen

als militaristische, neoliberale Festung Europas, wie sie die extreme Rechte, aber auch große 
Teile der Liberalen, 

 196 Konservativen und Sozialdemokraten in einer ganz großen Koalition der 
 197 Alternativlosigkeit verfolgenzu agieren, müsste Europa seine arrogante Haltung gegenüber den 

Antrag L.1.194.2
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 194 - 200
 194 europäischen EU-Innenpolitik abhängen: Statt einer militaristischen, neoliberalen
 195 Festung Europas, wie sie die extreme Rechte, aber auchund große Teile der Liberalen,
 196 Konservativen und Sozialdemokraten in einer ganz großen Koalition der
 197 Alternativlosigkeit verfolgen, müsste Europa seine arrogantemuss die EU ihre imperialistisch-

neokolonialistische Haltung gegenüber den
 198 aufstrebenden Gesellschaften des Südens überwinden. Eine neue Internationale als
 199 Gegenpol zu den um Macht und Einfluss konkurrierenden Großmächten kann gelingen, wenn
 200 sie von einem Europasie von der EU ausgeht, dasie sich als Friedensmacht nach innen wie nach 

außen 

Begründung
Hat nichts mit Arroganz zu tun, sondern mit handfesten Interessen.
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Antrag L.1.198.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 198
 198 aufstrebenden Gesellschaften des Südens überwinden. Eine neue Internationale als für 

Solidarität, Frieden und Gerechtigkeit als 

Begründung
Präzisierende Ergänzung.

Antrag L.1.199.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 119 - 121
 119 Für uns dagegen bilden die Interessen der großen Mehrheitarbeitenden Klassen in Europa die 

Grundlage
 120 unserer Arbeit. Und für die Menschen geht es nicht darum, auf Kosten sämtlicher 
 121 ökonomischer und politischer Ressourcen der EU-Mitgliedstaaten in die erste Liga der 

Begründung
Zweitrangig, auch wenn es nicht auf Kosten von Ressourcen ginge, ist es nicht im Interesse der 
Menschen.

Antrag L.1.201.1
Änderungsantrag zu L.1-02

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 201
 201 begreift und auf Zusammenarbeit zwischen gleichberechtigten Partnern setzt.

In den vier Jahren des Kriegs in der Ukraine, den Russland völkerrechtswidrig begonnen hat, 
wurden über eine Million Menschen getötet Jeder weitere Kriegstag bedeutet weitere Opfer Die 
NATO rüstet die Ukraine weiter auf, errichtet Rüstungsfabriken in der Ukraine und lässt über 
ihrem Gebiet (Finnland, baltische Staaten) ukrainische Drohnen weit ins russische Hinterland 
fliegen, und wird damit immer mehr Kriegspartei. In dieser Situation unterstützt die 
Bundesregierung eine NATO-Mitgliedschaft der Ukraine („Strategische Partnerschaft“ vom 14. 
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April 2026). Sie ist die erste Bundesregierung, die jede Verhandlung mit Russland ablehnt. Der 
Gesprächsfaden mit Russland bzw. mit Putin wurde von den Vorgängerregierungen nie 
aufgegeben. Aus den Abmachungen zur deutschen Einheit (keine NATO-Osterweiterung), dem 
Völkerrecht und dem Friedensgebot des Grundgesetzes ist Deutschland verpflichtet, alles zu tun, 
auf einen Frieden hinzuarbeiten. Die unrealistische Vorstellung, Russland könnte vollständig 
besiegt werden, riskiert einen Atomkrieg. Es geht jetzt darum, jede sich bietende Möglichkeit für 
die Aufnahme von Gesprächen mit Russland zu nutzen. Dabei muss schlussendlich das 
Sicherheitsinteresse aller beteiligten, auch Russlands, mit berücksichtigt werden. Das 
faschistische Deutschland hat damals mindestens 27 Millionen Sowjetbürger*innen (Zivilisten, 
Soldaten, Kriegsgefangene) getötet. Schon deswegen ist die Bundesrepublik historisch zu 
Friedenspolitik mit Russland verpflichtet.

Begründung
Es ist bemerkenswert, dass im Leitantrag nur an einer Stelle kurz etwas zum aktuellen Krieg in 
Europa in der Ukraine steht (und dann auch nicht ganz korrekt). Als Partei, die sich auch als 
Friedenspartei versteht, ist es eine Verpflichtung, Wege zur Überwindung des vier Jahre währenden 
Krieges aufzuzeigen. Gerade nach der Verschärfung der Kriegshandlungen, der Steigerung der 
Eskalation auch durch Deutschland, muss unsere Antwort Diplomatie heißen, ohne Wenn und Aber. 
Es ist völlig nebensächlich, wer als Vermittler*in vorgeschlagen oder genannt wird. Jeder Versuch ist 
es wert, auf seine Ernsthaftigkeit geprüft zu werden, auch die Vorschläge von russischer Seite. Und es 
steht uns nicht zu, zu entscheiden, wer verhandelt und mit wem. Verhandlungen zur Beendigung von 
Kriegen wurden häufig von Personen geführt, die moralisch höchst fragwürdig waren (Kissinger, Begin 
etc.). Es ist auch unerheblich, was die kriegführenden Staaten für eine innere Struktur haben, 
autokratisch, diktatorisch oder demokratisch. Als Internationalist*innen ergreifen wir Partei für 
unterdrückte Völker und die arbeitenden Klassen. Da wäre viel Kritik an Putins autoritären 
Regierungsstil, aber auch am autokratisch-oligarchischen System der Ukraine notwendig. Aber die 
demokratische Entwicklung von Staaten lässt sich nicht von außen erzwingen. Dafür ist Frieden 
Voraussetzung. Ohne Frieden ist eben alles nichts.
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Antrag L.1.203.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BV Berlin - Pankow

Zeile 203 - 208
 203 Die MilitarisierungDie Aufrüstung Europas wird entscheidend von der deutschen 

Bundesregierung
 204 angetrieben. Sie steht für die einseitige Aufhebung der Schuldenbremse, für
 205 Aufrüstung sowie die Parole, das Land “kriegstüchtig” zu machen. Die Zeitenwende
 206 durchzieht alle Teile der Gesellschaft: die Krankenhäuser, die Schulen, die
 207 Universitäten und die Infrastruktur. Alle Bereiche des Lebens werden kriegstüchtig 
 208 gemacht, statt sieDabei sollten wir uns besser auf den Schutz vor Naturkatastrophen oderund 

strukturelle Krisen vorzubereiten. vorbereiten. 

Begründung
Wie und ob alle Bereiche des Lebens tatsächlich kriegstüchtig gemacht werden, wird hier 
unzureichend belegt.

Antrag L.1.205.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: AG Cuba sí, BAG Frieden und internationale Politik, 
Kommunistische Plattform und weitere

Zeile 205
 205 Aufrüstung sowie die Parole, das Land “kriegstüchtig” zu machen. Dass diese 

Kriegsvorbereitungen ohne jeden Bezug auf die ungeheure Blutspur vonstattengehen, die der 
deutsche Militarismus zweimal im 20. Jahrhundert hinterlassen hat, zeugt von totaler 
Geschichtsvergessenheit. Die Zeitenwende 

Begründung

Allein Rheinmetall zeugt von der Kontinuität der Entwicklung des deutschen Militarismus. Die häufig 
durch die veröffentlichte Meinung manipulierte Position, der deutsche Militarismus sei ausgerechnet 
durch die NATO-Mitgliedschaft geläutert, ist an politischer Naivität kaum zu übertreffen.
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Antrag L.1.208.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 208
 208 gemacht, statt sie auf Naturkatastrophen oder strukturelle Krisen vorzubereiten. . 

Begründung
Streichen, da auch dies nicht unser Ziel sein kann.

Antrag L.1.209.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 209 - 216
 209 Künstlich wird insbesondere von konservativer Seite ein Generationenkonflikt 
 210 heraufbeschworen, der in Wahrheit ein Konflikt zwischen den Klassen ist. Derjenigen, 
 211 die in Kriegen ihr Leben opfern und derjenigen, die von Kriegen profitieren. Die

Die verpflichtenden Fragebögen für den freiwilligen Wehrdienst sind nur ein Vorläufer:
 213 Die Wiedereinführung der Wehrpflicht steht im Raum. Eine Mehrheit der jungen Menschen 
 214 sind allerdings gegen ZwangsdiensteWir sind gegen Zwangsdienste. Das Prinzip der Freiwilligkeit 

gehört für uns zu einer demokratischen Armee, genauso wie der Parlamentsvorbehalt. Als Linke 
organisieren wir daher Proteste und

 215 Widerstand gegen diese Zwangsdienste, wir bietendie Wiedereinführung der Wehrpflicht und 
unterstützen die junge Generation gegen den Eingriff in ihr Selbstbestimmungsrecht, indem wir 
konkrete Hilfe zur

 216 Kriegsdienstverweigerung und bei der Beantwortung der Fragebögen anbieten.

Antrag L.1.214.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: SV Gera, Michael Brie, Judith Dellheim und weitere

Zeile 214
 214 sind allerdings gegen Zwangsdienste. Als Linke organisieren wir daher Proteste und 

Zeile 217 - 218
 217 EinseitigZwecks ‚Kriegstüchtigkeit in die Rüstungsindustrie zu investieren ist nicht nur politisch, 

sondern
 218 auch ökonomisch fatal. und führt unvermeidlich in permanente Eskalation. Die geschaffenen 

Arbeitsplätze können niemals den Verlust an 
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Zeile 227
 227 Während das Militärbudget einseitig und grenzenlosdramatisch anwächst, wächst parallel der 

Begründung
Zur Streichung von "daher": Als Friedenspartei organisieren wir prinzipiell „Proteste und 1. 
Widerstand gegen diese Zwangsdienste, wir bieten konkrete Hilfe zur Kriegsdienstverweigerung 
und bei der Beantwortung der Fragebögen an.“ Das gilt für alle Mehrheitsverhältnisse. (203-216)

Zum Ersatz von "Einseitig" im Kontext von Rüstungsinvestitionen: Das Wort „Einseitig“ irritiert und 2. 
ist mehrfach interpretierbar. (217-226)

Zur Ergänzung von "führt unvermeidlich in permanente Eskalation.": Das ist die Folge von 3. 
Aufrüstung. (217-226)

Zur erneuten Ersetzung von "einseitig": „Grenzenlos“ kann auch ein Militärbudget nicht wachsen. 4. 
(227-235)

Antrag L.1.216.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: Die Linke.SDS und Linksjugend Solid

Zeile 216
 216 Kriegsdienstverweigerung und bei der Beantwortung der Fragebögen an.

Mit dem Musterungsbogen konfrontiert, stellt sich jedem die fundamentale Frage, ob man den 
Frieden befürwortet oder doch beim Krieg mitmacht. Unsere Aufgabe ist also, genau diesen 
Widerspruch positiv zu beantworten und aus dem Anliegen, nicht zur Waffe zu müssen, eine 
brennende Befürwortung des Friedens und des Lebens hervorzubringen.

Wenn die Unterordnung unter Befehl und Gehorsam verlangt wird, wirken wir erst Recht für die 
Entwicklung friedenspolitisch eingreifender aufmüpfiger Persönlichkeiten und lernen und wirken 
im Sinne der UN-Charta und UNESCO, um die globalen Verhältnisse zu zivilisieren und für alle 
Menschen auf der Welt soziale Lebensgrundlagen zu erstreiten.

Wir kämpfen für die Abschaffung der Wehrpflicht, auch als Beitrag zur Überwindung der 
Bundeswehr - und für den Aufbau von internationalen, zivilen Jugendaustauschen.

Begründung
Erfolgt mündlich.
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Antrag L.1.216.2
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Betrieb & Gewerkschaft

Zeile 216
 216 Kriegsdienstverweigerung und bei der Beantwortung der Fragebögen an. Das Kernstück linker 

Politik bleibt der kollektive Widerstand, im Kampf gegen die Wehrpflicht suchen wir das Bündnis 
mit Jugendbewegungen wie dem Schulstreik gegen die Wehrpflicht, sowie den 
Gewerkschaftsjugenden.

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.217.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 217 - 222
 217 Einseitig in die Rüstungsindustrie zu investieren ist nicht nur politisch, sondern
 218 auch ökonomisch fatal. Die geschaffenen Arbeitsplätze können niemalserhöhen den Verlust an
 219 Industriearbeitsplätzen, den wir gerade erleben, ausgleichen. Der Umbau hin zu einer
 220 Rüstungswirtschaft ist ein Irrweg. Wird er einmal eingeschlagen, macht sich die 
 221 deutsche Wirtschaft langfristig von der Produktion von Rüstungsgütern und totem 
 222 Metall abhängigWaffen haben keinen sinnvollen gesellschaftlichen Nutzen, sie steigern die 

Hochrüstung, die Profite der Rüstungsunternehmen und die Kriegsgefahr. Rüstungsausgaben 
haben kaum oder sogar keine Multiplikatorenwirkung. 

Begründung
Die Rüstungsindustrie ist selbst Kriegstreiber und sollte weder einseitig noch zweiseitig unterstützt 
werden.

Antrag L.1.217.2
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 217
 217 Einseitig inIn die Rüstungsindustrie zu investieren ist nicht nur politisch, sondern 

Begründung
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Wir wollen nicht nur nicht einseitig, sondern überhaupt nicht in Kriegstüchtigkeit investieren.

Antrag L.1.222.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Betrieb & Gewerkschaft

Zeile 222
 222 Metall abhängig. Der Kampf gegen die Militarisierung wird maßgeblich auch in den 

Gewerkschaften und in den Betrieben zu führen sein. Wenn wir erfolgreich Gegenmacht 
organisieren wollen, gilt es Ressourcen und Kapazitäten in diese Kämpfe zu stecken. Es gilt uns 
als organisierende Klassenpartei auf dem Terrain zu beweisen, auf dem Gegenmacht am 
stärksten wirken würde - in den Betrieben und Gewerkschaften. In Betrieben und 
Gewerkschaften, aber auch auf der Straße gilt es für die Botschaft zu werben, dass 
Rüstungsausgaben haben kaumauch ökonomisch betrachtet totes Kapital sind, unfähig 
Maschinen zu bauen oder sogar keine Multiplikatorenwirkung. Produkte zu schaffen, die dem 
Gemeinwohl dienen. 

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.226.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 226
 226 der Wirtschaft weg von der Rüstungsindustrie. Zudem ist die Behauptung falsch, dass Aufrüstung 

zur Abschreckung, Sicherung und Verteidigung führt. Das Gegenteil ist der Fall: Sie macht Kriege 
wahrscheinlicher, da die Möglichkeit geschaffen wird, diese zu führen. Die deutsche Armee soll 
laut Merz die stärkste konventionelle Armee Europas werden. Die Behauptung der unmittelbaren 
Bedrohung durch Russland ist ein Vorwand, um die Aufrüstung zu rechtfertigen.

Begründung
Dieser eingefügte Kontext fehlte. 
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Antrag L.1.226.2
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: KV Köln

Zeile 226
 226 der Wirtschaft weg von der Rüstungsindustrie.

Statt nuklearer Abschreckung brauchen wir konkrete Schritte zur Abrüstung. Die 
Bundesregierung muss endlich den UN-Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnen und die 
nukleare Teilhabe Deutschlands beenden.

Begründung
Der Atomwaffenverbotsvertrag (AVV) wurde 2017 in den Vereinten Nationen von 122 Staaten 
angenommen und trat am 22. Januar 2021 in Kraft. Bis heute haben ihn 99 Staaten unterzeichnet.

Bei den bisherigen Staatenkonferenzen der UNO zum AVV war Deutschland bisher lediglich als 
Beobachterstaat vertreten. Ziel muss es sein, Vertragsstaat zu werden!

Statt Militarisierung und sogenannter nuklearer Abschreckung brauchen wir glaubwürdige Schritte 
zur Abrüstung. Die Bundesregierung muss endlich den AVV unterzeichnen und die nukleare Teilhabe 
Deutschlands beenden.

Deutschland beteiligt sich weiterhin an der nuklearen Abschreckung der NATO. Auf deutschem Boden 
lagern US-Atomwaffen, und die Bundeswehr stellt Trägerflugzeuge und Personal für deren möglichen 
Einsatz bereit. Deutschland ist NATO-Mitglied und Lagerort für etwa 20 US-Atomwaffen. Der Einsatz 
von Atomwaffen wird jedes Jahr bei der Militärübung „Steadfast Noon“ geübt. Deutschland nimmt 
außerdem an der Einsatzplanung in der Nuklearen Planungsgruppe teil. Diese Aktivitäten wären mit 
einem Beitritt zum AVV unvereinbar.

Ein Beitritt zum Atomwaffenverbotsvertrag wäre deshalb unvereinbar mit der nuklearen Teilhabe und 
würde konkrete Schritte zur Abrüstung erforderlich machen. Er wäre damit zugleich ein wichtiges 
Signal an alle Staaten.

Der AVV stellt somit einen Sieg internationaler Demokratie und multilateraler Diplomatie über die 
Dominanz der Atommächte dar.

Antrag L.1.247.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Betrieb & Gewerkschaft

Zeile 247
 247 kein Absturz in Armut bedeutet. Die Linke streitet für die Erhaltung der Kampffähigkeit der 

Gewerkschaften und unterstützt ihre Mitglieder*innen in den Gewerkschaften und Betrieben im 
dualen System der Interessenvertretung zu wirken, für gute Löhne, bessere Arbeitsbedingungen 
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und Gesundheitsschutz. Im Kampf um den Erhalt von Betrieben, ermutigen wir die Beschäftigten 
und ihre Gewerkschaften dazu, über Eigentumsformen jenseits des privaten Kapitals 
nachzudenken und in ihren Betrieben zu diskutieren. Dazu informieren wir sie über Chancen und 
Risiken, die Belegschaftsübernahmen haben oder die Gründung einer Genossenschaft. Wir 
vernetzen Beschäftige mit Wissenschaftler*innen, Kolleg*innen und weiteren Expert*innen, die 
ihnen auf dem Weg einer Belegschaftsübernahme beratend zur Seite stehen können. Wir 
unterstützen gewerkschaftliche Kämpfe für eine 

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.251.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: LV Bremen

Zeile 251
 251 Produktion, den Verwaltungen und in der Care-Arbeit entgegenzuwirken.

Das von der Bundesregierung geplante GKV-Spargesetz soll nicht nur Zuzahlungen erhöhen und 
Leistungen verschlechtern. Die geplante Deckelung des Pflegebudgets wäre ein Ende des 
Personalaufbaus in der Krankenhauspflege, die nach den Erfahrungen der Corona-Pandemie aus 
den DRGs herausgenommen wurde - und damit ein massiver Angriff auf Care-Arbeiter*innen und 
auf Patient*innen. Die Kürzungen bei den Krankenhäusern werden letzten Endes bei den 
Kommunen ankommen, die ihre kommunalen Krankenhäuser entweder auffangen oder 
schließen müssen. Ihnen wird die finanzielle Last zugeschoben, während der Bund sich sogar 
noch mit 2 Milliarden aus dem Gesundheitsfonds bedient. Das ist falsch, unzumutbar und 
politisch unverantwortlich. Auch weitere Kürzungen in der GKV bei der psychiatrischen 
Versorgung sind völlig unangebracht, Zugänge zu ambulanten Psychotherapien müssen 
bedarfsgerecht ausgebaut statt Luxusbehandlung werden.

Begründung
Das GKV-Spargesetz sollte als konkretes Vorhaben explizit im Leitantrag erwähnt werden, weil es 
insbesondere Care-Arbeiter*innen und Kommunen treffen wird. Es zeigt, dass das planlose Vorgehen 
der Bundesregierung nicht nur direkten, sondern auch indirekten Sozialabbau betreibt.

Antrag L.1.252.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 252 - 257
 252 Der Sozialstaat ist leistbar und er istDer Sozialstaat war und ist finanzierbar und er ist viel mehr 

als eine bloße Absicherung für alle Menschen, die sich
 253 jeden Tag für diese Gesellschaft krumm machen, sei es bei der Lohnarbeit oder bei der
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 254 unbezahlten Sorgearbeit von Eltern und Kindern. Die Menschen können erwarten, in der
 255 Not von ihm getragen zu werden. Aber er ist keine einfache Marktkorrektur. Der Sozialstaat ist im 

Grundgesetz als Konsequenz aus der Befreiung vom Faschismus ein Entwicklungsauftrag, die 
politische Demokratie auszuweiten in die Wirtschaft, Bildung, Wissenschaft, Kultur hinein. Dieses 
Recht haben alle Menschen in Deutschland, und

 256 wir werden es im Bündnis mit allen MittelnGewerkschaften und sozialen Bewegungen 
verteidigen und für dessen Verwirklichung kämpfen. Das Recht auf den Sozialstaat gilt

 257 universell. So ist der Sozialstaat ein wichtiger Beitrag zur Entwicklung von Selbstbewusstsein 
und Handlungsfähigkeit der arbeitenden Klasse sowie im Kampf gegen Rechts.

Begründung
Sozialstaat als konkrete Utopie von unten statt Notnagel von oben.

Wolfgang Abendroth, „Der demokratische und soziale Rechtsstaat als politischer Auftrag“, 1965:
„Die Formel ‚demokratischer und sozialer Rechtsstaat‘, wie sie damals bereits in Publikationen von 
Louis Blanc erscheint, hatte durchaus schon konkreten Inhalt. Sie bezog sich auf das Recht auf 
Arbeit, das nun als neues Grundrecht formuliert wurde. Dies wird verständlich, weil die Revolution 
von 1848 die Folge einer schweren Wirtschaftskrise mit Massenerwerbslosigkeit war. [...] Deshalb 
müßte eine sozialstaatliche Programmatik, die dem Sinn des Grundgesetzes folgen und den 
demokratischen und sozialen Rechtsstaat verwirklichen will, so beschaffen sein, daß sie das Fernziel 
einer Umstrukturierung der gesamten Wirtschaftsgesellschaft in der Richtung ansteuert, daß sie die 
begrenzte oligopolistische Scheinkonkurrenzwirtschaft […] durch eine Planwirtschaft im Interesse der 
Gesamtgesellschaft ersetzt. […] Darüber hinaus müßte eine solche Programmatik die Strukturierung 
der ökonomischen Planung demokratisieren, und zwar von unten nach oben: durch echte 
Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer, zunächst im Betrieb, dann in der Unternehmung, die ja 
meist mehrere Betriebe umspannt, auch gegenüber Managern, die dann nicht mehr über 
Privateigentum verfügen, sondern gesellschaftliches Eigentum repräsentieren. […] Außerdem müßte 
eine solche demokratische und sozialstaatliche Programmatik die Umleitung eines großen Teiles der 
öffentlichen Ausgaben in das Bildungswesen fordern, um die junge Generation in ihrem 
Bildungsniveau so weit zu heben, daß sie befähigt wird, Einblick in die Grundlagen des 
gesellschaftlichen Geschehens zu erlangen und wirklich in der Lage ist, selbstverantwortlich an 
demokratischen Entscheidungen des Staates mitzuwirken.“

Herbert Schui, „Wollt ihr den totalen Markt?“, 1997, S42f:
„Vollbeschäftigungspolitik und Wohlfahrtsstaat auf der Grundlage keynesianischer 
Wirtschaftstheorie können nur im Konflikt durchgesetzt werden. [...] Denn bei einer solchen Politik 
macht ‚das Volk‘ die Erfahrung, daß man sich dem Markt in schlechten Zeiten nicht anvertrauen muß, 
sondern daß wirtschaftliches Elend durch zielgerichtetes Eingreifen und Planen behoben werden 
kann. Dies ist ein Stück praktizierte Aufklärung, der Versuch, Unmündigkeit in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten zu beenden. Das Ergebnis ist nicht Vermassung und staatliche Bevormundung, wie 
dies die neoliberale Politik nicht müde wird dazustellen, sondern das Ende von Würdelosigkeit: Denn 
nun nimmt die partizipative Massendemokratie die Aufgabe wahr, der Masse zu Wohlstand zu 
verhelfen – und zwar erfolgreich.”

- Seite 90 -



Antrag L.1.254.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Queer 

Zeile 254
 254 unbezahlten Sorgearbeit von Eltern und KindernAngehörigen. Die Menschen können erwarten, in 

der 

Begründung
Sorgearbeit wird nicht nur von Eltern an Kindern geleistet.

Antrag L.1.254.2
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: Regina Brückner (Berlin), Julia Behrens (BV Berlin-Lichtenberg), 
Tobias Flaig (BV Berlin-Lichtenberg) und weitere

Zeile 254
 254 unbezahlten Sorgearbeit von Eltern und Kindern. Die Menschen können erwarten, in der 

Begründung
Unbezahlte Sorgearbeit wird nicht nur in Eltern-Kind-Beziehungen geleistet. Tanten, Onkel, 
Großeltern, Geschwister übernehmen Sorgearbeit in Familien, aber ebenso findet Sorgearbeit auch 
unter Freunden und Freundinnen, Bekannten, in Liebesbeziehungen und Partnerschaften, unter 
Nachbarn, im Ehrenamt usw. usf. statt, die hier ebenso gemeint sein sollten. Daher wäre eine 
Streichung der besonderen Betonung der Eltern-Kind-Sorgearbeit angebracht.

Antrag L.1.261.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: Die Linke.SDS

Zeile 261 - 263
 261 nicht nur erhalten, sondern ihn gerechter, modernumfassender und handlungsfähiger machen
 262 können. Dazu gehören eine Rente, in die alle einzahlen, genauso wie eine
 263 Bürgerversicherung, also eine Krankenkasse für alle, sowie BAföG für alle, damit das Recht auf 

Bildung umfassend wahrgenommen werden kann. Leistungen müssen einfacher und 

Begründung
Aus dem Bafög für Alle Kongress 2025:

https://www.youtube.com/watch?v=yGizjYyyYuo
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Antrag L.1.268.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Queer 

Zeile 268 - 271
 268

 269

 270

 271

Machtverhältnisse an oder praktizieren diese bereits. Frauen und queere Menschen sollen in 
alte
Rollenmuster gedrängt werden, sind Angriffen auf ihre Leistungen ausgesetzt,
sollen sich für Vieles rechtfertigen, was cis Männern wie selbstverständlich
zugestanden wird. Die Erfolge feministischer und queerer Kämpfe vergangener Jahrzehnte 

Antrag L.1.275.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Queer 

Zeile 275
 275 im Niedriglohnsektor. Wir verstehen uns als sozialistische, queere und feministische 

Antrag L.1.281.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 281
 281 Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen und queere Menschen ist kein privates 

Phänomen. Wir 

Antrag L.1.283.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Queer 

Zeile 283
 283 verankert und geschützt wird. Transfeindlicher Gewalt setzen wir Solidarität und Prävention 

entgegen. Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt muss als 

Begründung
Transfeindliche Gewalt ist ein wesentlicher Aspekt geschlechtsspezifischer Gewalt.
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Antrag L.1.295.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Bildungspolitik

Zeile 295
 295 Ausstattung der Schulen, der unzureichenden Förderung im Unterricht mangelt es an Zugang 

zu medizinischen, therapeutischen 

Begründung
Es geht nicht nur um Ausstattung der Schulen, also sächliche Mittel, sondern auch um mangelndes 
Personal und Unterrichtskonzeptionen, die vor allem Kinder aus einkommensarmen Familien 
benachteiligen.

Antrag L.1.298.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Klimagerechtigkeit

Zeile 298
 298

 
gutes Leben und eine sichere Zukunft haben.
Dazu gehört auch, politische Entscheidungen grundsätzlich in Einklang mit einer sozial 
gerechten Klimapolitik zu denken, die die Erde zukünftigen Generationen lebenswert erhält, 
Deutschland muss umgehend klimaneutral gemacht werden und gleichzeitig alle Menschen in 
dem dafür notwendigen gesellschaftlichen Wandel sozial mitnehmen.

Begründung
Parallel zum Angriff auf den Sozialstaat, wird auch der Klimaschutz von der jetzigen

Bundesregierung massiv abgebaut. Weniger Klimaschutz bedeutet zugleich die Verschärfung sozialer 
Ungerechtigkeit, denn die Folgen der Klimakatastrophe treffen jetzt schon strukturell und sozial 
benachteiligte Gruppen am stärksten. Deshalb muss sozialgerechte Klimapolitik als 
Querschnittstehema bei allen politischen Entscheidungen mitgedacht werden. Eine familienund 
kindergerechte, feministische, klassenbewusste Politik ist nur dann nachhaltig umsetzbar, wenn 
Klimapolitische Aspekte mitgedacht und das Ziel der Klimaneutralität konsequent verfolgt wird.
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Antrag L.1.298.2
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Bildungspolitik

Zeile 298
 298 gutes Leben und eine sichere Zukunft haben, unabhängig von seiner Herkunft und dem 

Familieneinkommen.

Begründung
Hier müssen wir unseren sozialen Fokus noch einmal betonen!

Antrag L.1.304.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 304
 304 nach 40 Beitragsjahren einführen. Spätestens mit 65 sollte jede und jeder in Rente gehen 

Antrag L.1.306.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 306
 306 Alle Erwerbstätigen müssen in die gesetzliche Rente einzahlen - auch BeamteBeamt*innen, 

Antrag L.1.308.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: Ates Gürpinar (MdB, LV Bayern)

Zeile 308
 308 schrittweise anheben und langfristig abschaffen. Gleichzeitig nehmen wir dann bei besonders 

hohen Rentenansprüchen ab über 90 Rentenpunkten eine Abflachung vor.

Begründung
Die Abflachung bei hohen Rentenansprüchen ist verfassungsrechtlich geprüft. Demnach ist es 
möglich, bei besonders hohen Einkommen, deren Rentenansprüchen bei über dem Doppelten des 
Durchschnittsniveaus (über 90 Rentenpunkte) liegt, den Anspruch abzuflachen. 
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Antrag L.1.314.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 314
 314 Sicherheit gegen Altersarmut: Niemand darf unter die Armutsgrenze fallen (1.400 (derzeit 1.450 

Begründung
Nach Definition der Europäischen Union (EU) gilt eine Person als armutsgefährdet, wenn sie über 
weniger als 60 % des mittleren Äquivalenzeinkommens der Gesamtbevölkerung verfügt. 2025 lag 
dieser Schwellenwert für eine alleinlebende Person in Deutschland netto (nach Steuern und 
Sozialabgaben) bei 1.446 Euro im Monat (2024: 1.381 Euro). 

Antrag L.1.329.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Bildungspolitik

Zeile 329
 329 der kommunalen Daseinsvorsorge.

Wir sorgen für eine flächendeckende Versorgung mit KiTa-Plätzen ab dem vollendeten ersten 
Lebensjahr und Ganztagsschulen, gebührenfrei einschließlich Mittagessen, machen Nachhilfee 
überflüssig und sorgen für eine existenzsichernde Vergütung aller Berufsausbildungen.

Begründung
Bisher haben wir die sozialen Ungerechtigkeiten beschrieben; hier konkretisieren wir die dringed 
notwendigen Maßnahmen für sozialen Zusammenhalt - auch im Bildungswesen.

Antrag L.1.363.1
Änderungsantrag zu L.1-03

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 363
 363 Wohlstand erarbeiten.

4. Sicherheit für wen? Repressionen, Rassismus und der autoritäre Umbau des Staates

Wer bestimmt, was Sicherheit ist und wer die Bedrohung? Diese Frage liegt im Zentrum des 
politischen Konflikts um Sicherheit. Ein Drittel der Menschen in diesem Land hat eine 
Migrationsgeschichte. Gastarbeiter*innen und ihre Nachkommen haben die Bundesrepublik mit 
aufgebaut: in den Fabriken, auf den Baustellen, in den Krankenhäusern. Heute sind es 
Pflegekräfte, Logistiker*innen, Erzieher*innen, IT-Fachkräfte, Handwerker*innen, Menschen, ohne 
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die dieses Land nicht funktionieren würde. Sie sind nicht Gäste in diesem Land, sie sind Teil 
dieser Gesellschaft. Und trotzdem behandelt die herrschende Politik sie immer wieder als 
Problem, das verwaltet werden muss.

Die politische Rechte hat darauf seit Jahren eine klare Antwort: mehr Polizei, mehr Grenzen, 
mehr Überwachung, mehr Abschiebungen. Und die etablierte Politik folgt ihr dabei Schritt für 
Schritt. Was als Reaktion auf gesellschaftliche Krisen verkauft wird, ist in Wirklichkeit deren 
Verwaltung durch Kontrolle. Armut wird nicht bekämpft, sondern überwacht. Migration wird nicht 
gestaltet, sondern kriminalisiert. Protest wird nicht gehört, sondern verfolgt.

Sicherheitsbehörden schützen nicht einfach „die Menschen", sie setzen staatliche Ordnung 
durch. Für migrantisierte Menschen, Schwarze Menschen, Geflüchtete und weitere von Rassismus 
betroffene Communities bedeutet das im Alltag: anlasslose Kontrollen auf dem Weg zur Arbeit, 
Racial Profiling an Bahnhöfen und Grenzen, Polizeigewalt ohne Konsequenzen, rechte Netzwerke 
in den Behörden. Auch der Rassismus auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt, sowie im 
Gesundheits- und Bildungssystem treibt Betroffene in soziale Unsicherheit. Das ist kein Versagen 
des Systems, es ist Teil seiner Funktionsweise. Die INRA-Studie des Bundesinnenministeriums 
belegt: Rassismus in Institutionen wirkt nicht durch Ausnahmen, sondern durch Routinen, 
Organisationskulturen und strukturelle Machtverhältnisse. Und die wiederholten Berichte zu 
rechtsextremen Chatgruppen und Netzwerken in Polizei und Bundeswehr zeigen, dass es sich 
nicht um Einzelfälle handelt. Eine Partei, die Antifaschismus und Antirassismus ernst meint, darf 
den Sicherheitsapparat nicht als unpolitischen Raum behandeln. Wir fordern unabhängige 
Ermittlungsstellen für Polizeigewalt, Kennzeichnungspflicht für Beamt*innen, Kontrollquittungen 
bei jeglichen Polizeikontrollen und ein wirksames Verbot von Racial Profiling. Die vollständige 
Aufklärung des NSU-Komplexes, der rechtsextreme Terroranschlag in Hanau, rassistische 
Polizeimorde und Tod in Polizeigewahrsam und konsequenter Schutz für Betroffene rechter und 
rassistischer Gewalt sind für uns nicht verhandelbar.

Gleichzeitig wird der Sicherheitsapparat technisch aufgerüstet wie nie zuvor. Drohnen, 
biometrische Überwachung, KI-gestützte Risikobewertung, Palantir-Software, die Daten aus 
Dutzenden Lebensbereichen zusammenführt. All das wird als Modernisierung verkauft. In 
Wirklichkeit werden bestehende Diskriminierungen in Algorithmen gegossen und als neutrale 
Muster ausgegeben. Wer schon vorher überproportional kontrolliert wurde, steht jetzt 
algorithmisch unter Generalverdacht. Das Bundespolizeigesetz soll anlasslose Kontrollen und 
Präventivgewahrsam ausweiten. Verschiedene Menschenrechtsorganisationen, unter anderem 
auch Amnesty International, warnen ausdrücklich vor menschenrechtlichen Risiken. Dieser Weg 
führt nicht zu mehr Sicherheit. Er verschiebt nur, wessen Sicherheit zählt, wer Sicherheitsrisiko 
ist und wer dementsprechend schutzlos Repressionen und Kriminalisierung ausgesetzt ist.

Besonders deutlich wird die Logik des autoritären Sicherheitsstaats in der Migrationspolitik. 
Flucht und Migration werden systematisch als Bedrohung gerahmt, nicht weil sie es sind, 
sondern weil diese Erzählung Grenzregime, Abschiebungen, Lagerunterbringung und Entrechtung 
legitimiert. Dabei ist es der Staat selbst, der Unsicherheit produziert: durch jahrelange Verfahren 
ohne Perspektive, durch Arbeitsverbote, jahrelange aufenthaltsrechtliche Verfahren und Hürden 
im Einbürgerungsprozess, durch rassistische Kontrollen, durch Abschiebebehörden, die 
Menschen in ständiger Angst halten. Abschiebung ist einer der gewaltvollsten Akte staatlicher 
Macht. Sie reißt Menschen aus ihrem Leben: aus Familien, aus Betrieben, aus Nachbarschaften, 
in denen sie verwurzelt sind. Nun hat sich die EU auf Abschiebezentren in Drittstaaten geeinigt, 
so wird die Entmenschlichung verlagert und findet weiter im Hintergrund statt. Wir lehnen diese 
Politik ab, wir wollen sie überwinden.

- Seite 96 -



Und wer sich gegen diesen Kurs organisiert, muss damit rechnen, selbst ins Visier zu geraten. 
Klimaaktivist*innen werden kriminalisiert, antifaschistische Strukturen überwacht, migrantische 
Selbstorganisierung unter Druck gesetzt und unter Generalverdacht gestellt. Deshalb kämpfen 
wir für die Entkriminalisierung von Protest und migrantischer Selbstorganisierung, für den 
Schutz von Versammlungs- und Meinungsfreiheit und für die langfristige Finanzierung und 
strukturelle Verankerung von Beratungsstellen, Opferstrukturen und zivilgesellschaftlichen 
Initiativen durch ein wirksames Demokratiefördergesetz.

Echte Sicherheit entsteht nicht durch Aufrüstung, Überwachung und Abschiebungen. Sie 
entsteht, wenn Menschen ohne Angst vor staatlicher Willkür, rassistischer Gewalt und 
Entrechtung leben können. Das Steinhaus, das wir bauen wollen, muss Platz für alle haben, oder 
es ist eines, das bröckeln wird.

Begründung
Der Leitantrag analysiert Aufrüstung, Sozialabbau, den Rechtsruck und den autoritären Umbau 
staatlicher Institutionen als die zentralen Herausforderungen unserer Zeit. Diese Analyse teilen wir, 
aber sie bleibt an einem entscheidenden Punkt unvollständig und kommt zu kurz: Die 
Lebensrealitäten von Menschen mit Migrationsgeschichte und die autoritäre Wende kommen darin 
nicht vor, weder als Teil der gesellschaftlichen Analyse noch als politischer Schwerpunkt.

Der Leitantrag benennt den autoritären Umbau des Staates, die Militarisierung der Gesellschaft und 
Repressionen auf der Straße, aber er benennt nicht, wen dieser Umbau zuerst trifft. Racial Profiling, 
institutioneller Rassismus in Behörden, die Kriminalisierung migrantischer Selbstorganisierung, 
Massenüberwachung, die Menschen unter Generalverdacht stellt, und Abschiebungen als staatliche 
Gewalt.

Die BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX bringt diesen Punkt deshalb als eigenständigen 
Schwerpunkt in den Leitantrag ein. Eine linke Analyse, die diese Perspektive auslässt, ist 
unvollständig.

Antrag L.1.366.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: SV Gera, Michael Brie, Judith Dellheim und weitere

Zeile 366 - 371
 366 verlangt nach grundsätzlich neuen Antworten. Als Linke streiten wir für den 
 367 demokratischen Sozialismus und damit für eine Wirtschaft und Gesellschaft, die den 
 368 Kapitalismus überwindet und in der Ausbeutungsverhältnisse der Vergangenheit 
 369 angehören. Wir wissen, dass der Weg dorthin lang ist, doch verlangt die gegenwärtige 
 370 wirtschaftliche Situation ein entschlossenes Eingreifen in Markt- und Profitlogik und 
 371 mutige Reformschritte hin zu einer solidarischen Wirtschaftsweise.

Begründung
Wir hatten vorgeschlagen, gleich zu Beginn des Antrages eine klare Formulierung zum sozialistischen 
Charakter der Partei Die Linke anzufügen. Wird dem gefolgt, kann diese Formulierung, die irritiert, 
entfallen. Sie irritiert, weil Sozialismus eine Gesellschaft ohne Kapital- und Ausbeutungsverhältnisse 
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ist. Mit der vorgeschlagenen Neuformulierung zu Beginn des Antrags wird seiner Intention klarer 
entsprochen. Wird unserem Vorschlag nicht gefolgt, sollte korrigiert werden: "Als Partei Die Linke 
streiten wir für den demokratischen Sozialismus und damit für eine Gesellschaft, in der Kapital- und 
Ausbeutungsverhältnisse der Vergangenheit angehören. Wir wissen, dass der Weg dorthin lang ist, 
denn die Logik der Kapitalverwertung und der Militarisierung muss fortschreitend strukturell 
zurückgedrängt und letztendlich überwunden werden."

Antrag L.1.367.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: OV Dreieich 

Zeile 367
 367 demokratischen SozialismusÖkosozialismus und damit für eine Wirtschaft und Gesellschaft, die 

den 

Begründung
Den sogenannten demokratische Sozialismus hatten wir schon mal, bzw. er hat sich so genannt. Er 
hat aber ganz deutlich die Umweltbelastungen und die Klimafragen der Produktion und der 
Wirtschaftlichkeit untergeordnet. Das können wir uns in der Phase des Klimakollaps nicht mehr 
leisten und ging auch damals schon zu Lasten der Umwelt und der Gesundheit der Bevölkerung und 
war damit völlig falsch.

Antrag L.1.376.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: KV Oberhavel, Hanno Harnisch (Delegierter, KV Prignitz) und 
Patricia Usée

Zeile 376
 376 Zukunft umzubauen, die nicht mehr auf. Die gegenwärtigen Krisen sind global und erfordern eine 

internationalistische Antwort. Wir setzen uns für eine grundlegende Neuausrichtung der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen ein. Dazu gehören Schuldenerlasse für den Globalen 
Süden, fairer Technologietransfer und ein entschiedenes Vorgehen gegen globale 
Steuervermeidung. Globale Gerechtigkeit verlangt auch eine ehrliche Debatte über 
Verteilungsfragen im globalen Ausbeutungsbeziehungen beruht. Norden. Eine gerechtere 
Weltordnung wird nicht ohne Veränderungen bestehender Privilegien erreichbar sein. Zugleich 
wollen wir die Wirtschaft demokratisieren und zentrale Bereiche der Daseinsvorsorge der 
Profitlogik entziehen. Öffentliche Kontrolle, gesellschaftliche Planung und kollektive 
Entscheidung sind Voraussetzungen für eine sozial gerechte Entwicklung. Die ökologische 
Transformation ist eine Systemfrage. Produktion muss sich an sozialen Bedürfnissen und 
ökologischen Grenzen orientieren, nicht am Profit. Frieden, soziale Gerechtigkeit und 
Nachhaltigkeit sind untrennbar miteinander verbunden.

 377 Deshalb 
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Begründung
„Ob Steinhaus oder Hütte – solide Fundamente werden in der ganzen Welt benötigt.“

Der Leitantrag greift wichtige soziale und organisatorische Herausforderungen auf, bleibt jedoch bei 
den Fragen globaler Umverteilung, internationaler Gerechtigkeit und der systemischen 
Transformation wirtschaftlicher Machtverhältnisse hinter den politischen Erfordernissen zurück. Die 
gegenwärtigen Krisen, soziale Ungleichheit, ökologische Zerstörung, geopolitische Konflikte und 
wirtschaftliche Unsicherheit, sind Ausdruck struktureller Widersprüche eines globalen 
kapitalistischen Systems und können nicht allein mit nationalen oder kurzfristigen Maßnahmen 
beantwortet werden.

Eine sozialistische Politik muss daher internationalistisch ausgerichtet sein und konkrete Antworten 
auf globale Ungleichheiten geben – durch faire Wirtschaftsbeziehungen, Schuldenerleichterungen, 
Technologietransfer und entschlossenes Vorgehen gegen Steuervermeidung und 
Vermögenskonzentration. Zugleich gehört zur Ehrlichkeit einer linken Politik die Anerkennung, dass 
globale Gerechtigkeit auch Verteilungsfragen im globalen Norden aufwirft.

Darüber hinaus braucht es eine klare Perspektive der Demokratisierung wirtschaftlicher Macht. 
Zentrale Bereiche der Daseinsvorsorge dürfen nicht der Profitlogik unterworfen bleiben, sondern 
müssen demokratisch kontrolliert und am gesellschaftlichen Bedarf ausgerichtet werden. Auch die 
ökologische Transformation ist keine rein technische Modernisierungsaufgabe, sondern erfordert 
einen grundlegenden Umbau von Produktion und Eigentumsverhältnissen. Frieden, soziale 
Gerechtigkeit und nachhaltige Entwicklung sind dabei untrennbar miteinander verbunden.

Der Änderungsantrag stärkt diese Perspektiven und ergänzt den Leitantrag um eine langfristige, 
international solidarische und systemverändernde politische Orientierung.

Antrag L.1.377.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BV Hamburg-Altona

Zeile 377
 377 wollen wir: Die organisierende Klassenpartei aufbauen! Der PV sollte sich vierteljährlich über 

den Stand der Umsetzung in den Ländern zur organisierenden Klassenpartei informieren und auf 
den Bundesparteitagen darüber berichten. Dabei können sich die Länder gegenseitig 
unterstützen und voneinander lernen.

 378 Außerdem fordern wir:

Begründung
Im Leitantrag auf dem Parteitag in Chemnitz vor einem Jahr war der Aufbau der Partei zu einer 
organisierenden Klassenpartei ein wichtiges strategisches Ziel. Leider wird in diesem Leitantrag nicht 
mehr darauf Bezug genommen.

Aber um Durchsetzungskraft zu erreichen und das Feld nicht der AfD zu überlassen, ist das eine 
überlebenswichtige gesellschaftliche Aufgabe.

Die Klasse zu organisieren ist ein langfristiger Prozess. Zuerst müssen wir uns einen Überblick 
verschaffen, wo unsere Genoss*innen arbeiten, wo oder ob sie gewerkschaftlich organisiert sind, ob 
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es in „ihren“ Betrieben einen Betriebs-, Personalrat oder eine Mitarbeiter*innenvertretung gibt, ob 
sie ev, selbst BR-Mitglied sind oder eine Funktion in der Gewerkschaft inne haben. Auf der Grundlage 
müssen wir die Arbeit in den Betrieben und den Gewerkschaften intensivieren oder z.T. auch 
überhaupt erst aufbauen. Es ist deswegen wichtig,sich auf  Bundesparteitagen zu vergewissern wie 
weit  die Arbeit gedient ist und vom Stand der Umsetzung dieser Arbeit in den einzelnen Ländern zu 
berichten. .

Wir wissen auch: Die AfD schläft nicht und versucht in Betrieben und Gewerkschaften Fuß zu fassen.

Antrag L.1.384.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 384
 384 Einkommen für die Beschäftigten.

Berlin ist weit weg. Wir erhöhen den Druck auf den Bund und die Länder das 
Konnexitätsprinzip einzuhalten. Unsere Kommunen bluten aus und müssen zum Beispiel Bus - 
sowie Bahnlinien einstellen, die kommunale Daseinsvorsorge dezimieren oder freiwillige 
Aufgaben, die der Zivilgesellschaft zugute kommen, streichen. Die Kommune ist der Ort, den 
die Menschen als Staat und Demokratie wahrnehmen. Gezwungene Sparmaßnahmen sind das 
erste, was die Einwohner spüren. Diese sorgen für Misstrauen in Politik, in staatliche 
Institutionen und die Demokratie in Gänze. Wenn Bund und Länder bestellen, müssen Sie 
Rechnung dafür auch zahlen.

Antrag L.1.399.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 399 - 402
 399

 400

 401

 402

Öffentliche Steuerung von Schlüsselbranchen durch die Gründung von 
Industriestiftungen und anderen öffentlichen Beteiligungsformen neben dem 
Investitionsfonds. Finanziert durch den Bund, sollen gezielt Anteile an 
Unternehmen erworben werden, die eine Schlüsselrolle im Systemwechsel einnehmen. in 
öffentliches Eigentum überführen. 
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Antrag L.1.406.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 406
 406 Ausverkauf an autoritäre Regime oder private Konzerne. Öffentliche Unternehmen 

Begründung
Unbestimmter Begriff wird auch im Kampf gegen China von den Militaristen verwendet

Antrag L.1.409.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 409 - 416
 409

 410

 411

 412

 413

 414

 415

 416

 

Wir fordern die Umwidmung des gesamten Verteidigungsetats und der Sondervermögen sowie 
ein zusätzliches Kreditvermögen von 200 Milliarden Euro für den Industrieumbau: Das Geld 
fließtEine solche Konversions- und Investitionspolitik steht im direkten Gegensatz zur 
gegenwärtigen Aufrüstungspolitik. Die als Krisenlösung propagierte Aufrüstung verschärft die 
Krise der Industrie zusätzlich, der Industriearbeitsplätzeabbau verläuft in einen 
Investitionsfonds, aus dem Unternehmen entweder mit langfristigen Krediten oder 
im Austausch für Gesellschaftsanteile beim klimagerechten Umbau unterstützt 
werden. Beschäftigte sollen einen Kredit erhalten, wenn sie einen Betrieb selbst 
übernehmen und genossenschaftlich weiterführen wollen. Das soll auch im Fall
Rekordhöhe. Gegen diese Entwicklung braucht es ein aktives Bündnis aus 
Gewerkschafter:innen, Vertrauensleuten und Wissenschaftler:innen, das unter der Leitfrage 
„Welche Industrie brauchen wir für den sozial-ökologischen Umbau?“ gemeinsam 
Perspektiven und konkrete Pläne für die Umstrukturierung der deutschen Wirtschaft nach 
sozialen und ökologischen Kriterien entwickelt. Dabei kommt der Linken die Rolle einer 
Insolvenz gelten, wennorganisierenden Kraft zu, die strategische Perspektiven im Interesse der 
Beschäftigten formuliert und sich aktiv um eine grundsätzliche Perspektive auf einen 
wirtschaftlichen Weiterbetrieb besteht. Der Fonds soll Gewinne aus Beteiligungen 
oder Krediten reinvestieren.Neuorientierung sowie den Aufbau von Betriebsgruppen bemüht.

Begründung
Jörg Huffschmid, “Kapitalismus und Rüstung - die ökonomischen Aspekte bei Marx und die heutigen 
Probleme” in: Jahrbuch des Instituts für Marxistische Studien und Forschung, 1982, S.134f:
“Militärausgaben bewirken in jedem Fall einen Abzug vom gesellschaftlichen Produktionspotential 
und damit eine Schwächung der wirtschaftlichen Entwicklung. Als Ausgaben für Soldaten und ziviles 
Militärpersonal verringern sie unmittelbar die Masse der Mehrwertproduzenten; als Ausgaben für die 
kapitalistische Produktion von Waffen und Munition vermindern sie den Bestand oder das Wachstum 
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der produzierten Produktionsmittel und hemmen damit die kapitalistische Akkumulation, das 
wirtschaftliche Entwicklungstempo und die Möglichkeiten der Profitproduktion. Ein Teil der für den 
Produktionsprozeß zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte kann mangels sachlicher 
Produktionsmittel nicht beschäftigt werden, sie werden arbeitslos und vergrößern die industrielle 
Reservearmee.”

Antrag L.1.411.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 411
 411 im Austausch für Gesellschaftsanteile beim klimagerechten Umbau oder bei der Konversion 

von Rüstungs- in zivile Produktion unterstützt 

Begründung
Rüstungskonversion ist hochaktuell angesichts des zunehmenden Drucks zur Rüstungsproduktion.

Antrag L.1.421.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 421
 421 beträgt.

Umverteilung von Erwerbsarbeit und Carearbeit. Arbeitszeitverkürzung für alle Beschäftigten 
bei vollem Lohn- und Personalausgleich. 30 Stunden bei einer Vier-Tage- Woche sind genug.

Antrag L.1.423.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 423
 423 oder die Behörde wegziehtoder US-Soldaten abziehen, bricht oft das gesamte soziale Gefüge 

zusammen - 

Begründung
Mit dem auch von uns geforderten Abzug ausländischer Truppen fallen Aufträge an die regionale 
Wirtschaft weg, dem wir etwas entgegensetzen müssen.
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Antrag L.1.428.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: KV Waldshut, KV Niederbayern Mitte, Julian Besemann und 
weitere

Zeile 428
 428 Gemeinschaftsprojekte, Genossenschaften und kommunale Infrastruktur aktivieren. Denn 

Strukturpolitik darf sich nicht in staatlichen Förderprogrammen erschöpfen; sie muss eine 
klare klassenpolitische Richtung einschlagen. Klassenkampf ist keine Stadtangelegenheit. Die 
Linke betont, dass der Klassenkampf auch dort stattfindet, wo das ländliche Proletariat im 
alltäglichen Überlebenskampf steht. Auf dem Land bedeutet das für uns:

Begründung
Der Leitantrag formuliert die richtige Strategie, Die Linke als nützliche Kraft im Alltag neu zu 
verankern. Diese Verankerung darf sich jedoch nicht auf urbane Zentren beschränken. Dieses 
Antragspaket schließt eine strategische Leerstelle, indem es die Ideen des „Steinhauses“ kämpferisch 
auf die Realität der ländlichen Fläche überträgt.

 Erstens schärfen wir den Text klassenpolitisch: Der ländliche Raum ist kein reines Strukturwandel-
Problem, sondern ein Schauplatz harter Ausbeutung in Logistik, Handwerk und Agrarindustrie. Wir 
müssen den ländlichen Niedriglohnsektor gezielt bekämpfen. 

Zweitens weiten wir den Begriff der Daseinsvorsorge aus: Mobilität, Gesundheit und Begegnungsorte 
(wie Dorfgemeinschaftshäuser) sind proletarische Grundrechte, die wir der Marktlogik entziehen 
müssen. 

Drittens gehen wir in die ideologische Offensive: Wir überlassen den Begriff „Heimat“ nicht den 
Rechten. Für die Menschen auf dem Land ist Heimat kein bürgerliches Klischee, sondern die ganz 
konkrete Lebensrealität: Es ist die Verbundenheit mit dem sozialen Gefüge, den Familien, Vereinen 
und dem gewohnten Lebensumfeld. Wenn das Kapital die Infrastruktur zerstört, raubt es den 
Menschen genau diese Lebensgrundlage und erzwingt Abwanderung. Die extreme Rechte nutzt diese 
existenzielle Verunsicherung schamlos aus. Dem setzen wir einen klassenbewussten Begriff 
entgegen, der diese reale Verbundenheit ernst nimmt und mit Solidarität sowie einem sozialistischen 
„Recht auf Bleiben“ füllt. Gepaart mit mobilen Angeboten und einer gesetzlichen Absicherung von 
Demokratieprojekten machen wir das „Steinhaus“ zu einem wehrhaften Schutzraum gegen den 
rechten Dominanzanspruch in der Fläche.

Antrag L.1.428.2
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: KV Waldshut, KV Niederbayern Mitte, Julian Besemann und 
weitere

Zeile 428
 428 Gemeinschaftsprojekte, Genossenschaften und kommunale Infrastruktur aktivieren.

Kampf gegen die Ausbeutung in der Fläche: Ob in der Logistikbranche an den 
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Autobahnkreuzen, in der industriellen Landwirtschaft oder im Handwerk - wir stehen 
bedingungslos an der Seite der lohnabhängigen Klasse. Wir fördern die gewerkschaftliche 
Organisierung zur Brechung der ländlichen Niedriglohnstrukturen und bekämpfen die 
Lohnlücke zwischen Stadt und Land als gezieltes Spaltungsmanöver der Herrschenden.

Antrag L.1.428.3
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: KV Waldshut, KV Niederbayern Mitte, Julian Besemann und 
weitere

Zeile 428
 428 Gemeinschaftsprojekte, Genossenschaften und kommunale Infrastruktur aktivieren.

Privatisierungsstopp: Die Profitlogik hat in der ländlichen Infrastruktur nichts zu suchen. Wenn 
Krankenhäuser und Buslinien geschlossen werden, weil sie sich für das Kapital nicht 
„rechnen“, ist das ein direkter Angriff auf die Existenzbedingungen der Arbeiter*innenklasse 
auf dem Land.

Antrag L.1.429.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: KV Waldshut, KV Niederbayern Mitte, Julian Besemann und 
weitere

Zeile 429 - 432
 429

 430

 431

 432

Wir wollen den ländlichen Raum stärken und mobil machen, damit nicht jede*r ein
eigenes Auto braucht, um Ärzt*innen, Kultur und Bildung, Lebensmittel- und
Einzelhandel zu erreichen oder zur Arbeit zu kommen. Der öffentliche Nahverkehr
ist kein Luxus, sondern gehört zur Grundversorgung.

Wir wollen den ländlichen Raum stärken und mobil machen, damit nicht jede*r ein eigenes 
Auto braucht, um Ärzt*innen, Kultur und Bildung, Lebensmittel- und Einzelhandel zu erreichen 
oder zur Arbeit zu kommen. Der öffentliche Nahverkehr ist kein Luxus, sondern gehört zur 
Grundversorgung.Ergänzung:

Diese Grundversorgung begreifen wir als Daseinsvorsorge als proletarisches Fundament. Wir 
fordern vom Bund die finanzielle Absicherung des ländlichen Raums, um die Klasse gegen die 
totale Unterwerfung unter den Markt zu verteidigen:

 Infrastruktur-Garantie: Ein hochwertiger ÖPNV, medizinische Versorgung und digitale Teilhabe 
müssen als unveräußerliche Grundrechte gesetzlich verankert werden. Wer auf dem Land lebt, 
darf nicht durch „Mobilitätsarmut“ sozial isoliert und vom gesellschaftlich erarbeiteten 
Reichtum abgeschnitten werden.

 Erhalt der Begegnungsorte: Wir fordern öffentliche Mittel für den Erhalt von 
Dorfgemeinschaftshäusern und sozialen Treffpunkten. Diese Orte sind unverzichtbare Räume 
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für proletarische Solidarität und kollektive Selbstorganisation gegen Vereinsamung und die 
reaktionäre Spaltung der Bevölkerung.

Begründung
Der Leitantrag formuliert die richtige Strategie, Die Linke als nützliche Kraft im Alltag neu zu 
verankern. Diese Verankerung darf sich jedoch nicht auf urbane Zentren beschränken. Dieses 
Antragspaket schließt eine strategische Leerstelle, indem es die Ideen des „Steinhauses“ kämpferisch 
auf die Realität der ländlichen Fläche überträgt.

 Erstens schärfen wir den Text klassenpolitisch: Der ländliche Raum ist kein reines Strukturwandel-
Problem, sondern ein Schauplatz harter Ausbeutung in Logistik, Handwerk und Agrarindustrie. Wir 
müssen den ländlichen Niedriglohnsektor gezielt bekämpfen.

Zweitens weiten wir den Begriff der Daseinsvorsorge aus: Mobilität, Gesundheit und Begegnungsorte 
(wie Dorfgemeinschaftshäuser) sind proletarische Grundrechte, die wir der Marktlogik entziehen 
müssen.

Drittens gehen wir in die ideologische Offensive: Wir überlassen den Begriff „Heimat“ nicht den 
Rechten. Für die Menschen auf dem Land ist Heimat kein bürgerliches Klischee, sondern die ganz 
konkrete Lebensrealität: Es ist die Verbundenheit mit dem sozialen Gefüge, den Familien, Vereinen 
und dem gewohnten Lebensumfeld. Wenn das Kapital die Infrastruktur zerstört, raubt es den 
Menschen genau diese Lebensgrundlage und erzwingt Abwanderung. Die extreme Rechte nutzt diese 
existenzielle Verunsicherung schamlos aus. Dem setzen wir einen klassenbewussten Begriff 
entgegen, der diese reale Verbundenheit ernst nimmt und mit Solidarität sowie einem sozialistischen 
„Recht auf Bleiben“ füllt. Gepaart mit mobilen Angeboten und einer gesetzlichen Absicherung von 
Demokratieprojekten machen wir das „Steinhaus“ zu einem wehrhaften Schutzraum gegen den 
rechten Dominanzanspruch in der Fläche.

Antrag L.1.431.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 431 - 432
 431

 432

Einzelhandel zu erreichen oder zur Arbeit zu kommen. Wir wollen bewährte Innovationen wie 
Ruf-Busse oder kommunale, bezahlbare Teil Autos ausbauen. Der öffentliche Nahverkehr
istsowie Mobilität darf kein Luxus sein, sondern gehört zur Grundversorgung.

Antrag L.1.435.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 435
 435 Beschäftigung - auch außerhalb der Ballungszentren.

Macht der Plattform- und KI-Konzerne brechen: Wir fordern eine wirksame Regulierung 
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marktbeherrschender Plattformen, eine Digitalsteuer, Transparenz für algorithmische Systeme, 
Eindämmung der Online-Werbeindustrie als manipulative und suchtauslösende 
Geschäftsgrundlage von Social-Media-Konzernen und den Aufbau und die Förderung 
dezentraler Alternativen, sowie klare rote Linien: keine automatisierte biometrische 
Überwachung öffentlicher Räume, keine automatisierten Entscheidungen über 
Sozialleistungen, Asyl oder Strafverfolgung,und Stopp der Ausbeutung von Klick- und 
Moderationsarbeit sowie der entschädigungslosen Aneignung von Daten und urheberrechtlich 
geschützten Werken.

Begründung
KI und Plattformökonomie kommen im gesamten Leitantrag nicht vor, obwohl sie zentrale 
wirtschafts- und arbeitspolitische Konfliktfelder 2026 sind. Die Forderung setzt bewusst auf 
Begrenzung, Haftung und Schutz von Beschäftigten und Urheber*innen.

Antrag L.1.435.2
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: KV Waldshut, KV Niederbayern Mitte, Julian Besemann und 
weitere

Zeile 435
 435 Beschäftigung - auch außerhalb der Ballungszentren.

Wirtschaftliche Absicherung ist die materielle Bedingung für ein selbstbestimmtes Leben in der 
Region. Deshalb begreifen wir Heimat als Ort der Solidarität und Wahlfreiheit. Wir besetzen den 
Heimatbegriff neu, entreißen ihn der rechten Ideologie und füllen ihn mit klassenbewusstem 
Inhalt:

 Selbstbestimmte Heimat: Heimat ist für uns kein Ort bürgerlicher Ausgrenzung, sondern der 
Raum, an dem man ohne Angst verschieden sein kann. Wir streben eine sozialistische 
Gesellschaft an, in der jeder die reale Freiheit hat, sich ihre*seine Heimat selbst zu wählen.

 Recht auf Bleiben: Wir verteidigen das Recht auf Bleiben gegen die ökonomisch erzwungene 
Vertreibung. Niemand darf seine Heimat verlassen müssen, weil das Kapital die soziale Basis 
zerschlägt oder reaktionäre Strukturen das gesellschaftliche Klima vergiften.

 Wo die soziale Basis wegbricht, droht die extreme Rechte den Raum zu besetzen. Ein wehrhafter 
Antifaschismus ist für uns daher untrennbar mit der Alltagsarbeit verbunden. In Regionen mit 
rechtem Dominanzanspruch ist Die Linke die verlässliche Partnerin und die treibende Kraft beim 
Aufbau solidarischer Gegenstrukturen:

 Aktive Solidarität vor Ort: Antifaschismus auf dem Land bedeutet, jenen politisch den Rücken zu 
stärken, die sich der rechten Hegemonie entgegenstellen. Wir fordern eine dauerhafte 
Finanzierung von Demokratieprojekten durch ein Bundesgesetz, um antifaschistische und 
zivilgesellschaftliche Strukturen krisenfest und unabhängig von politischer Willkür zu machen.

 Sichtbarkeit und Präsenz: Wir nutzen das „Steinhaus“-Konzept, um durch mobile Angebote und 
direkte Ansprechbarkeit vor Ort den öffentlichen Raum als Ort der demokratischen und 
klassenkämpferischen Auseinandersetzung zurückzuerobern.
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Begründung
Der Leitantrag formuliert die richtige Strategie, Die Linke als nützliche Kraft im Alltag neu zu 
verankern. Diese Verankerung darf sich jedoch nicht auf urbane Zentren beschränken. Dieses 
Antragspaket schließt eine strategische Leerstelle, indem es die Ideen des „Steinhauses“ kämpferisch 
auf die Realität der ländlichen Fläche überträgt.

 Erstens schärfen wir den Text klassenpolitisch: Der ländliche Raum ist kein reines Strukturwandel-
Problem, sondern ein Schauplatz harter Ausbeutung in Logistik, Handwerk und Agrarindustrie. Wir 
müssen den ländlichen Niedriglohnsektor gezielt bekämpfen.

Zweitens weiten wir den Begriff der Daseinsvorsorge aus: Mobilität, Gesundheit und Begegnungsorte 
(wie Dorfgemeinschaftshäuser) sind proletarische Grundrechte, die wir der Marktlogik entziehen 
müssen.

Drittens gehen wir in die ideologische Offensive: Wir überlassen den Begriff „Heimat“ nicht den 
Rechten. Für die Menschen auf dem Land ist Heimat kein bürgerliches Klischee, sondern die ganz 
konkrete Lebensrealität: Es ist die Verbundenheit mit dem sozialen Gefüge, den Familien, Vereinen 
und dem gewohnten Lebensumfeld. Wenn das Kapital die Infrastruktur zerstört, raubt es den 
Menschen genau diese Lebensgrundlage und erzwingt Abwanderung. Die extreme Rechte nutzt diese 
existenzielle Verunsicherung schamlos aus. Dem setzen wir einen klassenbewussten Begriff 
entgegen, der diese reale Verbundenheit ernst nimmt und mit Solidarität sowie einem sozialistischen 
„Recht auf Bleiben“ füllt. Gepaart mit mobilen Angeboten und einer gesetzlichen Absicherung von 
Demokratieprojekten machen wir das „Steinhaus“ zu einem wehrhaften Schutzraum gegen den 
rechten Dominanzanspruch in der Fläche.

Antrag L.1.436.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 436 - 439
 436

 437

 438

 439

Damit der ländliche Raum Zukunft hat, braucht es schnelles Internet und 
flächendeckenden Mobilfunk. Der digitale Anschluss darf kein Privileg für Städte 
bleiben. Nur so können Bildung, Verwaltung und Gesundheitsversorgung überall 
zugänglich seinZugang zu schnellem Internet ist Teil der Daseinsvorsorge und ein Grundrecht. 
Wir wollen den Netzausbau flächendeckend und vorrangig über öffentliche und kommunale 
Träger sicherstellen, statt ihn renditeorientierten Konzernen zu überlassen.

Begründung
Macht aus dem allgemeinen Bekenntnis eine konkrete Forderung
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Antrag L.1.439.1
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 439
 439 zugänglich sein.

Digitale Selbstverwaltung als Daseinsvorsorge: Wir wollen die öffentlichen Dienste und 
Verwaltungen auf quelloffene Software umstellen und die Abhängigkeit von US-Unternehmen 
und Hyperscalergezielt abbauen. Öffentliche digitale Infrastruktur, von der Cloud über 
Plattformen bis zur Verwaltungssoftware, gehört in die öffentliche Hand. Wir fordern, auch 
föderal koordiniert, Entwicklung und Betrieb von Open-Source-Software. Dafür braucht es 
strategisch abgestimmte Beschaffung, verbindliche Exit-Strategien und -Fristen, vertraglich 
zugesicherte Wechselfähigkeit und verbindliche offene Standards.

Begründung
Der Leitantrag benennt die Abhängigkeit von US-Digitalkonzernen (Z. 167–170) und „technologische 
Emanzipation … in der digitalen Sphäre“ (Z. 180–184) als strategisches Ziel, zieht daraus aber keine 
konkreten innenpolitischen Forderungen.

Antrag L.1.439.2
Änderungsantrag zu L.1-04

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 439
 439 zugänglich sein.

Gleichzeitig lehnen wir einen Digitalzwang („Digital Only“) ab. Verwaltungsleistungen der 
öffentlichen Hand und Angebote der Daseinsvorsorge wie Mobilität, Gesundheitsversorgung, 
Bildung, Kultur und Sport müssen ohne Online- oder App-Zwang gut zugänglich bleiben.

Begründung
Die Bundesregierung treibt ebenso wie öffentliche Unternehmen wie die Deutsche Bahn und 
Veranstalter wie beim Fußball beim Ticketverkauf einen Kurs dahingehend voran, Teilhabe zwingend 
an Online-Vorgänge oder bestimmte Apps zu knüpfen (Digital Only). Das erzeugt Barrieren und 
Benachteiligung insbesondere für die Millionen Offliner*innen in Deutschland. Aber auch digital 
versierte Personen können auf diese Weise unfreiwillig in die „Einwilligung“ zu Tracking und 
Verhaltensanalyse gedrängt werden. Digitalisierung muss Barrieren der Teilhabe abbauen und 
Privatsphäre schützen, nur dann ist sie auf dem richtigen Weg.
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Antrag L.1.446.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 446
 446 Große Teile der bundesrepublikanischen Gesellschaft sind deshalb in einen tiefen 

Antrag L.1.447.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 447 - 448
 447 politischen Pessimismus verfallen. Immer mehr Menschen wenden sich darüber hinaus den
 448 extremen Rechten zu und empfinden Sympathie für autoritäre Ideen oder Diktaturen. Dieser Teil 

der Gesellschaft wächst auf besorgniserregende Weise 

Antrag L.1.449.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: Renate Angstmann-Koch (Del. KV Tübingen), Anil Besli (Del. KV 
Esslingen), Emma Brandes (Del. KV Hildesheim) und weitere

Zeile 449
 449 an.

Um den Vormarsch der AfD zu stoppen bauen wir eine breite antifaschistische 
Sammlungsbewegung auf, für die wir Nichtwähler*innen und Anhänger*innen anderer Parteien 
gewinnen wollen. Wir zeigen klare Kante und sind harte Opposition, um einen gemeinsamen 
sozialen und antifaschistischen Kampf zu ermöglichen.

In dieser gesellschaftlichen Einheitsfront verbinden wir den Kampf gegen die neuen 
Faschist*innen mit dem Kampf für soziale Verbesserungen, bessere Bedingungen für Frauen und 
queere Menschen und dringend nötige ökologische Reformen. Diese antifaschistische 
Sammlungsbewegung gilt es, in unseren Städten und in den ländlichen Räumen aufzubauen und 
gleichzeitig zivilgesellschaftliche Solidarität gegen faschistische An- und Übergriffe zu 
organisieren.

Begründung
Der Aufbau einer starken antifaschistischen Gegenbewegung ist für Die Linke zentral. Dem Leitantrag 
fehlt diese strategische Perspektive. Wir brauchen eine Aktualisierung der kommunistischen 
Einheitsfrontpolitik für unsere Zeit. Dazu gehört der Aufbau einer starken Sammlungsbewegung, die 
den Vormarsch der AfD stoppen würde. Das fehlt in dieser Klarheit im Leitantrag.
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Antrag L.1.450.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 450 - 458
 450 Für das Wiedererstarken der neofaschistischen Rechten gibt es keine einfache

eine Erklärung. Es wäre falsch, sie alleine auf ökonomischedie ökonomischen Gründe 
zurückzuführen. Ebenso 

 452 falsch wäre es aber auch, diese Faktoren zu ignorieren. TiefsitzenderDenn wer vom Aufstieg der 
extremen Rechten sprechen will, darf vom Neoliberalismus - Deindustrialisierung, 
Austeritätspolitik, Verdichtung und Entgrenzung der Arbeit, Konkurrenzverschärfung, 
Abstiegsängste - nicht schweigen. Dies befeuert tiefsitzenden Rassismus gibt , den 

 453 es in dieser GKlassengesellschaft schon sehr lange gibt, ebenso wie Sexismus, Frauenhass und
 454 Homophobie. Sie entspringen der Ausbeutung, Entfremdung und Verunsicherung der 

Persönlichkeiten im Kapitalismus und der Projektion all dessen auf Sündenböcke. Dies zielt auf 
die Entmächtigung und Spaltung der arbeitenden Bevölkerung. Ohne diese ideologischen 
Voraussetzungen könnte der Neofaschismus sich
- als Zuspitzung der bürgerlichen Ideologie - sich nicht in einem derartigen Maß ausbreiten, ganz 
gleich, wie schwierig die ökonomische 

 456 Situation der Menschen wäre. Klar ist: Mittlerweile hat sich bei einem Teil der AfD-
 457 Wähler ein rassistisches Weltbild festgesetzt, das nicht allein durch politische 
 458 Forderungen wieder zurückzugewinnen ist. Aber es. Deswegen bedarf es Aufklärung und 

Auseinandersetzung mit den alltäglichen Erlebnissen der Entrechtung und der Ausgrenzung und 
eine Strategie der Organisierung in Betrieben, Krankenhäusern, Schulen, Hochschulen und 
Stadtteilen. Es gibt viele, die sich aus Wut das 

Begründung
Das Rechte kommt aus der bürgerlichen Gesellschaft, nicht aus den Menschen.

Ute Osterkamp, „Rassismus und Alltagsdenken“, in: Forum Kritische Psychologie, Nr. 28 (1991), S. 53f:
“Die subjektive Grundlage rassistischer bzw. ausländerfeindlicher Äußerungen ist die Angst, durch 
die gesellschaftliche Entwicklung überrollt, übergangen, an die Wand bzw. ins Abseits gedrängt zu 
werden. Die herrschende Rede von der 'Flut' 'Schwemme', 'Überfremdungsgefahr' etc. bringt diese 
Ängste vor der Ausgeliefertheit an undurchschaubare und unkontrollierbare Mächte plastisch- 
anschaulich auf den Begriff und bietet zugleich die 'Ausländer' als Objekte an, an denen man die aus 
solchen Ängsten erwachsenden Aggressionen auslassen kann. Eine solche Kanalisierung der 
Aggressionen hat den 'Vorteil', daß sie die Bekämpfung der Notlage in einer Weise erlaubt, die den 
Konsens mit der herrschenden Meinung eher festigt als gefährdet und sich gegen einen 'Feind' 
richtet, der eindeutig in der schwächeren Position ist (s.a. Osterkamp, 1984).
Rassistische oder ausländerfeindliche Tendenzen sind also insofern immer wirklichkeitsbezogen, als 
sie auf reale Ängste und Gefahren zurückgehen und nur insofern realitätsabgehoben, als man die 
Probleme dort zu lösen sucht, wo am wenigsten Schwierigkeiten zu erwarten sind. Das heißt: Es gibt 
keine irrealen Ängste. Jede Angst ist real, hat objektive Ursachen, wenn häufig auch andere als die 
vorgegebenen. Die Verschiebung von den wirklichen Gründen der Angst auf irgendwelche 
Ersatzobjekte kommt dadurch zustande, daß man um des lieben Friedens willen oder um den 
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Konflikt mit den jeweils Stärkeren zu vermeiden, den Weg des geringsten Widerstandes einschlägt: 
nämlich nach unten, gegen die jeweils Schwächeren. Diese 'Verschiebung' der Ängste auf 
Ersatzobjekte wird durch die offizielle Ausländerpolitik wiederum vielfach gefördert.
Die Ausgrenzung anderer ist also immer ein wesentliches Moment des Arrangements mit den 
herrschenden Verhältnissen und mit der eigenen Unterdrückung, wobei die Selbsteinschätzung als 
Opfer einen offensichtlich jeder Art von Kritik entzieht bzw. jede Verhaltensweise als 'Notwehr' 
gerechtfertigt erscheinen läßt. Die faktische Gewalt, die die Ausgrenzung für jene, die sie trifft, 
bedeutet, verschwindet im subjektiven Erleben gewöhnlich hinter der Angst, aus welcher heraus die 
Ausgrenzung erfolgt”

Antrag L.1.451.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Betrieb & Gewerkschaft

Zeile 451 - 462
 451 Erklärung. Es wäre falsch, sie alleine auf ökonomische Gründe zurückzuführen. Ebenso 
 452 falsch wäre es aber auch, diese Faktoren zu ignorierengibt im Wesentlichen zwei 

Erklärungsansätze, denen die Linke Berücksichtigung schenken sollte. Der erste Ansatz ist ein 
kultureller und erklärt den Aufstieg des Faschismus aus dem Wahlverhalten der Masse der 
Menschen. Tiefsitzender Rassismus gibt

 453 es in dieser Gesellschaft schon sehr lange, ebenso wie Sexismus, Frauenhass und
 454 Homophobie. Ohne diese ideologischen Voraussetzungen könnte der Neofaschismus sich
 455 nicht in einem derartigen Maß ausbreiten, ganz gleich, wie schwierig die ökonomische
 456 Situation der Menschen wäre. Klar ist: Mittlerweile hat sich bei einem Teil der AfD-
 457 Wähler ein rassistisches Weltbild festgesetzt, das nicht allein durch politische
 458 Forderungen wieder zurückzugewinnen ist. Aber es gibt viele, die sich aus Wut das
 459 erste Mal für die AfD entscheiden oder in die politische Apathie verabschieden. Für
 460 all diese Menschen sind wir da, sie müssen auch von der Linken angesprochen werden,
 461 wenn wir die Rechten politisch langfristig schlagen wollen. Wir machen keine Politik
 462 für Linke, sondern linke Politik für alle!

Unser zweiter Ansatz fokussiert stärker auf ein Klassenprojekt der extremen Rechten. Als solches 
verstehen wir den Aufstieg der Rechten als eine Allianz von Kapitalfraktionen mit deklassierten 
Arbeiter*innen und Armen, unter denen die AfD überproportional Zustimmung erhält, was in den 
Betrieben für Migrant*innen und Antifaschist*innen eine besondere Bedrohungslage mit sich 
bringt. Verbale und körperliche Übergriffe sind auch am Arbeitsplatz und unter Kolleg*innen 
häufiger geworden. Unser Auftrag als Linke ist, mit klarer Kante gegen die vorzugehen, die sich 
an solchen Angriffen beteiligen, gegen die organisierten rechten Teile der Arbeiter*innen und 
Armen.

Die Gesamtheit der Arbeiter*innen und Armen werden von einer Durchsetzung der Politik der 
AfD jedoch deutlich verlieren, z.B. von einer AfD-Steuerpolitik, von ihrer Forderung, das 
Streikrecht einzuschränken, betriebliche Mitbestimmung zu umgehen etwa mit 
Sonderwirtschaftszonen oder von der Unterstützung der AfD für die rechte Pseudogewerkschaft 
Zentrum, die im Schoße eines vermeintlichen Gewerkschaftspluralismus das 
Einheitsgewerkschaftsprinzip unterlaufen soll.
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Verstanden als Klassenprojekt ist es unabdingbar, auch die andere Seite der Medaille 
anzusehen, die neben der Nachfrageseite auch die Angebotsseite fokussiert. Denn hinter dem 
Faschismus stecken organisierte Interessen des Kapitals, ein Klassenprojekt von oben. Das 
unternehmerische Engagement für die extreme Rechte ist in Deutschland auch in Studien 
dokumentiert. Mit Sorge blicken wir auf Umgruppierungsprozesse von Kapitalgruppen, die die 
AfD strategisch unterstützen.

In der BRD sind es derzeit vor allem Kleinkapitalist*innen und nicht export-orientierte 
Kapitalfraktionen, die in der AfD ein Klassenprojekt zur Durchsetzung ihrer Interessen sehen z.B., 
um die Gewerbesteuer abzuschaffen, weiter zu deregulieren und Arbeiter*innenrechte 
abzubauen. Der Anstieg von Unternehmensspenden ist ein deutliches Signal, dass immer mehr 
Unternehmer*innen die AfD unterstützen. Mit dem Mittelstandsforum für Deutschland gibt es 
bereits einen AfD-nahen Unternehmensverband, auch der Verband der Familienunternehmer 
kam in die Kritik, nachdem er ankündigte, die Brandmauer zur AfD fallen zu lassen. Mit Nius gibt 
es auch in der BRD ein rechtes Medium, dass kontrolliert wird von einem einzigen Milliardär. 
Global zeigt sich im Engagement von Superreichen wie Peter Thiel, Elon Musk und anderer 
Oligarchen, dass neofaschistische Regierungsprojekte erst dann an die Macht kamen, als Teile 
des Großkapitals sich für eine offene Unterstützung entschieden. Mit veränderten Krisenlagen 
müssen wir auch in der BRD-Umgruppierungsprozesse des Großkapitals befürchten, wenn z.B. 
Überkapazitäten zunehmen, Exportmärkte einbrechen, externe Schocks die Grundlagen des 
deutschen Exportmodells in Frage stellen. Wenn mit dem freien Markt, wenn mit demokratischen 
Mitteln nicht mehr die Profite gesichert werden können, steigt die Möglichkeit, dass Teile des 
Kapitals nach einer anderen Herrschaftsform greifen, nach der Herrschaftsform des Faschismus. 
Weil wir diese Entscheidung nicht allein einer kleinen Gruppe von Kapitalbesitzer*innen 
überlassen können, setzt sich die Linke dafür ein, die politische Macht von Superreichen unter 
demokratische Kontrolle zu bringen. Wir setzen uns ein, die ökonomische Macht einiger weniger 
weitreichend zu begrenzen - eine der wesentlichen Lehren aus dem historischen Faschismus.

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.453.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 453 - 454
 453 es in dieser Gesellschaft schon sehr lange, ebenso wie Sexismus, Frauenhass sowie 

Queerfeindlichkeit und
 454 HomophobieAbleismus. Ohne diese ideologischen Voraussetzungen könnte der Neofaschismus 

sich 
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Antrag L.1.453.2
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 453
 453 es in dieser Gesellschaft schon sehr lange, ebenso wie Sexismus, Queerfeindlichkeit, Ableismus, 

Frauenhass und 

Antrag L.1.454.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Queer 

Zeile 454
 454 HomophobieQueerfeindlichkeit. Ohne diese ideologischen Voraussetzungen könnte der 

Neofaschismus sich 

Begründung
Der Begriff "Homophobie" wirkt hier reichlich aus der Zeit gefallen und sollte durch 
"Queerfeindlichkeit" ersetzt werden. 

Antrag L.1.458.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in:  BV Berlin-Mitte, Naisan Raji (Del. SL) und Melanie Rott (Del. 
Berlin)

Zeile 458 - 459
 458 Forderungen wieder zurückzugewinnen ist. Aber es gibt viele, die sich aus Wut das 
 459 erste Mal für die AfD entscheiden oder in die politische Apathie verabschieden. Für 

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.458.2
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: KV Bergstraße, Anna Malyutina

Zeile 485
 485 politischen und kulturellen Rechten erhalten. Wir setzen uns auf allen Ebenen gegen 

- Seite 113 -



Diskriminierung marginalisierter Gruppen ein, auch in Behörden, inbesondere in Polizei und 
Justiz. Unsere Vision ist eine gerechte und 

Zeile 562
 562

 

 563

Komplex endlich freigegeben werden.

Wir wollen bundesweit Ombudsstellen zum Schutz vor behördlicher Diskriminierung 
einrichten. Vorbildhaft leistet die Antidiskriminierungsstelle in Berlin seit 2020 essentielle 
Arbeit in der Aufarbeitung von Diskriminierung in Behörden und öffentlichen Einrichtungen. 
Die aktuelle Auswertung zeigt viele Unregelmäßigkeiten in verschiedenen Behörden und einen 
hohen Bedarf an niedrigschwelliger, außergerichtlicher Klärung der Vorfälle.

Begründung
Die Wahlergebnisse für die AfD, aber auch die breite Akzeptanz für die verzerrten Narrative seitens 
der Union lassen vermuten, dass auch ein bedeutender Teil der Beamten negativ von der 
Propaganda beeinflusst wird und die Menschen nicht fair behandelt. Eine niedrigschwellige 
Kontrollstelle gibt es in den meisten Bundesländern nicht, vor einer Klage vor dem 
Verwaltungsgericht schrecken die Betroffenen wegen möglicher Kosten sowie dem oben 
beschriebenen Problem zurück. Vielerorts finden sie gar keinen Rechtsanwalt, der den Fall annehmen 
würde. Fehler und Verstöße bleiben unentdeckt. Der Rechtsstaat ist unter gegebenen 
Voraussetzungen nicht mehr da für Arme, Migranten und andere marginalisierte Gruppen. Wir als 
Linke dürfen Diskriminierung, Willkür oder gar Amtsmissbrauch in Behörden nicht einfach so 
hinnehmen!

Antrag L.1.464.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 464 - 475
 464 Situation erwächst, bewusst. Die Gefahren, die vonm Faschismus und Militarisierung für für 
 465 Freiheit, Demokratie, Toleranz und Menschlichkeit in unserer Gesellschaft ausgehen,
 466 sind real greifbar. Die Bundesregierung lässt sich auf vielen Politikfeldern von
 467 rechter Hetze treiben, statt ihr entschlossen entgegenzutreten. Mithilfe von parlamentarischen 

Anfragen und populistischen Aussagen auf allen politischen Ebenen diskreditieren AfD und CDU 
Nichtregierungsorganisation verbunden mit dem Vorwurf der mangelnden Transparenz, 
angeblicher Unterstützung von Linksextremismus bzw. von der Regierung gesteuert zu sein. 
Beispielhaft sind die 551 Fragen der CDU aus dem Februar 2025 oder der jüngste Angriff auf die 
„Hateaid“. Die Anzahl der parlamentarischen Anfragen zu Demokratieprojekten der AfD hat sich 
in den letzten Jahren auf 295 mehr als verdoppelt. Auf kommunaler Ebene werden beim 
Programm „Demokratie Leben“ wie in Bitterfeld-Wolfen Stellenanteile gekürzt. CDU 
Familienministerin Karin Prien will Demokratie Projekte „neu aufstellen“ und zahlreichen 
Projekten die Mittel streichen. Damit knüpft sie an

 468 eine desaströse Entwicklung an, die sich in den vergangenen Jahren in der
 469 Bundesrepublik vollzogen hat: Die de facto Kapitulation vor dem rechten Zeitgeist
 470 lässt sich nicht an einzelnen Regierungen, Parteien oder Personen festmachen, sondern
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 471 durchzieht fast den gesamten politischen Betrieb. Die umfassende gesellschaftliche 
 472 Militarisierung, die Kriegstüchtigkeit zum zentralen Maßstab in der Innen- wie 
 473 Außenpolitik erklärt, wird zum zentralen Maßstab in der Innen- wie Außenpolitik erklärt und von 

allen politischen Kräften im Parlament mitgetragen -
 474 außer von uns. EinDazu kommt ein autoritärer Umbau von staatlichen Institutionen und 

Repressionen auf
 475 der Straße sind eine Folge. Der politische Wille, die Klimakrise zu lösen, schwindet, 

Antrag L.1.475.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 475
 475 der Straße sind eine Folge. Zum autoritären Umbau gehört auch der Ausbau digitaler 

Überwachung. Rechtslibertäre Tech-Oligarchen wie Peter Thiel und Elon Musk dürfen nicht 
länger von Geschäften mit privaten Daten, dem Militär und der Überwachungsindustrie 
profitieren! Wir stellen uns insgesamt gegen den digitalen autoritären Umbau, gegen 
Massenüberwachung, gegen Chatkontrollen und die Aufweichung von Verschlüsselung, gegen 
automatisierte biometrische Überwachung im öffentlichen Raum, gegen 
Vorratsdatenspeicherung sowie gegen den Ausbau von Staatstrojanern und Polizei-IT zu 
Predictive Policing. Ebenso ist Tracking und Verhaltensanalyse zu Werbezwecken abzulehnen, 
DataBroker müssen endlich gestoppt werden und entsprechende Geschäftsmodelle von Big Tech 
ausgetrocknet werden. Dass der militärische Sektor von der KI-Verordnung ausgenommen ist 
und nahezu unreguliert ausgebaut wird, muss dringend korrigiert werden. Der politische Wille, 
die Klimakrise zu lösen, schwindet, 

Begründung
Der Leitantrag spricht von „autoritärem Umbau staatlicher Institutionen“ (Z. 474), bleibt aber 
abstrakt. Die digitale Dimension dieses Umbaus (Überwachung, Militarisierung und Förderung 
rechtslibertärer Tech-Oligarchen) fehlt vollständig.

Antrag L.1.475.2
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Queer 

Zeile 475
 475 der Straße sind eine Folge. Angriffe auf gesellschaftliche Minderheiten gehören zu den 

Methoden, mit denen Zustimmung für den Abbau von Freiheit und Bürgerrechten organisiert 
werden soll. Der politische Wille, die Klimakrise zu lösen, schwindet, 
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Antrag L.1.484.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Queer 

Zeile 484
 484 orientierte Politik entgegen. Das heißt auch: Wir verteidigen queerpolitische Errungenschaften 

wie das Selbstbestimmungsgesetz und kämpfen Seite an Seite mit den queeren Communities für 
Emanzipation. Jeder Mensch muss vollen Zugang zu sozialen, 

Antrag L.1.487.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in:  AG Cuba sí, BAG Frieden und internationale Politik, 
Kommunistische Plattform und weitere

Zeile 487 - 488
 487 Wir wissen, dass wir als Partei den Faschismus nicht alleine besiegen können. Aber 
 488 alsUnsere Bündnispartner sind all jene, die den Faschismus ablehnen. Über die Bündnisfähigkeit 

der sich als Bewahrer der Brandmauer verortenden Kräfte, die durch ihre opportunistische 
Tagespolitik faschistischen Kräften den Weg bereiten, dürfen wir uns keinerlei Illusionen 
hingeben. Als eine der antifaschistischen Kräfte in unserer Gesellschaft kommt uns eine 

Begründung

Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.496.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: Die Linke.SDS

Zeile 496
 496 Kommune und im Stadtteil an. - mit Aufklärung, Mut zum Konflikt und Emanzipation für 

solidarisches Kämpfen statt nach unten zu treten, mit antifaschistischer Bildungs-, Kultur- und 
Erinnerungsarbeit: Die Menschen sind gleich an Rechten, Würde und Vernunft geboren! Wir 
bilden sichere Räume für Antifaschist*innen auch und 

Begründung
Erfolgt mündlich.
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Antrag L.1.501.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 501 - 502
 501 Nachhaltiger Antifaschismus verlangt allerdings nach einem grundlegenden 
 502 gesellschaftlichen und wirtschaftlichenkann nicht die Bewahrung der bestehenden Verhältnisse 

bedeuten. Nur ein grundlegender gesellschaftlicher Wandel.weg von einer auf Konkurrenz bis 
hin zu Kriegen basierenden Ökonomie entzieht Faschismus den Boden. Das ist die Lehre aus der 
errungenen Befreiung von Faschismus und Weltkrieg vor über 81 Jahren: Es geht heute erst Recht 
um den „Aufbau einer Welt des Friedens und der Freiheit“ (Schwur von Buchenwald), um ein 
gesellschaftliches Bündnis zur Denazifizierung, Demonopolisierung, Demilitarisierung und 
Demokratisierung (Potsdamer Abkommen) der Gesellschaft. Im Kern steht die extreme Rechte 

Begründung
ANTIfaschismus ist PRO...

Thomas Mann, „Vom kommenden Sieg der Demokratie“, im US-Amerikanischen Exil 1938:
„Europa, die Welt sind reif für den Gedanken einer umfassenden Reform der Besitzordnung und der 
Güterverteilung, einer Sozialisierung der Rohstoffe, die natürlich im Geiste und im Rahmen einer 
Gesamtverständigung und vernünftigen Generalbereinigung der Konflikte, kurzum im Geiste des 
Friedens, der Arbeit und der allgemeinen Wohlfahrt in Angriff zu nehmen wäre.“

Antrag L.1.501.2
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: KV Offenbach und OV Dreieich

Zeile 501 - 506
 501 Nachhaltiger Antifaschismus verlangt allerdings nach einem grundlegenden
 502 gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandel. Im Kern steht die extreme Rechte
 503 ökonomisch nicht für eine Alternative, sondern für eine massive Verschärfung der
 504 Gegenwart: noch mehr Politik für die Superreichen, noch mehr Sozialabbau, noch mehr
 505 Angriffe auf Beschäftigte und ihre Gewerkschaften, noch mehr Abhängigkeit vom
 506 Weltmarkt und von fossilen Energieträgern.

Nachhaltiger Antifaschismus verlangt allerdings nach einem grundlegenden gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Wandel. 5. Gegen die gesundheitlichen Folgen des Klimakollaps und der 
massiven Ausbeutung durch das im Zusammenbruch befindlichen kapitalistischen Systems In 
der Endphase des fossilen Kapitalismus wird noch viel rabiater die Bevölkerung ausgebeutet. 
Das hat ganz besonders Auswirkungen auf die Gesundheit und verhindert die Regeneration, 
insbesondere der lohnabhängig Beschäftigten. Ausbeutung heißt nicht nur Aneignung von 
Lohnarbeit, sondern gleichzeitig auch ein Angriff auf unsere Gesundheit und die Reduzierung 
unserer Lebenszeit bis hin zum vorzeitigen Tod. Ganz besonders ist es in den prekären Berufen 
zu sehen, in denen das vorzeitige Ableben von Lohnabhängigen aus anderen Ländern in der 
deutschen Statistik noch nicht einmal erscheint. Doch die Entlassungswellen werden vom 
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Kapital dazu genutzt noch weitere Bevölkerungsgruppen bis zum vorzeitigen Tod auszubeuten. 
Der Klimakollaps verschärft diese Bedingungen für die Lohnabhängigen noch einmal bis aufs 
Äußerste. So dass auch das RKI sich schon länger genötigt sieht die Hitzetoten statistisch zu 
berechnet. Das jedoch mit falschen Annahmen; da die gleichzeitige Luftfeuchtigkeit in die 
Berechnungen nicht berücksichtigt wurde. Mit dem Ergebnis, dass die Anzahl der Hitzetoten in 
Deutschland noch viel höher ist als es die RKI-Berechnungen zeigen, wie erst eine Anfang 2026 
erschienene neue Studie nahelegt.

Die Linke fordert die Meldepflicht und nicht nur eine statistische Berechnung für 
Hitzeerkrankungen und Hitzetote, denn Deutschland erwärmt sich mit Europa schneller als der 
Rest der Welt.

Die gleiche Meldepflicht soll auch für die Todesfälle durch Luftverschmutzung in Deutschland 
gelten.

Die Linke fordert: Mindesteinhaltung der WHO-Grenzwerte bei der Luftverschmutzung!

Der Tod durch Luftverschmutzung steht in Europa an 6. Stelle der Todesursachen und ist in 
Ballungszentren noch viel höher! Aber die Grenzwerte der WHO werden seit Jahrzehnten in 
Deutschland nicht eingehalten. Die gleichen Probleme haben wir mit den PFAS 
(Ewigkeitschemikalien) und den Pestiziden insbesondere bei Glyphosat! Was außerdem noch 
gravierende Auswirkung auf unser Trinkwasser und damit auf unsere Gesundheit hat! 

Die Linke fordert, dass die Chemische Industrie die gesundheitliche Unbedenklichkeit ihrer 
Produkte nachweisen muss, bevor sie mit dem chemischen Stoff in die Produktion geht! Ganz 
zu schweigen von der Belastung mit Nano-Plastik-Teilchen, die mittlerweile in unserem Gehirn 
nachgewiesen wurden. In den Großstädten atmen wir Autoreifen?

Die Linke fordert Einstellung der Plastik-Produktion so weit wie möglich! Im Kern steht die 
extreme Rechte ökonomisch nicht für eine Alternative, sondern für eine massive Verschärfung 
der Gegenwart: noch mehr Politik für die Superreichen, noch mehr Sozialabbau, noch mehr 
Angriffe auf Beschäftigte und ihre Gewerkschaften, noch mehr Abhängigkeit vom Weltmarkt 
und von fossilen Energieträgern.

Begründung
Im Leitantrag wird nicht deutlich, dass Umweltbelastungen in Zusammenhang mit dem Klimakollaps 
als ein der großen Zukunftsproblem zu sehen ist. Wir können uns nicht auf der einen Seite als 
Kümmerer-Partei darstellen, die für ein gutes Leben für alle eintritt, aber auf der anderen Seite die 
gravierend zunehmenden gesundheitlichen Gefahren durch den Klimakollaps und dem Kollaps der 
Weltwirtschaft weder benennen noch versuchen sie zu beseitigen.

Antrag L.1.506.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 506
 506 Weltmarkt und von fossilen Energieträgern.Dafür betreibt die AfD einen aggressiven Kulturkampf 

gegen die Errungenschaften der 68er-Bewegung. Sie trommelt für den Rückzug ins Private zu 
„Heim und Herd“, ein steinzeitliches Geschlechterbild und das Drängen der Sorge-, Pflege- und 
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Erziehungstätigkeiten in die Familie - samt Abtreibungsverbot, Homophobie, Hetze gegen Linke 
und Rassismus.
Dementgegen entwickeln wir eine antifaschistische Kultur der kollektiven Lebensführung: 
Solidarität, demokratische Gestaltung des “Was, Wie und Wozu” der Arbeit, die allseitige 
Entwicklung der Persönlichkeiten, künstlerische Betätigung und politisches Engagement.

Begründung
Reinhard Kühnl, „Formen bürgerlicher Herrschaft“, 1972, S. 97:
„Wie alle konservativen Ideologien beruht die faschistische ‚Weltanschauung‘ darauf, daß die 
geschichtlich gewordenen und folglich veränderbaren gesellschaftlichen Verhältnisse als 
naturgegeben und folglich unabänderlich dargestellt werden. Das ist gewissermaßen der 
theoretische Kernpunkt und der propagandistische Trick aller rechten, auf die Bewahrung 
bestehender Herrschaftsverhältnisse abzielender Ideologien.“

Clara Zetkin, „Der Kampf gegen den Faschismus“. Bericht auf dem Erweiterten Plenum des 
Exekutivkomitees der Kommunistischen Internationale am 20. Juni 1923:
“Wir müssen jedem einzelnen Proletarier die Überzeugung einhämmern: Auf mich kommt es auch an. 
Ohne mich geht es nicht. Ich muß dabei sein. Mir winkt der Sieg. – Jeder einzelne Proletarier muß 
fühlen, daß er mehr ist als ein Lohnsklave, mit dem die Wolken und Winde des Kapitalismus der 
herrschenden Gewalten spielen. Er muß fühlen, klar darüber sein, daß er ein Glied der 
revolutionären Klasse ist, die den alten Staat der Besitzenden umhämmert in den Staat der 
Räteordnung.”

Antrag L.1.506.2
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Grundeinkommen

Zeile 506
 506 Weltmarkt und von fossilen Energieträgern.

Die extreme Rechte knüpft an die negativen Erfahrungen vieler Menschen mit sozialer und 
wirtschaftlicher Transformation in den letzten Jahrzehnten an. Sie befeuert 
Transformationsängste und vertritt einen Zukunftsentwurf in dem demokratische und soziale 
Rechte sowie Verteilungsfragen durch Ausschlussmechanismen zum vermeintlichen Vorteil 
derjenigen, die Transformation fürchten, geregelt sind. Sie spielt gesellschaftliche Gruppen 
gegeneinander aus und setzt Hierarchien. Es ist die Aufgabe der Linken dem einen solidarischen 
Zukunftsentwurf entgegenzusetzen. Die Linke macht Hoffnung mit der Botschaft, dass 
Transformation gelingen kann und, dass bedingungslos jeder Mensch Zugang zu einer 
gesicherten materiellen Existenz, zu guter Bildung und sozialer Teilhabe in einer intakten 
Umwelt haben muss.

Begründung
Es ist längst nicht nur die bereits erfolgte Verschlechterung der Lebenslage vieler Menschen, die die 
extreme Rechte stärkt. Rechte Narrative knüpfen vielmehr frühzeitig an die Transformationsängste 
von Menschen an, die ihre Stellung in der Gesellschaft, ihren wirtschaftlichen und sozialen Besitz 
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und ihre kulturelle Identität durch Veränderungen gefährdet sehen. Die rechte Erzählung ist eine 
Botschaft der Unmenschlichkeit, die das Sündenbockprinzip bedient. Sie trägt zur Spaltung von 
Menschen mit gleichen oder ähnlichen Interessen bei, hetzt gegen gesellschaftliche Gruppe, die 
tatsächlich benachteiligt sind und entwirft eine Zukunft als imaginierte Vergangenheit in der 
beispielsweise Frauen, Migrant*innen, Queers, Menschen mit Behinderung und Andersdenkende an 
gesellschaftlichem Stellenwert und Lebenschancen einbüßen sollen.

In einer Zeit, in der rechte Narrative auch von bürgerlichen Parteien aufgegriffen werden, ist es 
besonders wichtig, dass Die Linke den Unterschied macht. Unsere linke Erzählung ist eine Botschaft , 
die Transformationsängste nimmt, weil sie ein gutes Leben für ausnahmslos alle Menschen vorsieht.

Diesen Ansatz möchten wir im Leitantrag deutlich machen.

Antrag L.1.507.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: KV Mülheim

Zeile 507 - 508
 507 Für viele Menschen ist eine fundamentale Abkehr vom Neoliberalismus außerhalb des 
 508 politisch Vorstellbaren gerückt. Deswegen müssen wir die Auseinandersetzung um 

Begründung
[Hinweis der Antragskommission: Dieser ÄA steht in Verbindung mit ÄA L.1.565.1]

In einem Interview bei WDR 5 wurde Jan van Aken gefragt, welche Person ihn politisch am meisten 
beeindruckt hat. Er nannte die Schulleiterin von der Schule seiner Kinder. Weshalb? Sie fragte uns, 
wie die Schule aussehen würde, wenn sie frei entscheiden und träumen könnten. Als wir das 
entworfen hatten, sagte sie: „Und jetzt machen wir das.“ So ist es dann passiert.

Ein Bild der Utopie, wie es werden könnte, wenn es besser wäre, gibt Orientierung und einen Raum 
für nach vorne gewandte und zuversichtliche Gefühle. Eine Vorstellung davon zu bekommen, wohin 
sich der vielfältige Aktivismus bewegt, wie wir leben wollen, ist wichtig, um die vielen konkreten 
Punkte, für die die Linke eintritt und die hier in dem Leitantrag benannt werden, zu bündeln und 
ihnen eine Richtung zu geben, es fassbar zu machen, als ein Ganzes zu begreifen und nachvollziehen 
zu können, zu welchem Punkt im Prozess das einzelne Modul gehört und wozu es gut ist.

Es verschiebt die Ausrichtung von reiner Opposition und Kritik mit dem Blick auf das viele, was nicht 
funktioniert und dem Hang zu Negativität und Überanalyse hin zum Aufbau des Neuen, zu etwas 
Konstruktivem und dem Kampf für etwas, dass das Alte obsolet macht, statt sich im reinen Gegen 
etwas sein zu verheddern.

Mit den beiden Sätzen im Fließtext anderer Punkte geht die Bedeutung dessen aktuell unter; mit 
einem eigenen Abschnitt wird es mehr in den Fokus gerückt und bekommt den Stellenwert, den es 
als Dach braucht.
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Antrag L.1.523.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 523
 523 Land lebt, darf nicht nur auf das Auto angewiesen sein.

Wir wollen auch in Deutschland - wie in Belgien und anderen Ländern - eine automatische 
Anpassung der Löhne und Transferzahlungen an die Inflationsrate, damit bei 
Tarifverhandlungen echte Lohnerhöhungen und Umverteilung erkämpft werden können.

Antrag L.1.531.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 531
 531 Krisen und Kriege müssen konsequent besteuert werden! Perspektivisch fordern wir die 

Vergesellschaftung des kompletten Energiesektors, da im Angesicht der aktuellen politischen 
Entwicklungen eine wirkliche Energiewende ohne gesellschaftliche Kontrolle über die 
Energieversorgung eine Utopie bleibt.

Antrag L.1.541.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: Landesverband Baden-Württemberg, KV Karlsruhe, Marina Gress 
(Del. KV Freiburg) und weitere

Zeile 541 - 542
 541

 542

 543

einen bundesweiten Mietendeckel. Wohnkonzerne mit über 3000 Wohnungen sollten 
vergesellschaftet und wieder in öffentliches Eigentum überführt

Auch wenn der Mietendeckel ein Schritt in die richtige Richtung ist, sind wir uns bewusst, dass 
er nicht das endgültige Ziel ist. Solange Grund- und Boden, und damit auch Wohnraum, 
Spekulationsobjekte sind und käuflich erwerblich sind, wird die Wohnungskrise nicht gestoppt 
sondern höchstens verwaltet. Daher kämpfen wir weiter für die Überführung von Grund- und 
Boden in Gemeinbesitz. Nur durch eine effektive Vergesellschaftung des Wohnraums und des 
Bodens auf dem er gebaut ist, kann das Recht auf Wohnen für jeden Menschen konsequent 
durchgesetzt werden. Als ersten konkreten Schritt setzen wir uns daher für die 
Vergesellschaftung von Wohnkonzernen mit über 3000 Wohnungen ein um diese wieder in 
öffentliches Eigentum zu überführen. So 
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Antrag L.1.556.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Queer 

Zeile 556 - 559
 556

 557

 558

 559

und zivilgesellschaftliche Demokratiebündnisse, Migrant*innen-
CSDs, queere, feministische und migrantische Selbstorganisationen sowie Antifa-Initiativen 
müssen mit einem echten, wirksamen
Demokratiefördergesetz stärker unterstützt und langfristig finanziell
abgesichert werden. Der Nationale Aktionsplan "Queer leben" muss weiterentwickelt werden. 
Die politische Bildung wollen wir stärken.

Begründung
CSDs und Pride-Veranstaltungen gehören zu den wirksamsten Massenbewegungen unserer Zeit und 
sollten entsprechend Erwähnung finden. Der Nationale Aktionsplan "Queer leben" war eine wichtige 
Errungenschaft und wird von der Merz-Regierung nicht nur "umgebaut", sondern komplett 
abgewickelt. Das ist ein fatales Signal.

Antrag L.1.559.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 559
 559 abgesichert werden. DieWir lehnen entschieden ab, dass Demokratie oder Projekte stärker 

vom Verfassungsschutz überprüft werden sollen, und haben das Ziel, politische Bildung 
wollen wirzu stärken.

Antrag L.1.559.2
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Bildungspolitik

Zeile 559
 559 abgesichert werden. Die politische Bildung wollen wir stärken.

Schulen und Hochschulen vor allen Angriffen von rechts in Schutz nehmen! Wir werden 
Inklusion, Geschlechtergerechtigkeit, sexuelle wie kulturelle Vielfalt sowie ihre politische 
Unabhängigkeit verteidigen.

Begründung
Der Bereich Schule und Hochschule fehlte bisher in dem, was Rechtsextremismus auch auf lokaler 
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Ebene angreift. Dagegen stehen wir.

Antrag L.1.559.3
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 559
 559 abgesichert werden. Die politische Bildung wollen wir stärken.

Die Militarisierung der Gesellschaft bekämpfen, da Militarismus autoritäre Strukturen und 
faschistisches Denken fördert. Antifaschismus geht nur als Antimilitarismus. Wir unterstützen 
alle Aktivisten, die gegen Militarismus kämpfen, und klären über den Zusammenhang von 
Faschismus und Militarismus auf.

Begründung
Auch zur Abgrenzung zu „bürgerlichem Antifaschismus“ ist der Hinweis auf den Militarismus wichtig.

Antrag L.1.560.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Netzpolitik

Zeile 560
 560

 561

Demokratische Gegenkräfte brauchen auch digitalen Schutz. Datenschutz, Verschlüsselung, 
sichere Kommunikation und Datensparsamkeit sind Bedingungen politischer Freiheit. Der 
Staat darf keine Datenbestände und Software-Systeme schaffen oder dulden, die nach einem 
autoritären Machtwechsel zur Einschüchterung, Diskriminierung oder Verfolgung politischer 
Gegner*innen systematisch genutzt werden können.

Wir werden die parlamentarische Aufklärung des Rechtsterrors im Bundestag 

Begründung
Autoritäre Politik nutzt nicht nur Polizei und Verwaltung, sondern auch Daten, Plattformen und 
digitale Überwachung. Netzpolitik ist deshalb Teil des praktischen Antifaschismus.

Antrag L.1.562.1
Änderungsantrag zu L.1-05

Antragsteller*in: BAG Demokratische Linke

Zeile 562
 562 Komplex endlich freigegeben werden.

Das Strafgesetzbuch darf nicht zur politischen Waffe werden und sollte Ultima Ratio bleiben. 
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Wir begegnen dem Vorstoß der hessischen Landesregierung, §130 StGB so zu erweitern, dass 
das infrage Stellen oder Leugnen des Existenzrecht Israels eigenständig strafbewährt wird, mit 
erheblicher Skepsis. Als Demokrat:innen stellen wir das Existenzrecht des Staates Israel nicht 
in Frage und stehen zur historischen Verantwortung, die mit dem Unrecht des 
Nationalsozialismus verbunden ist. Für uns bleibt jedoch klar: eine Einschränkung der 
Meinungsfreiheit lehnen wir ab.

Antrag L.1.565.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: KV Mülheim

Zeile 565
 565 6. Wir wollen gewinnen: rote Leuchttürme bauen

6. Eine andere Welt ist machbar oder Die Träume in die Wirklichkeit holen

Fortschreitender und rückwärtsgewandter Sozialabbau und rechte Ideologien und Faschismus 
sind Teil und Folge des neoliberalen Systems. Dieses System verhöhnt, beutet aus, zerstört und 
isoliert und hat ein Ausmaß erreicht, in dem es sich selbst ad absurdum führt, wenn es in Zeiten 
der Klimakrise Kriege forciert, auf Rüstungswirtschaft setzt, fossile Energien wiederbelebt und 
mit sozialen Schreckensszenarien gezielt Angst verbreitet und den Zusammenhalt weiter 
schwächt. Dennoch ist für viele Menschen eine fundamentale Abkehr vom Neoliberalismus 
außerhalb des politisch Vorstellbaren gerückt, auch weil jede Bewegung dahingehend 
denunziert, infiltriert, zerstört oder als Träumerei abgetan wird.

Träume, Visionen, Utopien jedoch sind die Kräfte, aus denen eine bessere Welt geboren wird. 
Deshalb sind alle echten Revolutionäre gute Visionäre, denn es braucht ein Bild, Hoffnung, ein 
Gefühl, weshalb und wofür wir kämpfen. Woher sonst sollten wir den langen Atem bekommen? 
Echte Revolutionäre sind auch Liebende, denn für eine bessere Welt einzutreten, heißt, die 
Entmenschlichung, wie der brasilianische Freiheitspädagoge Paulo Freire sie in diesem 
Zusammenhang nennt und die systemimmanent ist, zu überwinden: Die Tatsache, dass „die 
kapitalistische Welt das Wort „Liebe“ verdorben hat [wie es alles verdirbt und sich einverleibt], 
kann nichts daran ändern, dass Revolutionäre ihre Liebe zum Leben betonen.“ Che Guevara hat 
sich getraut, es zu benennen: “…Selbst auf die Gefahr hin, lächerlich zu erscheinen, [möchte ich 
sagen], dass der echte Revolutionär von starken Gefühlen der Liebe geleitet wird. Es ist 
unmöglich sich einen echten Revolutionär vorzustellen, der nicht diese Qualität besitzt.“ In 
Lateinamerika ist es möglich, dieses Wort in Verbindung mit Politik in den Mund zu nehmen, in 
Kolumbien, in Mexiko, Guatemala, Brasilien, …, in all den Ländern, in denen die Führung für und 
vor allem mit dem pueblo geht, dem Volk, den Menschen. In der politischen Arena hier würde es 
sofort dazu genutzt, jemanden als naiv, verträumt und ungeeignet für das „harte“ Spiel der 
Politik abzustempeln, gerne Frauen! Genau das gilt es zu entlarven, denn Liebe, – oder 
Freundlichkeit –, sind kein Zeichen mangelnder Professionalität oder der Unmachbarkeit von 
Träumen, sondern deren Abqualifizierung ist Kennzeichen des unmenschlichen Systems des 
Neoliberalismus. In der Vision einer besseren Welt geht es um Menschlichkeit.

Eine solches Bild, eine solche Utopie wieder vorstellbar werden zu lassen, deren Notwendigkeit 
zu benennen und Schritt für Schritt umzusetzen, dafür kämpfen wir, ganz konkret und sehr klar: 
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Wir setzen uns nicht dafür ein, faule Kompromisse abzuschließen und das System zu erhalten 
oder künstlich zu verlängern, sondern stehen im alltäglichen Leben fest an der Seite der 
Menschen, um jetzt konkret zu unterstützen und uns zusammenzuschließen, aufzustehen und 
gemeinsam eine bessere Version von Leben zu gestalten.

Träume zu haben bedeutet Hoffnung zu haben. Und wir sind Träger der Hoffnung, das 
bescheinigen uns die vielen jungen Menschen, die uns gewählt haben und in die Partei 
eingetreten sind. Das bedeutet: Wir brauchen diese konkrete Utopie, dass der Kapitalismus 
grundlegend überwunden werden kann.

Wie also könnte eine andere, eine bessere Welt aussehen? Nehmen wir all die Dinge, für die wir 
jetzt schon konkret kämpfen, wird es eine Welt, die von Gemeinschaft und Verbundenheit 
geprägt ist, von Gleichberechtigung und Gerechtigkeit; Kooperation statt Konkurrenz; in der das 
Recht auf ein würdevolles Leben und ein gutes Miteinander im Zentrum politischer und 
gesellschaftlicher Fürsorge steht; in der Gesundheit und Bildung ein Grundrecht sind und Kultur 
ein natürliches Bindeglied; in ihr steht jedem eine grundlegende soziale Sicherheit zu, die 
Zufriedenheit und Raum für Kreativität schafft und eine Form der Nachhaltigkeit ermöglicht, die 
unseren Lebensraum regeneriert und schützt und uns wie nachkommenden Generationen ein 
gesundes Lebensumfeld bietet.

Kritisches Denken würde genauso gefördert werden wie der Dialog, und Politik wäre wieder, was 
sie sein sollte: die Organisation des Zusammenlebens von Menschen, keine Ware, an der man 
sich bereichert. Man sollte also die Kraft von Bildern, Visionen und ihrer Träger:innen nicht 
unterschätzen, wenn die Hoffnung wieder aufsteht und sie konsequent ins Leben bringt.

7. Wir wollen gewinnen: rote Leuchttürme bauen

Begründung
In einem Interview bei WDR 5 wurde Jan van Aken gefragt, welche Person ihn politisch am meisten 
beeindruckt hat. Er nannte die Schulleiterin von der Schule seiner Kinder. Weshalb? Sie fragte uns, 
wie die Schule aussehen würde, wenn sie frei entscheiden und träumen könnten. Als wir das 
entworfen hatten, sagte sie: „Und jetzt machen wir das.“ So ist es dann passiert.

Ein Bild der Utopie, wie es werden könnte, wenn es besser wäre, gibt Orientierung und einen Raum 
für nach vorne gewandte und zuversichtliche Gefühle. Eine Vorstellung davon zu bekommen, wohin 
sich der vielfältige Aktivismus bewegt, wie wir leben wollen, ist wichtig, um die vielen konkreten 
Punkte, für die die Linke eintritt und die hier in dem Leitantrag benannt werden, zu bündeln und 
ihnen eine Richtung zu geben, es fassbar zu machen, als ein Ganzes zu begreifen und nachvollziehen 
zu können, zu welchem Punkt im Prozess das einzelne Modul gehört und wozu es gut ist.

Es verschiebt die Ausrichtung von reiner Opposition und Kritik mit dem Blick auf das viele, was nicht 
funktioniert und dem Hang zu Negativität und Überanalyse hin zum Aufbau des Neuen, zu etwas 
Konstruktivem und dem Kampf für etwas, dass das Alte obsolet macht, statt sich im reinen Gegen 
etwas sein zu verheddern.

Mit den beiden Sätzen im Fließtext anderer Punkte geht die Bedeutung dessen aktuell unter; mit 
einem eigenen Abschnitt wird es mehr in den Fokus gerückt und bekommt den Stellenwert, den es 
als Dach braucht.
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Antrag L.1.575.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Antikapitalistische Linke

Zeile 575
 575 sein kann. Dabei setzen wir uns auch für die Umsetzung des erfolgreichen Volksentscheids 

„Deutsche Wohnen & Co. enteignen“ ein.

Antrag L.1.578.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 578 - 579
 578 Schalthebeln der Macht fernzuhalten. Wir wollen unserem Versprechen aus der Bundestagswahl, 

die Brandmauer zu sein, gerecht werden. Wir dulden auch keine AfD-Politik, die von der
 579 CDU gemacht wird. Unsere Aufgabe im Wahlkampf muss sein, Druck auf die anderen Parteien 

auszuüben und politische Alternativen zu Sozialkürzungen und unmenschlicher Politik sichtbar 
zu machen.

Antrag L.1.586.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: BAG Frieden und internationale Politik

Zeile 586
 586 Sicherheit bedrohen.

Das Wirken gegen Faschisierung, zunehmende staatliche Repression, die Klimakatastrophe und 
massiven Sozialabbau geht nur im Kontra zur versuchten Kriegstüchtigmachung der gesamten 
Gesellschaft und aller Politikfelder. Rüstung zerstört schon jetzt die Umwelt, verschlingt 
Ressourcen, verstärkt die soziale Ungleichheit, frisst die Finanzen für den Ausbau des 
Sozialstaats und der Daseinvorsorge und erhöht das Kriegsrisiko. Ohne Frieden ist alles nichts. 
Für eine friedliche Welt einzustehen und Aufrüstung und Militarismus zu bekämpfen wird ein 
zentrales Anliegen unserer künftigen Arbeit.

Begründung
Angesichts er fundamentalen Bedeutung von Militarisierung und Aufrüstung für aller 
gesellschaftlichen Bereiche, muss das ein Schwerpunkt unserer Arbeit werden.
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Antrag L.1.587.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 587 - 599
 587 Dabei werden wir nach den Wahlen schwierige Entscheidungen dazu treffen müssen, um
 588 die AfD von den Schalthebeln der Macht fernzuhalten. Es ist unsere Aufgabe, in diesen
 589 Fragen solidarisch miteinander zu diskutieren und uns in unserem Antifaschismus nicht
 590 spalten zu lassen. Eine Präsenz in Parlamenten und Regierungsämtern ist dabei für uns
 591 niemals Selbstzweck: Wir messen unser politisches Handeln auf allen Ebenen stets am
 592 Maßstab, soziale und demokratische Rechte zu verteidigen und konkrete Verbesserungen
 593 im Alltag der großen Mehrheit der Menschen zu erkämpfen. Wir werden eventuelle
 594 Minderheitsregierungen und ihre einzelnen Regierungsmaßnahmen sowie
 595 Regierungsbeteiligungen nur mit diesem Maßstab unterstützen. Wir wägen dabei genau
 596 ab, welche Auswirkungen die Unterstützung einer Regierung auf die demokratische
 597 Entwicklung hat. Wir wollen angesichts des Erstarkens der Rechten die
 598 parlamentarische und außerparlamentarische Demokratie ausbauen, nicht noch weiter
 599 schwächen.

Begründung
Streichen, das ist ein Vorgriff auf eine grundsätzliche Debatte zur Regierungsbeteiligung, die an 
anderer Stelle geführt werden muss.

Antrag L.1.588.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 588
 588 die AfD von den Schalthebeln der Macht fernzuhalten. Wir treffen diese Entscheidungen auf der 

Ebene, die sie betreffen - und berücksichtigen dabei sowohl die Auswirkungen auf unsere Partei 
als auch unsere Verantwortung für die Menschen im konkreten Bundesland. Der Aufstieg der AfD 
als parlamentarischer Arm des Faschismus stellt uns diesbezüglich vor neue Herausforderungen 
und erfordert eine kommunikative und strategische Antwort, die bundesweit trägt und unserer 
gemeinsamen politischen Verantwortung gerecht wird. Es ist unsere Aufgabe, in diesen 
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Antrag L.1.589.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 589
 589 Fragen unterschiedliche Einschätzungen solidarisch miteinander zu diskutieren und uns in 

unserem Antifaschismus nicht 

Antrag L.1.590.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 590
 590 spalten zu lassen. Wir haben bereits Erfahrungen mit unterschiedlichen Formen der 

parlamentarischen Kooperation gemacht. Eine Regierungskoalition oder eine vertraglich 
vereinbarte Tolerierung braucht ein Programm, das wir in der Summe als eine positive und 
fortschrittliche Veränderung bewerten. Schwächere Formen der Kooperation brauchen einen 
verlässlichen Konsultationsmechanismus und eine klare Vereinbarung der Beteiligten, sich nicht 
auf Mehrheiten zu stützen, die nur durch die Stimmen der AfD zustandekommen. Hier kämpfen 
wir darum, Sozialkürzungen zu verhindern, die demokratische Zivilgesellschaft und 
demokratische Rechte zu verteidigen und reale Probleme der Menschen vor Ort anzugehen. Eine 
Präsenz in Parlamenten und Regierungsämtern ist dabei für uns 

Antrag L.1.591.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Sozialistische Linke

Zeile 591 - 597
 591 niemals Selbstzweck:Selbstzweck. Veränderung erkämpfen wir durch Selbstorganisierung in 

unseren Schulen, Hochschulen, Betrieben, Gewerkschaften, Vereinen und allen Bereichen der 
Gesellschaft. Uns geht es darum, aus passivem Unmut aktive Gegenwehr zu machen. Dabei ist 
Die Linke eine zentrale Bildungs- und Diskussionsplattform für gesellschaftliche Alternativen: 
Wir messen unser politisches Handeln auf allen Ebenen stets am

 592 Maßstab, soziale und demokratische Rechte zu verteidigen und konkrete Verbesserungen
 593 im Alltag der großen Mehrheit der Menschen zu erkämpfen. Wir werden eventuelle 
 594 Minderheitsregierungen und ihre einzelnen Regierungsmaßnahmen sowie 
 595 Regierungsbeteiligungen nur mit diesem Maßstab unterstützen. Wir wägen dabei genau 
 596 ab, welche Auswirkungen die Unterstützung einer Regierung auf die demokratische 
 597 Entwicklung hat.Deswegen bekräftigen wir unsere Oppositionsrolle gegen Militarisierung, 

Sozialabbau, Naturzerstörung und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit. Wir wollen 
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angesichts des Erstarkens der Rechten die 

Begründung
Antifaschismus heißt Demokratie selber machen und Opposition, nicht Minderheitsregierung:

Ingar Solty, „Gegen den linken Todestrieb. Mit konsequenter sozialistisch-antimilitaristischer 
Oppositionspolitik kann Die Linke stärkste Kraft diesseits der Union werden“, neues deutschland, 
21.7.25: 
„Die Linke ist also auf die Rolle der konsequentesten Opposition festgelegt, zumal ihre verteilungs- 
und klimapolitischen Forderungen jetzt in einen Gegensatz zur Hochrüstung geraten, da der 
Schuldendienst Sozialabbau erzwingt.“

Antrag L.1.591.2
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 591
 591 niemals Selbstzweck: Wir verstehen uns auch dort als organisierende Klassenpartei. Wir messen 

unser politisches Handeln auf allen Ebenen stets am 

Antrag L.1.592.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 592 - 593
 592 Maßstab, soziale und demokratische Rechte zu verteidigen und konkrete Verbesserungen 
 593 im Alltag der großen Mehrheit der Menschen zu zu erkämpfen und konkrete Verbesserungen im 

Alltag der großen Mehrheit der Menschen zu erreichen. Wir werden eventuelle 

Antrag L.1.593.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 593 - 599
 593 im Alltag der großen Mehrheit der Menschen zu erkämpfen. Wir werden eventuelle 
 594 Minderheitsregierungen und ihre einzelnen Regierungsmaßnahmen sowie 
 595 Regierungsbeteiligungen nur mit diesem Maßstab unterstützen. Wir wägen dabei genau 
 596 ab, welche Auswirkungen die Unterstützung einer Regierung auf die demokratische 
 597 Entwicklung hat.uns nicht an einer Regierung mit der CDU oder einer Allparteien-Regierung 

gegen die AfD beteiligen oder eine vertragliche Duldung einer Regierung als Vorstufe einer 
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Koalition, weil dies die AfD nur stärken wird. Wir werden nicht an einer sogenannten 
„Expertenregierung“ teilnehmen oder sie fordern, wie das BSW und einige Medien es heute 
lautstark tun. Wir wollen angesichts des Erstarkens der Rechten die

 598 parlamentarische und außerparlamentarische Demokratie ausbauen, nicht noch weiter
 599 schwächen. Wir werden eventuelle Minderheitsregierungen und ihre einzelnen 

Regierungsmaßnahmen sowie Regierungsbeteiligungen nur mit diesem Maßstab unterstützen. 
Wir wägen dabei genau ab, welche Auswirkungen die Unterstützung einer Regierung auf die 
demokratische Entwicklung hat.

Begründung
Wenn wir nicht die "Regierungsfrage" beantworten, wird sie uns von außen beantwortet und das wird 
nicht gut sein.

Antrag L.1.593.2
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 593 - 599
 593 im Alltag der großen Mehrheit der Menschen zu erkämpfen. Wir werden eventuelle 
 594 Minderheitsregierungen und ihre einzelnen Regierungsmaßnahmen sowie 
 595 Regierungsbeteiligungen nur mit diesem Maßstab unterstützen. Wir wägen dabei genau 
 596 ab, welche Auswirkungen die Unterstützung einer Regierung auf die demokratische 
 597 Entwicklung hat. Wir wollen angesichts des Erstarkens der Rechten die 
 598 parlamentarische und außerparlamentarische Demokratie ausbauen, nicht noch weiter 
 599 schwächen.

Antrag L.1.593.3
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Kommunistische Plattform, Ellen Brombacher (Del. BV Berlin - 
Mitte) Uwe Fiedler (Del. SV Leipzig) und weitere

Zeile 593 - 597
 593 im Alltag der großen Mehrheit der Menschen zu erkämpfen. Wir werden eventuelle 
 594 Minderheitsregierungen und ihre einzelnen Regierungsmaßnahmen sowie 
 595 Regierungsbeteiligungen nur mit diesem Maßstab unterstützen. Wir wägen dabei genau 
 596 ab, welche Auswirkungen dieDie Unterstützung einer Regierung auf die demokratische 
 597 Entwicklung hatvon Minderheitsregierungen sowie Regierungsbeteiligungen, die unser Profil als 

wirkliche Alternative zum neoliberalen Kartell beschädigen und unser Vertrauen unter der 
Bevölkerung nachhaltig untergraben, lehnen wir ab. Wir wollen angesichts des Erstarkens der 
Rechten die 

Begründung
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Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.599.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 599
 599 schwächen. Das allein reicht aber nicht aus. Wenn wir der Pol der Hoffnung für eine bessere Welt 

sein und das Leben der Mehrheit wirklich verbessern wollen, dann brauchen wir auch auf 
Bundesebene eine politische Veränderungsperspektive.

Wir wollen dazu einen geeigneten Diskussions- und Verständigungsprozess organisieren, in dem 
wir sowohl parteiintern als auch zusammen mit Zivilgesellschaft, Gewerkschaften und sozialen 
Bewegungen Erfahrungen auswerten und Kriterien für unser Handeln erarbeiten, die über die 
regional- und länderspezifischen Realitäten hinaus Orientierung geben können.

Antrag L.1.600.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: Die Linke.SDS

Zeile 600 - 602
 600 Die Hoffnung zu organisieren bedeutet, konkrete Siege zu organisieren. Sei es durch 
 601 Direktmandate, oder die Wahl von Landrätinnen oder Bürgermeistern. Wir kämpfen um 
 602 jedesSolidarität zu organisieren. Wir kämpfen um jede demokratische MandatTeilhabe und jede 

Gemeinde, , wir kämpfen um die gemeinsame Aufrichtung und damit um jede:n (potentielle:n) 
Mitstreiter:in.. Gerade im Osten geht es darum, 

Begründung
„Schönster aller Zweifel aber
Wenn die verzagten Geschwächten den Kopf heben und
An die Stärke ihrer Unterdrücker
Nicht mehr glauben!“
Bertolt Brecht: „Lob des Zweifels“, 1938/39
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Antrag L.1.612.1
Änderungsantrag zu L.1-06

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 612
 612 verwandeln.

Wir wollen die “ganz große Koalition” Bündnisse/Kooperationen mit außerparlamentarischen 
Akteuren, Gewerkschaften und Organisationen, um die Arbeiter*innenbewegung 
zusammenzubringen. Wir wollen das Klassenbewusstsein stärken: Widerstand und die 
Organisierung als Klasse lohnen sich.

Antrag L.1.613.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: KV Oberhavel, Hanno Harnisch (Delegierter, KV Prignitz) und 
Patricia Usée

Zeile 613
 613 7. Helfen, organisieren, kämpfen: Das Steinhaus bauen

(Die drei Schweinchen ist ein Märchen, in welchem die Geschichte von einem Stroh-, einem Holz- 
und einem Steinhaus kämpferisch erzählt wird.)

Begründung
Ohne diesen Hinweis auf den Ursprung der Idee vom Steinhaus ist es schwerverständlich, was wir 
politisch mit diesem Bild wollen.

Antrag L.1.614.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 614
 614 Hoffnung entsteht aus realen Veränderungen, aus realen Siegen in Kombination mit einer 

konkreten Utopie, dass der Fortschritt von Dauer sein wird. Rechte Politik operiert mit der Angst 
- wir setzten die Hoffnung dagegen. Hoffnung auf 

- Seite 132 -



Antrag L.1.617.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 617
 617 Wut und wirkungsvoller Protest gegen den Vermieter und die Vermieterin werden, dann erwächst 

daraus 

Antrag L.1.619.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: KV Mülheim

Zeile 619 - 620
 619 Siege hinaus denken und planen müssen. Wir brauchen eine konkrete Utopie, dass der 
 620 Kapitalismus grundlegend überwunden wird. Aber sie sind der Grundstein für größere 

Begründung
Hinweis der Antragskommission: Dieser ÄA steht in Verbindung mit ÄA L.1.565.1

In einem Interview bei WDR 5 wurde Jan van Aken gefragt, welche Person ihn politisch am meisten 
beeindruckt hat. Er nannte die Schulleiterin von der Schule seiner Kinder. Weshalb? Sie fragte uns, 
wie die Schule aussehen würde, wenn sie frei entscheiden und träumen könnten. Als wir das 
entworfen hatten, sagte sie: „Und jetzt machen wir das.“ So ist es dann passiert.

Ein Bild der Utopie, wie es werden könnte, wenn es besser wäre, gibt Orientierung und einen Raum 
für nach vorne gewandte und zuversichtliche Gefühle. Eine Vorstellung davon zu bekommen, wohin 
sich der vielfältige Aktivismus bewegt, wie wir leben wollen, ist wichtig, um die vielen konkreten 
Punkte, für die die Linke eintritt und die hier in dem Leitantrag benannt werden, zu bündeln und 
ihnen eine Richtung zu geben, es fassbar zu machen, als ein Ganzes zu begreifen und nachvollziehen 
zu können, zu welchem Punkt im Prozess das einzelne Modul gehört und wozu es gut ist.

Es verschiebt die Ausrichtung von reiner Opposition und Kritik mit dem Blick auf das viele, was nicht 
funktioniert und dem Hang zu Negativität und Überanalyse hin zum Aufbau des Neuen, zu etwas 
Konstruktivem und dem Kampf für etwas, dass das Alte obsolet macht, statt sich im reinen Gegen 
etwas sein zu verheddern.

Mit den beiden Sätzen im Fließtext anderer Punkte geht die Bedeutung dessen aktuell unter; mit 
einem eigenen Abschnitt wird es mehr in den Fokus gerückt und bekommt den Stellenwert, den es 
als Dach braucht.
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Antrag L.1.624.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: Die Linke.SDS

Zeile 624 - 626
 624 Nicht alleAlle Menschen können jeden Tag selbstsolidarisch für ihre Sachegemeinsamen 

Interessen einstehen. Deswegen ist es
 625 unser Ziel, dass es überall in der Partei Hilfe und Unterstützung für diejenigen

Bildung und Kultur gibt, sowie Hilfe und Unterstützung zur Selbsthilfe für diejenigen, die sie 
brauchen. Kein Anliegen darf uns zu klein groß sein, keine Utopie zu fern. Wir wissen, dass nicht 

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag L.1.649.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: Linksjugend ['solid]

Zeile 649
 649 wir Angebote zur Organisierung.

Zu einer langfristigen Verankerung gehört, dass wir als Partei nah
bei den arbeitenden Menschen und ihrer Lebensrealität bleiben. Auch
für die Demokratie innerhalb der Partei ist es wichtig, dass
Amtsträgerinnen und Amtsträger sich nicht von der einfachen
Mitgliedschaft abheben. Wir wollen darum den Lohn unserer
Abgeordneten im Bundestag und in den Landtagen deckeln, damit ihr
Einkommen das durchschnittlichen Nettoeinkommen nicht übersteigt.
Der Gehaltsdeckel soll die besonderen Lebenssituationen, etwa
Verantwortung für Kinder, Sorgearbeit oder familiäre Belastungen,
berücksichtigen. Das übrige Geld soll in einen Sozialfonds
fließen.

Antrag L.1.658.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: KV Werra-Meissner

Zeile 658
 658 besten Ergebnisse erzielt und uns im Westen stärker etabliert.

Das Linke Hinterland sichtbar machen und stärken

Die Linke muss für diese Etablierung ihre lokale Verankerung besonders dort systematisch 
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stärken, wo sie bisher nicht selbstverständlich präsent ist: in ländlichen Räumen, Kleinstädten, 
Flächenlandkreisen und Regionen ohne starke hauptamtliche Strukturen. Die großen politischen 
Fragen unserer Zeit, soziale Sicherheit, Klimagerechtigkeit, Frieden, Antifaschismus, 
demokratische Teilhabe und öffentliche Daseinsvorsorge, werden für viele Menschen im Alltag 
auf dem Land konkret: beim Bus, der nicht fährt, kaputten Strassen, beim geschlossenen 
Schwimmbad oder der Sparkassenfiliale, bei steigenden Gebühren, fehlenden Jugendräumen, 
Kürzungshaushalten, steigenden Grundsteuern, Auslagerung wichtiger kommunaler Tätigkeiten 
ins Ehrenamt, rechten Einschüchterungen und dem Verlust öffentlicher Treffpunkte und 
Leerstand ganzer Ortskerne.

Lokale Verankerung entsteht nicht allein durch richtige Forderungen, digitale Austauschformate 
oder bundesweite Kampagnen. Sie entsteht dort, wo Menschen die Linke als ansprechbare, 
solidarische und handlungsfähige Kraft erleben. Dafür braucht es Kreisverbände, Aktive und 
Mandatsträger*innen, die vor Ort arbeitsfähig sind, Konflikte aufnehmen, Räume schaffen, 
Menschen zusammenbringen und bundesweite Kampagnen in konkrete lokale 
Auseinandersetzungen übersetzen können.

In den letzten Jahren sind dafür wichtige Ansätze entstanden: mehr Austauschformate, digitale 
Schulungen, Kampagnen für ländliche Räume, kommunalpolitische Materialien und 
Bildungsangebote für Aktive und Mandatsträge*rinnen. Diese Entwicklungen sind wertvoll und 
müssen gestärkt werden. Zugleich reichen einzelne Zooms, Kampagnen und Materialien nicht 
aus, wenn lokale Strukturen dauerhaft handlungsfähig sein sollen. Die Linke darf lokale 
Verankerung nicht dem Zufall, einzelnen besonders belastbaren Genoss*innen oder der 
Selbstausbeutung aktiver Kreisverbände überlassen.

Der Parteivorstand wird daher beauftragt, gemeinsam mit den Landesverbänden, der BAG 
Kommunalpolitik, bestehenden Vereinen wie Kommune Links und erfahrenen Awareness 
Strukturen, ein verbindliches Unterstützungsprogramm für lokale Verankerung und 
kommunalpolitische Handlungsfähigkeit weiterzuentwickeln, öffentlich sichtbar zu machen und 
finanziell abzusichern. Dabei sollen insbesondere Kreisverbände, lokale Aktive, kommunale 
Fraktionen und Mandatsträger*innen in ländlichen Räumen, Kleinstädten, Flächenlandkreisen 
und Regionen ohne starke hauptamtliche Unterstützung erreicht werden.

Das Unterstützungsprogramm soll mindestens folgende Bausteine umfassen:

Niedrigschwellige strategische Beratung und Prozessbegleitung für Kreisverbände, lokale 1. 
Initiativen, Fraktionen und kommunale Mandatsträger*innen bei konkreten lokalen 
Auseinandersetzungen, etwa um Kürzungshaushalte, Privatisierungen, Schließungen 
öffentlicher Einrichtungen, steigenden Gebühren, soziale Infrastruktur, Klimaanpassung, 
Mobilität, rechte Angriffe oder den Verlust öffentlicher Räume.

Unterstützung dabei, bundesweite Kampagnen, politische Schwerpunkte und vorhandene 2. 
Materialien in lokale Praxis zu übersetzen. Bestehende Materialien und erfolgreiche Ansätze 
sollen besser auffindbar, aktualisiert, politisch eingeordnet und praktisch nutzbar gemacht 
werden. Kampagnen des Bundesverbandes sollen systematisch daraufhin geprüft werden, wie 
sie dauerhaft in ländlichen Räumen, Kleinstädten und Flächenlandkreisen umgesetzt werden 
können.

Regelmäßige Schulungen und Beratungsangebote zu lokaler Organisierung, 3. 
Kreisverbandsaufbau-und Pflege, Mitgliederaktivierung, Öffentlichkeitsarbeit, 
Bürger*innenbeteiligung, Kampagnenplanung, kommunalen Haushalten, 
Beteiligungsberichten, kommunalen Unternehmen, Vergabe und Rekommunalisierung. Ziel ist 
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nicht nur Wissensvermittlung, sondern der Aufbau arbeitsfähiger und stabiler lokaler 
Strukturen im Kreisverband und in lokalen Parlamenten, insbesondere für 
"Einzelkämpfer*innen" in kleineren Gemeindevertretungen.

Unterstützung beim Aufbau und Erhalt lokaler politischer Infrastruktur. Der Parteivorstand soll 4. 
gemeinsam mit den Landesverbänden prüfen, wie Kreisverbände bei Geschäftsstellen, 
Materiallagern, offenen Treffpunkten, Bürger*innensprechstunden und lokalen 
Veranstaltungsformaten finanziell und organisatorisch unterstützt werden können. Gerade 
dort, wo es keine linken Zentren, keine bezahlbaren oder für die Linke zugängliche Räume 
sowie keine gewachsene außerparlamentarische Infrastruktur gibt, sind solche Orte 
Voraussetzung für dauerhafte Präsenz.

Verlässlicher Zugang zu rechtlicher Erstberatung und Rechtsbeistand. Kreisverbände, lokale 5. 
Aktive und kommunale Mandatsträgerinnen brauchen Unterstützung bei rechtlichen 
Unsicherheiten, Unterlassungsdrohungen, Strafanzeigen, Angriffen auf Mandatsrechte, 
Akteneinsicht, Datenschutzfragen, Miet- und Nutzungsverträgen, Versammlungsrecht, 
Hausrecht, Befangenheitsvorwürfen und Einschüchterungsversuchen durch politische 
Gegnerinnen. Der Parteivorstand soll gemeinsam mit den Landesverbänden prüfen, wie ein 
rechtlicher Unterstützungsfonds, anwaltliche Erstberatung oder ein Pool erfahrener linker 
Jurist*innen für lokale und kommunalpolitische Konflikte aufgebaut beziehungsweise 
zugänglich gemacht werden kann.

Maßnahmen gegen Überlastung, Vereinzelung und Burnout in lokaler Parteiarbeit und 6. 
kommunalpolitischer Praxis. Kreisverbandsarbeit, kommunale Mandate, Wahlkämpfe und 
lokale Konflikte werden häufig von wenigen Aktiven getragen, oft zusätzlich zu Erwerbsarbeit, 
Sorgearbeit und weiteren Parteifunktionen. Das Unterstützungsprogramm soll deshalb 
Angebote zu Arbeitsbegrenzung, Rollenklärung, kollegialer Beratung, Konfliktmoderation, 
Schutz vor Anfeindungen, mentaler Vorsorge und solidarischer Aufgabenverteilung enthalten.

Der Parteivorstand legt dem nächsten Bundesparteitag einen Bericht darüber vor, welche 
Maßnahmen umgesetzt wurden, welche Mittel dafür bereitgestellt wurden, wie bestehende 
Angebote gestärkt und mit den Landesverbänden verzahnt wurden und wie insbesondere 
Kreisverbände in ländlichen Räumen, Kleinstädten und strukturschwachen Regionen erreicht 
wurden.

Begründung
Der Leitantrag beschreibt zu Recht, dass Die Linke sich stärker im Alltag der Menschen verankern 
muss. Daraus folgt eine konkrete organisationspolitische Aufgabe: Wenn unsere politischen 
Forderungen nicht abstrakt bleiben sollen, müssen sie vor Ort handlungsfähig werden: in Städten, 
Gemeinden, Landkreisen, Stadtteilen und Dörfern. Gerade kommunale Daseinsvorsorge ist der 
Bereich, in dem Menschen unmittelbar erleben, ob Politik ihr Leben verbessert oder verschlechtert. 
Deshalb muss Die Linke ihre lokale und kommunalpolitische Arbeit materiell, organisatorisch, 
rechtlich und mental absichern.

Es gibt bereits wichtige Ansätze, Materialien und Erfahrungen, etwa über das Kampagnenteam der 
Bundesgeschäftsstelle, die BAG Kommunalpolitik und einzelne Landesverbände. Entscheidend ist 
nun, dieses Wissen verbindlich zugänglich zu machen, mit Beratung zu verbinden und finanziell 
abzusichern. Viele Kreisverbände wissen nicht, wie sie bundesweite Kampagnen oder 
Beratungsangebote ohne Räume vor Ort umsetzen können, haben keine Kapazitäten, Materialien auf 
ihre konkrete Lage anzupassen, oder stehen in lokalen Konflikten ohne ausreichende Rückendeckung 
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da.

Besonders in ländlichen Räumen, Kleinstädten und Flächenlandkreisen wird linke Arbeit häufig von 
wenigen Aktiven getragen. Sie organisieren Kreisverbände, schreiben Anträge, sitzen in Ausschüssen, 
machen Pressearbeit, führen Kampagnen, beantworten Bürger*innenanliegen und halten lokale 
Räume und Strukturen am Laufen. Hinzu kommen lange Wege, fehlende hauptamtliche 
Unterstützung, rechtliche Unsicherheiten, rechte Anfeindungen und persönliche Überlastung.

Wenn Die Linke lokal stärker werden will, reichen punktuelle Angebote, digitale Austauschformate 
und allgemeine Appelle nicht aus. Lokale Verankerung entsteht durch Infrastruktur, Beratung, 
rechtliche Rückendeckung, finanzielle Unterstützung und Schutz vor Überlastung. Wer will, dass Die 
Linke auch außerhalb großer Städte sichtbar, glaubwürdig und handlungsfähig ist, muss die Aktiven 
vor Ort stärken, absichern und entlasten.

Der Änderungsantrag ergänzt den Leitantrag deshalb um einen konkreten Organisationsauftrag: Die 
Linke muss die Strukturen schaffen, die es Kreisverbänden, lokalen Aktiven und 
kommunalpolitischen Mandatsträger*innen ermöglichen, die großen politischen Fragen in konkrete 
Kämpfe vor Ort zu übersetzen.

Antrag L.1.664.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: BV Hamburg-Altona

Zeile 644
 644 Das bedeutet: Wir müssen uns dort verankern, wo wir noch nicht so präsent sind. Z.B. in den 

Betrieben, in denen wir mit den Kolleg*innen Betriebs- oder Personalratswahlen organisieren 
und die Gewerkschaften gegen einen sozialpartnerschaftlichen Kurs unterstützen. Egal 

Begründung
Im Leitantrag auf dem Parteitag in Chemnitz vor einem Jahr war der Aufbau der Partei zu einer 
organisierenden Klassenpartei ein wichtiges strategisches Ziel. Leider wird in diesem Leitantrag nicht 
mehr darauf Bezug genommen.

Aber um Durchsetzungskraft zu erreichen und das Feld nicht der AfD zu überlassen, ist das eine 
überlebenswichtige gesellschaftliche Aufgabe.

Die Klasse zu organisieren ist ein langfristiger Prozess. Zuerst müssen wir uns einen Überblick 
verschaffen, wo unsere Genoss*innen arbeiten, wo oder ob sie gewerkschaftlich organisiert sind, ob 
es in „ihren“ Betrieben einen Betriebs-, Personalrat oder eine Mitarbeiter*innenvertretung gibt, ob 
sie ev, selbst BR-Mitglied sind oder eine Funktion in der Gewerkschaft inne haben. Auf der Grundlage 
müssen wir die Arbeit in den Betrieben und den Gewerkschaften intensivieren oder z.T. auch 
überhaupt erst aufbauen. Es ist deswegen wichtig,sich auf  Bundesparteitagen zu vergewissern wie 
weit  die Arbeit gedient ist und vom Stand der Umsetzung dieser Arbeit in den einzelnen Ländern zu 
berichten. .

Wir wissen auch: Die AfD schläft nicht und versucht in Betrieben und Gewerkschaften Fuß zu fassen.
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Antrag L.1.668.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: KV Freiburg

Zeile 668 - 669
 668 Arbeit an der Basis, in inhaltlichen Diskussionen und im öffentlichen Raum. Wir 
 669 diskutieren hart in der Sache, sprechen einander aber nicht ab, Linke zu sein.

Begründung
Links zu sein an Parteizugehörigkeit zu koppeln ist gelinde gesagt Schwachsinn. Es können sowohl 
Menschen, die nicht in Der Linken sind, links sein, als auch Menschen in Der Linken sein, die nicht 
links sind.

Wir verlangen beim Parteieintritt von niemandem, dass sie/er ihre/seine politischen Ziele offenlegt. 
Als solches wird es immer wieder Bewegungen in unserer Partei geben, die nichts mit linker Politik zu 
tun haben. Zu beschließen, dass wir diese nicht mehr als nicht links betiteln dürfen, wäre ein 
erheblicher Einschnitt in unsere Fähigkeit, diese wieder loszuwerden.

Antrag L.1.677.1
Änderungsantrag zu L.1-07

Antragsteller*in: BAG Antikapitalistische Linke

Zeile 677
 677 werden wir erfolgreich sein.

Auf dem Bundesparteitag in Chemnitz haben wir beschlossen, eine organisierende Klassenpartei 
zu werden. Das muss weiterhin die Leitlinie sein:

"Leitplanken unserer sozialistischen Mitglieder-Partei

1) Die Linke muss eine organisierende Klassenpartei werden, die die Menschen in ihrer Vielfalt 
anspricht und an ihrer Seite für ihre Interessen eintritt. Die Linke versteht sich als moderne 
sozialistische Partei der arbeitenden Klasse. Wir haben den Anspruch, die Interessen unserer 
Klasse zu vertreten. Zu dieser Klasse gehören all jene, die dazu gezwungen sind, ihre Arbeitskraft 
zu verkaufen, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten - also die übergroße Mehrheit in unserer 
Gesellschaft. Die arbeitende Klasse ist vielfältig: Zu ihr gehören Angestellte, Selbstständige wie 
Arbeiterinnen, ob in der Industrie, in der Pflege, im Büro, in der Landwirtschaft oder im 
Warenlager. An vielen Orten in diesem Land ist diese Klasse stark durch die Migrationsgeschichte 
vieler ihrer Mitglieder geprägt. Zu ihr gehören auch diejenigen, die unbezahlte Sorgearbeit 
verrichten, allen voran Frauen. Zu ihr gehören selbstverständlich auch all jene, die nicht oder 
nicht mehr arbeiten können. Die Stärke all dieser Menschen liegt darin, sich in ihrer Klasse 
zusammenzuschließen, im Bewusstsein ihrer gemeinsamen Interessen. Wir lassen uns nicht 
spalten. Für uns gilt der Grundsatz: niemals allein, immer gemeinsam.

Wir betrachten es als die zentrale Aufgabe der Linken, sich in der Arbeiter*innenklasse zu 
verwurzeln, um die Durchsetzungskraft von uns allen gegen „die da oben“ zu erhöhen. Dafür 
müssen wir es schaffen, die Arbeiter*innenklasse in ihrer Vielfalt wieder anzusprechen. Dazu 
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wollen wir beitragen, indem wir uns gezielt in den Betrieben und den Stadtvierteln organisieren.

Betriebliche Praxis und Ausbildung: Wir möchten Konzepte entwickeln, wie unsere Genoss*innen 
an ihrem Arbeitsplatz die Gewerkschaftsbewegung stärken können. Wir möchten eine 
betriebliche Praxis der Linken entwickeln und betrieblich aktive Mitglieder dazu ausbilden, ihre 
Gewerkschaftsstrukturen vor Ort zu unterstützen. Dafür wollen wir dort anfangen, wo 
Kolleg*innen sich bereits organisieren und linker Politik gegenüber besonders aufgeschlossen 
sind - beispielsweise im Gesundheitssektor. Um diese Strategie voranzutreiben wollen wir einen 
Überblick darüber gewinnen, in welchen Branchen unsere Mitgliedschaft arbeitet und diese 
dann gezielt einbinden. Wir wollen außerdem eine Strategie dafür entwickeln, wie wir in 
Sektoren stärker werden, in denen bislang die AfD besonders viel Zustimmung erfährt, 
beispielsweise im Handwerk oder der Produktionsarbeit."
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Antrag P.02.01.1
Änderungsantrag zu P.02

Antragsteller*in: Die Linke Sachsen Landesinklusionsteam

Zeile 1

 1 Antrag gegenGegen das Vergessen - für mehr inklusive Teilhabe!

Zeile 2 - 8

 2 Der Kampf gegen den Faschismus ist der Partei Die Linke ein zentrales Anliegen,
 3 welches sie seit Jahrzehnten verfolgt und bereits große Erfolge erzielen konnte. Auch
 4 beim Thema Inklusion ist die Partei die Linke seit Jahren Vorreiter.
 5 Leider beobachten Menschen mit Behinderungen eine zunehmende
 6 Behindertenfeindlichkeit, die ihre Wurzeln in der NS Zeit hat. Dies ergibt sich aus
 7 der sehr großen Unwissenheit in der Gesellschaft über den Umgang mit Menschen mit
 8 Behinderung in der NS-Zeit.

Die Linke setzt sich dafür ein, daß Menschen mit Behinderungen in allen gesellschaftlichen 
Bereichen nicht diskriminiert werden und gleichberechtigt teilhaben können. Dafür braucht es 
Aufklärung und politische Bildung. Damit Menschen mit Behinderungen ein selbstbestimmtes 
Leben führen können, braucht es Teilhabe und den Abbau von Barrieren. Daß die Regierung die 
Eingliederungshilfe jetzt drastisch kürzen will, ist der völlig falsche Weg, dem wir uns 
entgegenstellen.

Die Linke setzt sich dafür ein, daß das Gedenken an die faschistischen Verbrechen und die 
systematische Ermordung von Menschen mit Behinderungen in Deutschland weiterhin lebendig 
bleibt und gestärkt wird. Wir fordern, die Gedenkstätten finanziell besser auszustatten, damit 
diese inklusiver werden. Das betrifft nicht nur bauliche Aspekte, sondern auch daß Menschen 
mit Behinderungen haupt- oder ehrenamtlich eingestellt werden und Weiterbildungsangebote 
übernommen werden. Die politische Bildung muß in und außerhalb von Schulen ausgeweitet 
werden.

Begründung
Wir beobachten mit Sorge, daß die Behindertenfeindlichkeit in Deutschland (wieder) steigt. Immer 
mehr Menschen mit Behinderungen erleben Diskriminierung. Die Zunahme von 
Behindertenfeindlichkeit in Deutschland macht uns betroffen. Die Verbrechen an Menschen mit 
Behinderungen geben uns Verantwortung, uns für bessere Inklusion und Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen einzusetzen.

In der Erinnerungskultur der Linken haben die Opfer der Aktion T4 („Euthanasie“) einen festen Platz.
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Antrag P.02.02.1
Änderungsantrag zu P.02

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 2 - 8
 2 Der Kampf gegen den Faschismus ist der Partei Die Linke ein zentrales Anliegen, 
 3 welches sie seit Jahrzehnten verfolgt und bereits große Erfolge erzielen konnte. Auch 
 4 beim Thema Inklusion ist die Partei die Linke seit Jahren Vorreiter.
 5 LeideWir beobachten Menschen mit Behinderungenmit Sorge, dass die Behindertenfeindlichkeit 

in Deutschland (wieder) steigt. Immer mehr Menschen mit Behinderungen erleben 
Diskriminierung. Die Zunahme von Behindertenfeindlichkeit in Deutschland macht uns betroffen. 
Die Verbrechen an Menschen mit Behinderungen während der NS-Zeit geben uns eine 
zunehmende 

 6 Behindertenfeindlichkeit, die ihre Wurzeln in der NS Zeit hat. Dies ergibt sich aus 
 7 der sehr großen Unwissenheit in der Gesellschaft über den Umgang mit Menschen mit 
 8 Behinderung in der NS-Zeit.Verantwortung, uns für bessere Inklusion und Teilhabe einzusetzen. 

In der Erinnerungskultur der Linken haben die Opfer der Aktion T4 („Euthanasie“) und der 
systematische Mord an Menschen mit Behinderungen einen festen Platz.

Der Parteitag beschließt:

Die Linke setzt sich dafür ein, dass Menschen mit Behinderungen in allen gesellschaftlichen 
Bereichen nicht diskriminiert werden und gleichberechtigt teilhaben können. Dafür braucht es 
Aufklärung und politische Bildung. Damit Menschen mit Behinderungen ein selbstbestimmtes 
Leben führen können, braucht es Teilhabe und den Abbau von Barrieren. Dass die Regierung die 
Eingliederungshilfe jetzt drastisch kürzen will, ist der völlig falsche Weg, dem wir uns 
entgegenstellen.

Die Linke setzt sich dafür ein, dass das Gedenken an die faschistischen Verbrechen und die 
systematische Ermordung von Menschen mit Behinderungen in Deutschland weiterhin lebendig 
bleibt und gestärkt wird. Wir wünschen, Gedenkstätten finanziell besser auszustatten und 
politische Bildung zu den NS-Verbrechen in und außerhalb der Schule auszuweiten.

Zeile 9 - 10
 9
 10

Die Partei möge ihren bereits begonnen positiven Weg fortsetzen und weiter
intensivieren. Dazu beschließen wir folgende Maßnahmen:

Zeile 11 - 12
 11

 12

Die Partei die Linke in Sachsen distanziert sich von der im Antrag beschriebenen
Sicht auf Menschen mit Behinderungen und den Verbrechen gegen sie.

Zeile 13 - 15
 13

 14

 15

Die Inklusion von Menschen mit Behinderung, sowohl in die Gesellschaft, als auch
in unserer Partei ist uns ein wichtiges Anliegen und soll weiter vorangetrieben
werden.

Zeile 16
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 16 Die Linke setzt sich für eine bessere Aufarbeitung und Aufklärung ein.

Zeile 17 - 19
 17

 18

 19

Sie unterstützen politisch Maßnahmen, Initiativen und Personen, die sich dafür
einsetzten. Sie trägt durch politisches Wirken dazu bei, dass sich die prekäre
Situation der Gedenkstätten in Deutschland verbessert.

Zeile 20 - 21
 20

 21

Die Leugnung und die Verharmlosung oder Verharmlosung der Aktion T4 soll
strafbar werden.

Begründung
Im Ersetzungsantrag werden die sehr berechtigten Anliegen der AS konkretisiert und ergänzt.

Antrag P.02.21.1
Änderungsantrag zu P.02

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 21
 21 strafbar werden.

Erinnerungspolitik darf Opfergruppen nicht gegeneinander ausspielen. Die Aufarbeitung 
ableistischer NS-Verbrechen muss die Verbindungen zu gruppenbezogener, rassistischer 
Menschenfeindlichkeit wie z.B. Antisemitismus, Antiziganismus, Anti-Schwarzer Rassismus und 
weiteren Formen berücksichtigen, ohne die spezifische Verfolgung und Ermordung von 
Menschen mit Behinderungen zu relativieren.

Begründung
Die Verbrechen an Menschen mit Behinderungen müssen eigenständig sichtbar gemacht werden. 
Zugleich beruhte die nationalsozialistische Vernichtungspolitik auf verschiedenen miteinander 
verbundenen Ideologien der Ungleichwertigkeit. Eine solidarische Erinnerungspolitik muss diese 
Zusammenhänge benennen, ohne einzelne Opfergruppen zu hierarchisieren.

Antrag P.04.2.1
Änderungsantrag zu P.04

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 2 - 3
 2 Der Parteivorstand organisiert mit Unterstützung der BAG Betrieb & Gewerkschaft und der BAG 

Migrantische Linke / LINKS*KANAXeinen
 3 Ratschlag „Organisierende Klassenpartei“.

Der Ratschlag soll die Arbeits- und Organisierungserfahrungen migrantischer, rassifizierter und 
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geflüchteter Beschäftigter ausdrücklich einbeziehen und die BAG Migrantische Linke / 
LINKS*KANAX kann hierbei unterstützen. Dazu gehören insbesondere prekäre Beschäftigung, 
Plattformarbeit, Reinigungsarbeit, Pflege, Gastronomie, Bau, informelle Arbeit sowie 
Abhängigkeiten durch Aufenthaltsstatus oder Anwerbestrukturen.

Begründung
Migrantisierte und von Rassismus betroffene Menschen sowie Geflüchtete sind vom Klassismus 
stärker betroffen. Eine antiklassistische Politik kann nicht erfolgreich sein, ohne dabei 
intersektionale Perspektiven zu berücksichtigen und zu inkludieren.

Antrag P.05.15.1
Änderungsantrag zu P.05

Antragsteller*in: Linksjugend ['solid]

Zeile 13
 13 sindsind, die eigene Berufsbezeichnung, sowie der aktuelle Arbeitsplatz, bzw. Bildungsstätte.

Zeile 25
 25 IV. Im Beitrittsformular wird erfasstdie eigene Berufsbezeichnung, der aktuelle Arbeitsplatz, bzw. 

Bildungsstätte abgefragt. Auch wird gefragt, ob man Teil einer Gewerkschaft ist. Falls dies 

Begründung
Eine nachhaltige Verankerung in Betrieb und Gewerkschaft bleibt drängendes Anliegen 
sozialistischer Politik. Entsprechend sollte die Gelegenheit für das hier vorgeschlagene Mapping 
unter Mitgliedern direkt auch die Berufsbezeichnung und den konkreten Arbeitsplatz, bzw. Betrieb 
erfassen. Dies ermöglicht es Gliederungen der Partei perspektivisch auch gezielt Genoss*innen in 
einzelnen (Groß-)Betrieben miteinander zu vernetzen, um sie zu politischer Arbeit in den 
betrieblichen Gremien, als auch im betrieblichen Alltag am Arbeitsplatz zu ermächtigen. Mit dem 
Mitgliederzuwachs des letzten Jahres sind zudem unglaublich viele junge Genoss*innen in unsere 
Partei und den Jugendverband geströmt und wir lassen viel Potenzial ungenutzt, wenn wir nicht 
erheben an welcher Bildungsstätte sie konkret einen Großteil ihres Alltags verbringen. Insbesondere 
die aktuelle Schulstreikbewegung hat wieder mal gezeigt, was möglich ist, wenn sich Schüler*innen 
für eine bessere Welt zusammentun.

Antrag P.05.18.1
Änderungsantrag zu P.05

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 18
 18 d.) Welche Gründe Mitglieder haben, insbesondere mit Blick auf Sprachbarrieren, 

Aufenthaltsstatus, prekäre Beschäftigung, Scheinselbstständigkeit, informelle Arbeit, rassistische 
Diskriminierung oder Angst vor arbeitsrechtlichen beziehungsweise aufenthaltsrechtlichen 
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Folgen, wenn sie nicht gewerkschaftlich organisiert sind 

Begründung
Gewerkschaftliche Organisierung scheitert nicht nur an fehlender Information. Gerade migrantische, 
rassifizierte und prekär beschäftigte Menschen stoßen auf strukturelle Hürden: unsicherer 
Aufenthaltsstatus, Abhängigkeit vom Arbeitgeber, Sprachbarrieren, Scheinselbstständigkeit, 
informelle Arbeit oder Angst vor Repression. Dazu kommt auch, dass die Mitgliederbeiträge von 
Gewerkschaften für Geringverdienende oft zu hoch sind, sodass sie von ihrem Schutz ausgeschlossen 
werden. Diese Gründe müssen erfasst werden, wenn die Partei gewerkschaftliche Organisierung 
stärken will.

Antrag P.06.38.1
Änderungsantrag zu P.06

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 38
 38 Konsumverbotszonen (§ 24 MedCanG).

Dabei ist zu berücksichtigen, dass polizeiliche und ordnungsbehördliche Maßnahmen nicht alle 
Menschen gleichermaßen treffen. Rassifizierte und migrantisierte Patient*innen sind besonders 
gefährdet, im Zusammenhang mit Cannabis kontrolliert, stigmatisiert oder kriminalisiert zu 
werden. Die Regelungen müssen deshalb diskriminierungssensibel ausgestaltet und umgesetzt 
werden.

Begründung
Die medizinisch notwendige Einnahme von Cannabis darf nicht zu zusätzlicher Kriminalisierung 
führen. In der Praxis treffen Kontrollen und ordnungsbehördliche Maßnahmen rassifizierte und 
migrantisierte Menschen häufig besonders stark. Gesundheits-, Behinderten- und Drogenpolitik 
müssen deshalb auch institutionellen Rassismus und diskriminierende Kontrollpraxis 
berücksichtigen.

Antrag P.07.25.1
Änderungsantrag zu P.07

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 25
 25 Menschen mit Behinderungen, Mieter*inneninitiativen, Bildungsakteur*innen und 

Bildungsakteur*innen, migrantischen Selbstorganisationen, Geflüchteteninitiativen, 
Antidiskriminierungsberatungen, Migrationsberatungen und antirassistischen Initiativen und 

Begründung
Sozialabbau trifft migrantische und rassifizierte Menschen besonders stark, insbesondere dort, wo 
Beratungs-, Bildungs-, Teilhabe- und Schutzstrukturen gekürzt werden. Ein breites Bündnis gegen 
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Sozialabbau muss deshalb migrantische Selbstorganisationen, Geflüchteteninitiativen und 
antirassistische Strukturen ausdrücklich einbeziehen.

Antrag P.08.40.1
Änderungsantrag zu P.08

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 40
 40 Flüchtlingsräte sind da nur einige Beispiele. Sozialberatung muss nach Möglichkeit 

mehrsprachig, rassismussensibel und diskriminierungskritisch ausgestaltet werden. Bei 
Menschen mit Migrations- oder Fluchtgeschichte sind aufenthaltsrechtliche Schnittstellen, 
Sprachbarrieren, Diskriminierungserfahrungen in Behörden sowie besondere 
Datenschutzbedarfe zu berücksichtigen. Wo nötig, sollen Sprachmittlung, Migrationsberatungen, 
Flüchtlingsräte und Antidiskriminierungsberatungen einbezogen werden. Was ihr immer machen 
könnt, ist 

Begründung
Sozialberatung berührt bei Menschen mit Migrations- und Fluchtgeschichte häufig zusätzlich 
aufenthaltsrechtliche Fragen, Sprachbarrieren und Erfahrungen institutioneller Diskriminierung. Eine 
linke Sozialberatung muss diese Realitäten berücksichtigen, um Betroffene nicht unbeabsichtigt zu 
gefährden oder schlecht zu beraten.

Antrag P.09.01.1
Änderungsantrag zu P.09

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 1
 1 Offenlegungspflicht für alle privaten Aktiengeschäfte von Parlamentarier*innen und 

Regierungsmitgliedern

Antrag P.09.03.1
Änderungsantrag zu P.09

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 3 - 4
 3 von Parlamentarier*innen und Regierungsmitgliedern ein und baut dafür in den Parlamenten 

und in der
 4 Öffentlichkeit Druck für entsprechende Änderungen der AbgeordnetengesetzeAbgeordneten- 

und Minister*innengesetze des Bundes 
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Begründung
Bislang gibt es keine Vorschriften, die Regierungsmitglieder verpflichten, 
Unternehmensbeteiligungen offenzulegen. Nur im Falle, dass Regierungsmitglieder ein 
Abgeordnetenmandat haben, sind sie als Abgeordnete - nicht jedoch als Regierungsmitglied - dazu 
verpflichtet. Diese Regelungslücke führt dazu, dass beispielsweise Bundeswirtschaftsministerin 
Reiche ihre Unternehmensbeteiligung nicht veröffentlichen muss, da sie zwar Mitglied der 
Bundesregierung ist, aber nicht dem Bundestag angehört. Die gleiche Regelunsglücke existiert bei 
den Landesregierungen.  

Antrag P.09.10.1
Änderungsantrag zu P.09

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 10
 10 Profitinteresse von Parlamentarier*innen offenzulegen und zu verhindern. Für Minister*innen 

und (Parlamentarische) Staatssekretär*innen (bzw. Staatsrät*innen) auf Bundes- und 
Länderebene existiert gar keine Verpflichtung, Unternehmensbeteiligungen und Aktiendepots 
detailliert für die Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Der Europarat rügt diese Praxis seit 
Jahren als mangelhafte Transparenz - ebenso wie viele zivilgesellschaftlichen 
Transparenzorganisationen. Interessenkonflikte von Regierungsmitgliedern lassen sich so nicht 
ausreichend verhindern.

Begründung
Die Hinzufügung erläutert die augenblickliche (ungenügende) Regelung für Regierungsmitglieder auf 
Bundes- und Länderebene. 

Antrag P.09.12.1
Änderungsantrag zu P.09

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 12 - 15
 12 Parlamentarier*innen undParlamentarier*innen und Regierungsmitgliedern sowie deren 

Angehörigen, ab Amtsantritt angezeigt und diese
 13 barrierefrei öffentlich gemacht werden. Es soll auch eine außerparlamentarische
 14 Kontrolle, zum Beispiel durch die Steuerbehörden, geben, um sicherzustellen, dass die
 15 Parlamentarier*innenParlamentarier*innen und Regierungsmitglieder der geforderten 

Transparenzpflicht nachkommen.
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Antrag P.09.12.2
Änderungsantrag zu P.09

Antragsteller*in: KV Marburg-Biedenkopf

Zeile 12
 12 Parlamentarier*innen und deren Angehörigen,Parlamentarier*innen ab Amtsantritt angezeigt 

und diese 

Begründung
Die Veröffentlichung der privaten Aktiengeschäfte der Angehörigen der Parlamentarier*innen stellt 
einen Eingriff in deren Privatsphäre dar, da diese sich im Gegensatz zu den Parlamentarier*innen 
nicht verpflichtet haben, für das deutsche Volk zu arbeiten.

Antrag P.10.07.1
Änderungsantrag zu P.10

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 7
 7 der öffentlichen Daseinsvorsorge.der öffentlichen Daseinsvorsorge.

Kürzungen in der öffentlichen Daseinsvorsorge treffen auch Migrationsberatung, Sprachmittlung, 
Antidiskriminierungsarbeit, Jugendhilfe, Geflüchtetenunterstützung und migrantische 
Selbstorganisationen. Diese Strukturen sind keine freiwilligen Extras, sondern Voraussetzung für 
soziale Teilhabe, Schutz vor Diskriminierung und demokratische Beteiligung.

Begründung
Sozialabbau wirkt nicht neutral. Er trifft besonders Menschen, die ohnehin auf Beratung, 
Sprachmittlung, Antidiskriminierungsstrukturen und soziale Infrastruktur angewiesen sind. 
Migrantische und rassifizierte Menschen dürfen in Protesten gegen Kürzungspolitik nicht nur 
mitgemeint sein, sondern müssen ausdrücklich sichtbar werden.

Antrag P.10.21.1
Änderungsantrag zu P.10

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 21 - 22
 21 muss, neben Informationen aus den Parlamenten auch Mittels ausreichenden finanziellen 
 22 Möglichkeiten und Bildungsangeboten das notwendige Handwerkszeug gegeben werden, um 
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Antrag P.11.10.1
Änderungsantrag zu P.11

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 10
 10 Bei der Unterstützung und Organisation von Mieter*inneninitiativen sind rassistische 

Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt, Benachteiligung von Menschen mit Flucht- und 
Migrationsgeschichte, rassifizierten Menschen, sowie Menschen mit unsicherem 
Aufenthaltsstatus ausdrücklich mitzudenken. Mieter*innenorganisierung muss mehrsprachig, 
diskriminierungssensibel und niedrigschwellig gestaltet werden.
Rechtsgrundlage ist der Artikel 15 des Grundgesetzes. Ziel ist es, dauerhaft 

Begründung
Die Wohnungsfrage ist nicht nur eine Klassenfrage, sondern auch eine Frage von Rassismus und 
Ausschluss. Menschen mit Migrationsgeschichte, nicht-deutsch klingendem Namen, Fluchtgeschichte 
oder unsicherem Aufenthaltsstatus erleben auf dem Wohnungsmarkt besondere Diskriminierung. 
Eine linke Mietenbewegung muss diese Realität ausdrücklich berücksichtigen.

Antrag P.12.01.1
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: SV Leipzig

Zeile 1
 1 Linke Grundsätze in der NahostdebatteDebatte, um eine gemeinsame Position in der Linken, zu 

dem Konflikt zwischen Israel und Palästina.

Begründung
Der Begriff “Nahost“ legt nahe, dass in der Diskussion um Lösungsansätze, im Konflikt zwischen Israel 
Palästina, aus einer deutschen oder europäischen Perspektive argumentiert wird. Die Linke möchte 
aber im Sinne Aller, die in Israel und Palästina an einer friedlichen, gemeinsamen Zukunft 
interessiert sind und arbeiten, argumentieren. Daher nehmen wir den Impuls den Begriff 
“Nahostdebatte“ zu überdenken, aus der Sitzung des Stadtvorstandes vom 28.04.2026, mit diesem 
Änderungsantrag auf.

Antrag P.12.01.2
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX, Louise Fessmann (KV 
Karlsruhe), Rocco Jörger (Del. KV Karlsruhe) und weitere

Zeile 1
 1 Linke GrundsätzeDie Situation in der NahostdebatteSWANA (Südwestasien/Nordafrika) 
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solidarisch denken

Begründung
Der Begriff „Naher Osten“ ist ein kolonialer, eurozentrischer Begriff, der Menschen und Regionen von 
außen benennt und dabei Hierarchien einebnet. Der Begriff SWANA benennt Südwestasien und 
Nordafrika präziser und dekolonialer. Hierdurch wird die Vielfalt der Communities in Südwestasien 
und Nordafrika sichtbar, statt sie zu vereinheitlichen oder zu entmenschlichen.

Antrag P.12.03.1
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 3
 3 konsequente Aufklärung und rechtliche Bewertung möglicher Völkerrechtsverstöße 

Antrag P.12.03.2
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX, Louise Fessmann (KV 
Karlsruhe), Rocco Jörger (Del. KV Karlsruhe) und weitere

Zeile 3
 3 konsequente Aufklärung und rechtliche Bewertung möglicherder Völkerrechtsverstöße 

Begründung
Der Begriff „Naher Osten“ ist ein kolonialer, eurozentrischer Begriff, der Menschen und Regionen von 
außen benennt und dabei Hierarchien einebnet. Der Begriff SWANA benennt Südwestasien und 
Nordafrika präziser und dekolonialer. Hierdurch wird die Vielfalt der Communities in Südwestasien 
und Nordafrika sichtbar, statt sie zu vereinheitlichen oder zu entmenschlichen. In Palästina findet ein 
Genozid statt, diese Begriffsverwendung wurde in der Parteiratssitzung am 30. November 2025 
beschlossen und ist somit Parteilinie.

Antrag P.12.07.1
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX, Louise Fessmann (KV 
Karlsruhe), Rocco Jörger (Del. KV Karlsruhe) und weitere

Zeile 7
 7 Staates Palästina hinausläuft und sich gegen die ethnonationalistischen Kräfte , genozidalen 

Kräfte 
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Begründung
Der Begriff „Naher Osten“ ist ein kolonialer, eurozentrischer Begriff, der Menschen und Regionen von 
außen benennt und dabei Hierarchien einebnet. Der Begriff SWANA benennt Südwestasien und 
Nordafrika präziser und dekolonialer. Hierdurch wird die Vielfalt der Communities in Südwestasien 
und Nordafrika sichtbar, statt sie zu vereinheitlichen oder zu entmenschlichen. In Palästina findet ein 
Genozid statt, diese Begriffsverwendung wurde in der Parteiratssitzung am 30. November 2025 
beschlossen und ist somit Parteilinie.

Antrag P.12.12.1
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX, Louise Fessmann (KV 
Karlsruhe), Rocco Jörger (Del. KV Karlsruhe) und weitere

Zeile 12 - 14
 12

 13

 14

Die Linke stellt sicher, dass innerparteiliche Debatten zum Nahostkonflikt4. 
Konflikt über die Lage in SWANA offen, plural und ohne Angst vor Sanktionen geführt werden 
können, und überprüft
entsprechende Verfahren auf ihre Vereinbarkeit mit demokratischen Grundsätzen, sowie den 
eigenen sozialistischen und antiimperialen Positionen.

Begründung
Der Begriff „Naher Osten“ ist ein kolonialer, eurozentrischer Begriff, der Menschen und Regionen von 
außen benennt und dabei Hierarchien einebnet. Der Begriff SWANA benennt Südwestasien und 
Nordafrika präziser und dekolonialer. Hierdurch wird die Vielfalt der Communities in Südwestasien 
und Nordafrika sichtbar, statt sie zu vereinheitlichen oder zu entmenschlichen. 

Antrag P.12.13.1
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 13 - 14
 13

 14

offen, plural und ohne Angst vor Sanktionen geführt werden können, und überprüft 
entsprechende Verfahren auf ihre Vereinbarkeit mit demokratischen Grundsätzen.
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Antrag P.12.15.1
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX, Louise Fessmann (KV 
Karlsruhe), Rocco Jörger (Del. KV Karlsruhe) und weitere

Zeile 15 - 18
 15

 16

 17

 18

Die Linke wirkt darauf hin, dass öffentliche Stellungnahmen von5. 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern die programmatischen Grundsätze der Partei
– insbesondere in Bezug auf Frieden, Völkerrecht und Antimilitarismus –
widerspiegeln.

Begründung
Der Begriff „Naher Osten“ ist ein kolonialer, eurozentrischer Begriff, der Menschen und Regionen von 
außen benennt und dabei Hierarchien einebnet. Der Begriff SWANA benennt Südwestasien und 
Nordafrika präziser und dekolonialer. Hierdurch wird die Vielfalt der Communities in Südwestasien 
und Nordafrika sichtbar, statt sie zu vereinheitlichen oder zu entmenschlichen. In Palästina findet ein 
Genozid statt, diese Begriffsverwendung wurde in der Parteiratssitzung am 30. November 2025 
beschlossen und ist somit Parteilinie.

Antrag P.12.19.01
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX, Louise Fessmann (KV 
Karlsruhe), Rocco Jörger (Del. KV Karlsruhe) und weitere

Zeile 19
 19 Die Linke entwickelt ihre außenpolitische Positionierung im NahostkonfliktKonflikt über die 6. 

Lage in SWANA auf 

Begründung
Der Begriff „Naher Osten“ ist ein kolonialer, eurozentrischer Begriff, der Menschen und Regionen von 
außen benennt und dabei Hierarchien einebnet. Der Begriff SWANA benennt Südwestasien und 
Nordafrika präziser und dekolonialer. Hierdurch wird die Vielfalt der Communities in Südwestasien 
und Nordafrika sichtbar, statt sie zu vereinheitlichen oder zu entmenschlichen. 

Antrag P.12.22.1
Änderungsantrag zu P.12

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX, Louise Fessmann (KV 
Karlsruhe), Rocco Jörger (Del. KV Karlsruhe) und weitere

Zeile 22 - 25
 22 Die Partei dieWir dürfen nicht schweigen, wenn Unrecht geschieht. Die Partei Die Linke versteht 

sich als Stimme für Frieden, Gerechtigkeit und
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 23 internationales Rechtinternationale Solidarität. Eine konsistente, antiimperialistische und 
glaubwürdige Positionierung, sowohl innerhalb, als auch außerhalb der Partei in diesem

 24 Konflikt ist daher nicht nur politisch geboten, sondern zentral und unerlässlich für ihr
 25 Selbstverständnis. Die Linke steht für Solidarität und das Völkerrecht ein und vertritt diese 

Positionen nach außen.

Begründung
Der Begriff „Naher Osten“ ist ein kolonialer, eurozentrischer Begriff, der Menschen und Regionen von 
außen benennt und dabei Hierarchien einebnet. Der Begriff SWANA benennt Südwestasien und 
Nordafrika präziser und dekolonialer. Hierdurch wird die Vielfalt der Communities in Südwestasien 
und Nordafrika sichtbar, statt sie zu vereinheitlichen oder zu entmenschlichen. In Palästina findet ein 
Genozid statt, diese Begriffsverwendung wurde in der Parteiratssitzung am 30. November 2025 
beschlossen und ist somit Parteilinie.

Antrag P.14.03.1
Änderungsantrag zu P.14

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 3 - 4
 3 Aus diesen ergibt sich unter anderem, dass wir keineuns nicht gegenseitig als Antisemit*innen, 

keine
Rassist*innen, keine Nationalist*innen und keine Faschist*innen sindbezeichnen. Wir sind 

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag P.14.14.1
Änderungsantrag zu P.14

Antragsteller*in: SV Leipzig

Zeile 14 - 18
 14 Indem wir an ganz vielen verschiedenen Orten Deutschlands konkrete Hilfsangebote für
 15 die Menschen in unseren Kiezen und so die Menschen selbst organisieren, haben wir
 16 genau jetzt die Möglichkeit eine solidarische Bewegung zu starten, mit der wir den
 17 Aufstieg der Faschisten stoppen können. Dazu brauchen wir uns Alle! Niemals allein,
 18 immer gemeinsam

Es soll eine Grundwertekommission eingerichtet werden, die Leitfäden zum Umgang mit 
Antisemitismus und Rassismus erarbeitet. Die feministische Kommission hat mit dem “Leitfaden 
zum Umgang mit Fällen von Sexismus, sexistischen und queerfeindlichen Grenzverletzungen und 
sexistischer Gewalt“ bereits Erfahrungen in der Erarbeitung von Umgangsverfahren mit 
diskriminierenden Vorkommen gesammelt und soll beratend mitwirken können.

Im Rahmen des Aufbauheld*innenprogramms kann es dann auf Grundlage eines solchen 
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Leitfadens, zum Beispiel Schulungen zum Thema Antisemitismus und Rassismus geben.

Der Bundesvorstand setzt sich für eine kritische Auseinandersetzung mit unserer medialen 
Außendarstellung rund um Anlässe, wie zum Beispiel die Bundeskonferenz der Linksjugend, dem 
Beschluss des Landesparteitages Niedersachsens und dem Demonstrationsgeschehen in Leipzig 
rund um den 17.01.2026, ein. Ziel dessen soll die Erarbeitung eines Verhaltenskodex für 
Parteimitglieder im Umgang mit kontroversen Debatten, sowohl nach außen als auch nach innen 
sein.

Indem wir an ganz vielen verschiedenen Orten Deutschlands konkrete Hilfsangebote für die 
Menschen in unseren Kiezen und so die Menschen selbst organisieren, haben wir genau jetzt die 
Möglichkeit eine solidarische Bewegung zu starten, mit der wir den Aufstieg der Faschisten 
stoppen können. Dazu brauchen wir uns Alle! Niemals allein, immer gemeinsam!

Begründung
Der ursprüngliche Antrag lieferte eine gute Beschreibung des Problems, welches für die Linke 
entstehen kann, wenn wir kein gegenseitiges Vertrauen in unsere gemeinsamen Werte mehr haben. 
Der Antrag enthielt allerdings keine Vorschläge, wie die Linke diesem Problem entgegenwirken kann. 
Diese Vorschläge ergänzen wir mit diesem Änderungsantrag.

Antrag P.15.010.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 10
 10 feministischen Strukturen unterwegs.

Dabei handelt es sich aber oft um weißen Queer-Feminismus, der die Perspektiven von 
migrantisierten und rassifizierten Menschen sowie Geflüchteten weder berücksichtigt noch 
inkludiert, insbesondere aus dem Globalen Süden. Diese Menschen sind oft auch Opfer von Pink 
Washing und Repressionen gegen Meinungsfreiheit, wenn sie sich gegen antimuslimischen 
Rassismus, westlichen Imperialismus und (Neo-)Kolonialismus äußern. Die Linke muss diese 
Strukturen und Repressionen sowohl außerhalb als auch innerhalb der Partei erkennen und 
bekämpfen.

Begründung
Feministische Politik kann nur dann emanzipatorisch sein, wenn sie unterschiedliche 
Lebensrealitäten sichtbar macht. Geschlecht, Herkunft, soziale Lage, Behinderung, Aufenthaltsstatus, 
sexuelle Orientierung, Genderidentität und weitere Faktoren wirken häufig zusammen, verstärken 
Benachteiligungen und führen zu mehrfacher Diskriminierung. Eine feministische Partei muss diese 
Zusammenhänge ausdrücklich benennen.
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Antrag P.15.025.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 25
 25 feministische Erneuerung der Linken nach innen. Feminismus muss intersektional gedacht 

werden. Ein Feminismus, der nicht intersektional ist, wird seinem emanzipatorischen Anspruch 
nicht gerecht. Dazu gehört zunächst eine Veränderung 

Begründung
Feministische Politik kann nur dann emanzipatorisch sein, wenn sie unterschiedliche 
Lebensrealitäten sichtbar macht. Geschlecht, Herkunft, soziale Lage, Behinderung, Aufenthaltsstatus, 
sexuelle Orientierung, Genderidentität und weitere Faktoren wirken häufig zusammen, verstärken 
Benachteiligungen und führen zu mehrfacher Diskriminierung. Eine feministische Partei muss diese 
Zusammenhänge ausdrücklich benennen.

Antrag P.15.040.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 40
 40 bekämpft. Die Linke erkennt an, dass patriarchale Unterdrückung nicht für alle FLINTA* sowie 

queere Menschen, die sich mit dem Begriff FLINTA* nicht identifizieren, gleich wirkt. 
Insbesondere migrantische, geflüchtete, rassifizierte, behinderte und arme FLINTA* und andere 
queere Menschen erleben vielfache und sich überschneidende Diskriminierungsformen. 
Feministische Politik der Partei muss diese intersektionalen Realitäten systematisch 
berücksichtigen. Und zwar gleichrangig, nicht nachgeordnet. Es braucht unsere kollektive 

Begründung
Feministische Politik kann nur dann emanzipatorisch sein, wenn sie unterschiedliche 
Lebensrealitäten sichtbar macht. Geschlecht, Herkunft, soziale Lage, Behinderung, Aufenthaltsstatus, 
sexuelle Orientierung, Genderidentität und weitere Faktoren wirken häufig zusammen, verstärken 
Benachteiligungen und führen zu mehrfacher Diskriminierung. Eine feministische Partei muss diese 
Zusammenhänge ausdrücklich benennen.
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Antrag P.15.052.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: Laura Schüttpelz (Hamburg · Nr. 204)

Zeile 52 - 65
 52 faschistischnormativen Körpern, von biologistischer Zugehörigkeit sowie von einer cis- und
 53 heteronormativen Geschlechterordnung. Alle Menschen, die in dieses starre Bild nicht
 54 passen, erklären sie zu ‚inneren Feinden‘, die ausgegrenzt, diskriminiert und
 55 verfolgt werden. Gegen diese rechte Hetze müssen wir solidarisch zusammen stehen. Es
 56 gilt unsere sozialen Themen nach vorne zu stellen und an den Alltagsproblemen der
 57 arbeitenden Menschen anzusetzen. Das bedeutet aber auch, die Rechte dort zu
 58 konfrontieren, wo es um Rassifizierung, um Formen des Zusammenlebens, um
 59 Sorgeverhältnisse und ja auch um Fragen der Identität geht - diese sind aus linker
 60 Sicht nicht nachgeordnet, sondern zentraler Teil der kapitalistischen Produktions-
 61 und Reproduktionsverhältnisse. Auch im Leben der Menschen lassen sie sich von
 62 ‚sozialen Fragen‘ nicht trennen. Geschlechterverhältnisse, Migrationsregime, aber
 63 auch Körpernormierung und Leistungsideologie sind daher elementare Säulen
 64 kapitalistischer Ökonomie und Herrschaft. Wie wir konkrete Ideen und politische
 65 Angebote für solidarische Alternativen zum faschistischen Narrativrechten Narrativen ins Spiel 

bringen, 

Begründung
"faschistisch" als Adjektiv ist schwierig ohne eigene Wortdefinition. "Faschismus" selbst hat keine 
allgemeingültige Definition (also keine, auf die sich die Mehrheit einigen kann), und die Wortwahl 
des Akjektivs klingt für mich nach gut-klingender Floskel ohne tatsächliche Aussage. Daher wurde 
das Adjektiv durch "rechts", "rechtskonservativ" oder an einer Stelle mit "normativ" ersetzt.

Antrag P.15.055.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: BAG LiSA

Zeile 55
 55 verfolgt werden. Einhergehend mit der Rechtsentwicklung und zunehmenden kriegerischen 

Auseinandersetzungen, unter denen insbesondere Frauen und Kinder leiden, wird auch in 
Deutschland und der EU zunehmend aufgerüstet. Mit der Militarisierung halten konservativ-
patriachale Geschlechterbilder wieder Einzug, die von Männern körperliche Stärke, emotionale 
Kälte und blinde Disziplin fordern, Frauen zunehmend zurück in die Rolle der Kümmerin im 
familiären Haushalt schieben und queeren Identitäten den Kampf ansagen. Diese Militarisierung 
findet auf Kosten der Arbeiter*innen statt, denn die Kürzungen im sozialen Bereich zur 
Finanzierung der Aufrüstung und Angriffe auf die Errungenschaften der Arbeiter*innenbewegung 
treffen uns am stärksten. Wir solidarisieren uns weiterhin mit allen von Krieg und Gewalt 
Betroffenen und Kämpfen für ein Leben in Frieden, sozialer Sicherheit und freier Entfaltung der 
eigenen Identität. Gegen diese rechte Hetze müssen wir solidarisch zusammen stehen. Es 
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Antrag P.15.115.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: Laura Schüttpelz (Hamburg · Nr. 204)

Zeile 115
 115 Die feminisierteDie überwiegend von Frauen* geleistete Sorgearbeit bildet außerdem die 

Voraussetzung dafür, dass im 

Begründung
Selbiges Problem wie im Änderungsantrag P.15.052.1 mit "feminisiert". Auf der Suche der Definition 
findet man vor allem Verwendung im Bereich der Botanik. An einer Stelle Umwandlung in von 
Frauen* geleistet (soll FLINTA mit einbeziehen, aber darauf verweisen, dass oft von Frauen 
gesprochen wird), an zwei Stellen Streichung. Es wird im Rest des Antrags schon gut deutlich, dass 
Care- und Pflegearbeit hauptsächlich von Frauen* geleistet wird.

Antrag P.15.148.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: BV Berlin-Reinickendorf

Zeile 148 - 149
 148 aufzulösen. Dies ist Kern eines sozialistischen Befreiungsprojekts und alles andere 
 149 als „Lifestyle“. Wir sprechen von sozialistischem Queer-Feminismus, um nicht nur die 

Zeile 266
 266 durch gezielte Weiterbildungsangebote und Supervision; Abschaffung Pflegegrad ISupervision.

Begründung
Erfolgt mündlich. 

Antrag P.15.178.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: Laura Schüttpelz (Hamburg · Nr. 204)

Zeile 178
 178 In Zeiten neoliberaler Individualisierung und faschistischer Rückschläge in der durch 

rechtskonservative Angriffe in der 

Begründung
"faschistisch" als Adjektiv ist schwierig ohne eigene Wortdefinition. "Faschismus" selbst hat keine 
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allgemeingültige Definition (also keine, auf die sich die Mehrheit einigen kann), und die Wortwahl 
des Akjektivs klingt für mich nach gut-klingender Floskel ohne tatsächliche Aussage. Daher wurde 
das Adjektiv durch "rechts", "rechtskonservativ" oder an einer Stelle mit "normativ" ersetzt.

Antrag P.15.197.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: Laura Schüttpelz (Hamburg · Nr. 204)

Zeile 197
 197 Verschiebung ins feminisiert Private und in die Haushalte, und andererseits: 

Begründung
Siehe Änderungsantrag P.15.115.1

Antrag P.15.265.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: LV Hamburg

Zeile 265 - 266
 265

 266

weitere Ausbeutung globaler Care-Chains; Unterstützung pflegender Angehöriger 
durch gezielte Weiterbildungsangebote und Supervision;Pflegende Angehörige brauchen 
ebenso wie abhängig Beschäftigte geregelte Arbeitszeiten, freie Tage und mindestens 6 
Wochen Jahresurlaub, kommunale Pflegezentren müssen diese garantieren; Abschaffung 
Pflegegrad I.

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag P.15.267.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: Laura Schüttpelz (Hamburg · Nr. 204)

Zeile 267
 267 Aufwertung aller feminisierten Tätigkeiten in Pflege, Kita, aber auch Reinigung 

Begründung
Siehe Änderungsantrag P.15.115.1
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Antrag P.15.287.1
Änderungsantrag zu P.15

Antragsteller*in: Laura Schüttpelz (Hamburg · Nr. 204)

Zeile 287 - 289
 287

 288

 289

MEntmilitarisierung der Gesellschaft und Entgegentreten einer Re-Traditionalisierung von
Geschlechterrollen zur Herstellung der Wehrhaftigkeit im Spannungs- und
Verteidigungsfall entgegentreten.

Begründung
Alle Aufzählungspunkte sind positiv formuliert außer der allerletzte Punkt, daher die Änderung.

Antrag P.16.01.1
Änderungsantrag zu P.16

Antragsteller*in: BAG Queer 

Zeile 1
 1 Freier sind keine Genossen!Solidarische Antworten auf Ausbeutung in der Sexarbeit

Zeile 3 - 4
 3 und in der Sexualität frei und gleichberechtigt gelebt werden kann und keine Ware ist
 4 .

Zeile 5 - 11
 5 FreiertumSexuelle Ausbeutung von Sexarbeitenden ist mit unserem feministischen und 

emanzipatorischen Selbstverständnis
 6 unvereinbar. Wir lehnen die Inanspruchnahme von Prostitutionsexueller Handlungen unter 

Zwang entschieden ab, da sie
unabhängig davon, ob sie bezahlt oder unbezahlt stattfinden. Auch in der Sexarbeit sind sie 
Ausdruck patriarchaler, kapitalistischer und, rassistischer Machtverhältnisse,
 und ökonomischer Ungleichheit und struktureller Gewalt ist. Freiertum sorgt für die 

 9 Aufrechterhaltung von Menschenhandel und Zuhälterei. Den Betroffenen fügen Freier in 
 10 der großen Mehrheit der Fälle schwere Traumata und körperliche wie psychische Schäden 
 11 zu. Die Linke kritisiert alle Verhältnisse, die Menschen in prekäre und ausbeuterische Formen der 

(Sex-)Arbeit drängen.

Zeile 12
 12 Menschenhandel, Zwangs- und ausbeuterische Verhältnisse in der Sexarbeit müssen konsequent 

bekämpft werden. Ursachen hierfür sind insbesondere Armut, unsichere Aufenthaltsverhältnisse, 
restriktive Migrationspolitik, fehlende soziale Absicherung sowie mangelnde Rechte und 
Schutzmöglichkeiten für Betroffene. Eine wirksame linke Politik gegen Ausbeutung setzt deshalb 
auf soziale Sicherheit, sichere Flucht- und Migrationswege, Arbeitsrechte, Aufenthaltsrechte, 
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Gesundheitsversorgung und die Stärkung der Selbstbestimmung von Sexarbeitenden. Eine 
emanzipatorische Politik unterscheidet zwischen der Kritik an gesellschaftlichen Verhältnissen 
und der Bewertung individueller Lebens- und Sexualitätsformen. Ziel linker Politik muss es sein, 
Ausbeutung, Gewalt und ökonomischen Zwang zu bekämpfen, ohne Stigmatisierung, 
Denunziation oder Eingriffe in die sexuelle Privatsphäre zu fördern.

 13 Wir beschließen daher:

Zeile 13 - 15
 13

 14

 15

Die Partei Die Linke positioniersetzt sich klar gegen Freiertum und erkennt es als 1. 
Bestandteil patriarchaler, rassistischer und kapitalistischer 
Ausbeutungsverhältnissekritisch mit gesellschaftlichen Vorstellungen von Sexualität und 
Geschlecht, Machtstrukturen und ökonomischer Ungleichheit auseinander, die auch im 
Bereich der Sexarbeit wirksam sind. Dabei darf die Kritik an. patriarchalen und 
ausbeuterischen Strukturen jedoch nicht in pauschale moralische Verurteilungen oder 
Stigmatisierung von Menschen umschlagen. 

Zeile 16 - 17
 16

 17

Mitglieder, die wissentlich und willentlich Prostitution nachfragensexualisierte Ausbeutung, 2. 
Menschenhandel (in egal welcher Branche) oder sexuelle Handlungen unter Zwang in 
Anspruch nehmen, handeln
entgegen den politischen Grundwerten der Partei.

Die Linke betrachtet die Inanspruchnahme von Sexarbeit im Kontext patriarchaler und 3. 
ökonomischer Machtverhältnisse kritisch. Zugleich lehnt sie pauschale Zuschreibungen, 
moralische Verurteilungen sowie Eingriffe in die Privatsphäre von Mitgliedern ab.

Begründung
Der Antrag in seiner ursprünglichen Form zielt auf die Denunziation einzelner Genossen (oder 
Genoss*innen? Wie stehen wir zu Frauen, die sexuelle Dienstleistungen in Anspruch nehmen?) ab und 
legitimiert mindestens auch kontrollierende Eingriffe in höchstpersönliche Sphären des privaten 
Auslebens konsensueller Sexualität zwischen Erwachsenen. Das ist mit einer emanzipatorischen 
Politik unvereinbar.

Zudem sind von der Stigmatisierung der Sexarbeit insbesondere Frauen und Queers betroffen. Wir 
streben eine Welt an, in der keine Person der Prostitution nachgehen muss. Wenn sich Personen aber 
dafür entscheiden, muss ihnen der größtmögliche Schutz, sowohl vor Gewalt und Übergriffen, als 
auch vor Stigma und Diskriminierung, zuteil werden. Sexarbeitende weltweit kämpfen seit den 1970er 
und 1980er Jahren für eine Anerkennung ihrer Tätigkeit als Arbeit und für eine Entstigmatisierung. 
Die Linke sollte dieses Anliegen nicht mit einer entgegenstehenden Beschlussfassung konterkarieren.

Die pauschale Behauptung, Prostitution „stütze“ oder „erzeuge“ Menschenhandel, ist analytisch 
verkürzt und politisch problematisch, weil sie unterschiedliche Phänomene miteinander vermischt 
und strukturelle Ursachen auf individuelle Handlungen verschiebt. Menschenhandel und sexuelle 
Ausbeutung entstehen vor allem dort, wo Armut, unsichere Aufenthalts- und Migrationsverhältnisse, 
fehlende soziale Absicherung sowie unzureichende Rechte und Schutzmechanismen bestehen. Sie 
treten zudem in zahlreichen Wirtschaftsbereichen auf und sind kein spezifisches Merkmal der 
Sexarbeit.

Eine solch verkürzte Zuschreibung birgt die Gefahr einer Täter-Opfer-Umkehr, indem die Existenz 
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oder Inanspruchnahme von Sexarbeit als Ursache von Ausbeutung markiert wird, statt die 
tatsächlichen Macht- und Gewaltverhältnisse in den Blick zu nehmen. Sexarbeitende sind nicht 
verantwortlich für patriarchale Strukturen oder deren Folgen, sondern häufig selbst von ihnen 
betroffen. Eine emanzipatorische Politik muss daher zwischen konsensueller Sexarbeit, Zwang und 
Menschenhandel klar unterscheiden und ihre Kritik auf die Bekämpfung von Ausbeutung, Gewalt und 
prekärer Lebensverhältnisse richten.

Die Inanspruchnahme und das Anbieten von Sexarbeit ist ein heterogenes gesellschaftliches 
Phänomen mit sehr unterschiedlichen Lebenslagen und Motiven. Dazu gehören Situationen, in denen 
Menschen aufgrund von Behinderung, Isolation, fehlenden sozialen Kontakten oder 
gesellschaftlichen Barrieren im Bereich Sexualität und Intimität auf unterstützende professionelle 
Angebote angewiesen sein können. Zudem ist der klassische Blick auf Sexarbeit von 
heteronormativen Annahmen geprägt und schließt beispielsweise ein sehr viel normalisierteres 
Nebeneinander von privater Sexualität und Sexarbeit in queeren Communities oft aus. Eine 
emanzipatorische Politik darf diese Vielfalt nicht ausblenden, sondern muss sie ernst nehmen, ohne 
sie moralisch zu bewerten. 

Eine pauschale Zuschreibung von „Täterschaft“ an Personen, die Sexarbeit in Anspruch nehmen, 
greift daher zu kurz und verschiebt die Analyse von strukturellen Gewalt- und 
Ausbeutungsverhältnissen auf individuelle Konsumentscheidungen. Täterschaft und sexualisierte 
Gewalt sind reale Probleme, sie treten jedoch in vielen gesellschaftlichen Bereichen auf und sind 
nicht spezifisch an Sexarbeit gebunden.

Gerade eine solche Verengung birgt die Gefahr eines politischen „Täterschutzes“ im analytischen 
Sinne: Wenn komplexe Ursachen von Gewalt und Ausbeutung auf eine einzelne Praxis verkürzt 
werden, geraten tatsächliche Machtverhältnisse, institutionelle Versäumnisse und strukturelle 
Bedingungen aus dem Blick. Statt konsequenter Bekämpfung von Menschenhandel, Zwang und 
sexualisierter Gewalt entsteht so eine moralische Vereinfachung, die weder den Betroffenen hilft 
noch die Ursachen der Problematik erfasst.

Die Behauptung ein Großteil der Sexarbeitenden sei schwer traumatisiert ist wissenschaftlich nicht 
belegbar, pathologisierend und massiv stigmatisierend. 

Antrag P.18.31.1
Änderungsantrag zu P.18

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 31 - 32
 31 1. Alle Stadt- und Kreisverbände unterstützen sind aufgerufen, die Schülerstreiks gegen die
 32 Wehrpflicht vor Ort zu unterstützen durch: 
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Antrag P.18.37.1
Änderungsantrag zu P.18

Antragsteller*in: KV Gießen

Zeile 37 - 39
 37

 38

 39

Wo möglich, Organisation von Rechtsbeistand für im RahmenAusbau der Streiks von 
Repressionen Betroffene durch die bereits existierenden 
KriegsdienstverweigerungsberatungenBeratungsstellen für Kriegsdienstverweigerung. 

Begründung
Die Zahl der Kriegsdienstverweigerungsanträge steigt derzeit deutlich an, wie eine Kleine Anfrage von 
Desiree Becker im Deutschen Bundestag (Drucksache 21/5956 vom 15. Mai 2026) belegt. Der Ausbau 
von Beratungsangeboten für Kriegsdienstverweigernde ist daher notwendig, um der gestiegenen 
Nachfrage gerecht zu werden und sollte von alles Gliederungen der Partei unterstützt werden.

Die Unterstützung von Personen, die im Zusammenhang mit Schulstreik-gegen-Wehrpflicht-
Demonstrationen von staatlichen Repressionen betroffen sind, stellt hingegen ein eigenständiges 
Handlungsfeld dar. Insbesondere die rechtliche Beratung und Vertretung erfordert spezifische 
fachliche Qualifikationen, die nicht Gegenstand der Kriegsdienstverweigerungsberatung sind. Wie 
eine angemessene Unterstützung in diesem Bereich organisiert werden kann, soll daher gesondert 
durch die Arbeitsgruppe des Parteivorstands geprüft werden.

Antrag P.18.42.1
Änderungsantrag zu P.18

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 42 - 44
 42

 43

 44

Der Parteivorstand organisiert konkrete Bildungsangebote zu Antimilitarismus,
zur Geschichte von Kriegen und der Friedensbewegung im 20. Jahrhundert, zu
europäischen Streikbewegungen und zu Debatten über den politischen Streik. 

Antrag P.18.44.1
Änderungsantrag zu P.18

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 44
 44 europäischen Streikbewegungen und zu Debatten über den politischen Streik. 

Die Bildungsangebote sollen zudem Erfahrungen von Geflüchteten, Kriegsbetroffenen und 
Diaspora-Communities sowie die Auswirkungen von Krieg, Militarisierung und Wehrpflicht auf 
Gesellschaften weltweit berücksichtigen.
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Zeile 50
 50 Jugendverband solid, der BAG Senior*innenpolitik, BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX und 

anderen BAGen der Partei 

Begründung
Krieg, Militarisierung und Wehrpflicht werden von Menschen unterschiedlich erlebt. Viele Menschen 
in Deutschland haben eigene Flucht- oder Kriegserfahrungen oder sind Teil von Diaspora-
Communities, die direkt von bewaffneten Konflikten betroffen sind. Diese Perspektiven bereichern 
die antimilitaristische Bildungsarbeit und stärken ihre gesellschaftliche Verankerung und sind auch 
in der BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX vertreten.

Antrag P.18.48.1
Änderungsantrag zu P.18

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 48 - 52
 48

 49

 50

 51

 52

Der Parteivorstand bildet eine Arbeitsgruppe, welche bei der Erarbeitung des
Materials unterstützt und für die Bildungsangebote gemeinsam mit dem
Jugendverband solid, der BAG Senior*innenpolitik und anderen BAGen der Partei
einen Themenplan und ein Rahmenkonzept, einschließlich der Finanzierung,
erarbeitet. 

Antrag P.18.52.1
Änderungsantrag zu P.18

Antragsteller*in: KV Gießen

Zeile 52
 52 erarbeitet. Diese Arbeitsgruppe prüft außerdem, wie die Partei Rechtsbeistand für im Rahmen 

der Streiks von Repressionen betroffene Personen organisieren kann.

Begründung
Die Zahl der Kriegsdienstverweigerungsanträge steigt derzeit deutlich an, wie eine Kleine Anfrage von 
Desiree Becker im Deutschen Bundestag (Drucksache 21/5956 vom 15. Mai 2026) belegt. Der Ausbau 
von Beratungsangeboten für Kriegsdienstverweigernde ist daher notwendig, um der gestiegenen 
Nachfrage gerecht zu werden und sollte von alles Gliederungen der Partei unterstützt werden.

Die Unterstützung von Personen, die im Zusammenhang mit Schulstreik-gegen-Wehrpflicht-
Demonstrationen von staatlichen Repressionen betroffen sind, stellt hingegen ein eigenständiges 
Handlungsfeld dar. Insbesondere die rechtliche Beratung und Vertretung erfordert spezifische 
fachliche Qualifikationen, die nicht Gegenstand der Kriegsdienstverweigerungsberatung sind. Wie 
eine angemessene Unterstützung in diesem Bereich organisiert werden kann, soll daher gesondert 
durch die Arbeitsgruppe des Parteivorstands geprüft werden.
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Antrag P.18.54.1
Änderungsantrag zu P.18

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 54
 54 Videokonferenz über das Bildungsangebot zu informieren, sowie die Flyer und Sticker 

Antrag P.19.01.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: LV Thüringen, LV Sachsen und LV Sachsen-Anhalt

Zeile 1
 1 DiätenbegrenzungBeschlusslage zum Diätendeckel umsetzen - Verfahren einhalten, 

Satzungsänderung vorbereiten

Zeile 2 - 6
 2 1. Die Abgeordneten der Partei Die Linke im Deutschen Bundestag und im Europäischen
 3 Parlament sind dazu verpflichtet, ihre monatlichen Bezüge aus der Abgeordnetendiät
 4 auf ein Arbeitnehmerbrutto äquivalent zum aktuellen Durchschnittslohn (arithmetisches
 5 Mittel) zu begrenzen. Damit unterscheidet sich der ausgezahlte Nettobetrag
 6 entsprechend der Lebenssituation der jeweiligen Abgeordneten. 

Der Parteivorstand wird aufgefordert, die Umsetzung des Parteitagsbeschlusses von 2025 1. 
(Chemnitz) sicherzustellen. Dieser sieht vor, bis spätestens 2027 einen satzungsändernden 
Antrag zum Diätendeckel vorzulegen. 

Zeile 7 - 12
 7 1.1. Um zusätzlich der individuellen Situation von Abgeordneten mit Kindern oder
 8 pflegebedürftigen Angehörigen Rechnung zu tragen, erhöht sich dieser Beitrag,
 9 angelehnt an das Konzept der Linken für die Kindergrundsicherung, um derzeit 350,00€
 10 netto pro Kind und/oder pflegebedürftigen Angehörigen. Für Kinder gilt diese Regelung
 11 bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, beziehungsweise bis zur Vollendung des 25.
 12 Lebensjahres, wenn sich das Kind noch in Ausbildung befindet. 

Der Parteivorstand wird beauftragt, einen transparenten, beteiligungsorientierten Prozess zur 2. 
Erarbeitung eines satzungsändernden Antrags einzuleiten. Dabei sind insbesondere: 

die Einbeziehung der Landesverbände 

die rechtliche Prüfung und Absicherung,  

sowie die Entwicklung klarer und einheitlicher Regelungen für alle Ebenen parlamentarischer 
Mandate (Europa- Bundes- und Landtagsabgeordneter) sicherzustellen.  

Zeile 13 - 14
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 13 1.2. Bei außerordentlichen finanziellen Belastungen können Ausnahmeregelungen mit
 14 dem*der Bundesschatzmeister*in vereinbart werden. 

Ziel ist ein rechtssicherer, satzungsgebundener und für alle Mandatsträger*innen 3. 
gleichermaßen geltender Diätendeckel, der auf einem breit getragenen innerparteilichen 
Konsens beruht.

Zeile 15 - 25
 15 2. Bezüge aus der Abgeordnetentätigkeit, die nach allen Abzügen (Steuern,
 16 Versicherungen etc.) über diesen Betrag hinausgehen, werden in einen Sozialfonds
 17 überführt. Falls dies nicht vollumfänglich möglich ist, sollen die Mittel in
 18 Absprache mit den jeweils zuständigen Kreis- oder Landesverbänden an lokale soziale
 19 und politische Initiativen gespendet werden. Die Mittel aus den Sozialfonds sollen
 20 insbesondere zur Unterstützung von Menschen in sozialen Notlagen im Rahmen von
 21 Sozialberatungen verwendet werden, die von den Abgeordneten, deren Mitarbeitenden
 22 und/oder in Zusammenarbeit mit den örtlichen Angeboten von Die Linke hilft angeboten
 23 werden. Die konkrete Ausgestaltung und Verwendung der Mittel aus den Sozialfonds
 24 erfolgt durch die jeweiligen Abgeordneten, beziehungsweise deren Mitarbeitenden, vor
 25 Ort in Zusammenarbeit mit den örtlichen Beratungsangeboten von Die Linke hilft.

Der Parteivorstand wird damit beauftragt ein Konzept mit Grundlagen und Richtlinien für die 4. 
Einrichtung von Solifonds der Partei und nahestehender Strukturen zu entwickeln. Hierbei 
sind Erfahrungen aus den Landesverbänden und bisherige Fraktionsvereine mit 
einzubeziehen.

Zeile 26 - 30
 26 3. Die Bundespartei stellt rechtssichere Rahmenbedingungen für die Verwaltung und
 27 Verwendung der Sozialfonds bereit. Sie entwickelt hierzu Handreichungen und
 28 Mindeststandards, insbesondere zur transparenten Mittelverwendung sowie Modelle zur
 29 unbürokratischen Verwendung von Mitteln für die Unterstützung von Menschen und
 30 Projekten vor Ort.

Zeile 31 - 33
 31 4. Steuerfreie Kostenpauschalen sind von diesen Regelungen ausgenommen. Die
 32 Abgeordneten verpflichten sich, diese Pauschalen für politische Arbeit zu verwenden
 33 und Transparenz über die Verwendung herzustellen.

Zeile 34 - 36
 34 5. Wir betrachten die Regelung für alle Abgeordneten der Partei Die Linke im
 35 Deutschen Bundestag sowie für die Mitglieder des Europäischen Parlaments als
 36 verbindlich.

Zeile 37 - 40
 37 6. Der Parteitag begrüßt Bestrebungen, auch Regelungen für Abgeordnete anderer Ebenen
 38 zu finden, um so einen flächendeckenden Aufbau von Sozialfonds voranzutreiben. Die
 39 bereits gewählten Abgeordneten im Deutschen Bundestag sowie im Europäischen Parlament
 40 sollen die hier getroffenen Regelungen bereits jetzt umsetzen.
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Begründung
Der Parteitag 2025 in Chemnitz hat einen klaren und verbindlichen Fahrplan beschlossen: Bis 
spätestens 2027 soll ein satzungsändernder Antrag zum Diätendeckel vorgelegt werden. 
Damit ist bewusst ein Verfahren gewählt worden, das sowohl die notwendige rechtliche 
Verbindlichkeit als auch eine breite innerparteiliche Diskussion und Beteiligung sicherstellt.

Der Beschluss des Parteivorstands aus dem Jahr 2026 weicht von 
diesem, auf dem Parteitag verabschiedeten Fahrplan ab. Indem ein Antrag ohne Satzungsänderung 
sowie ohne die ausreichende vorherige Einbeziehung der Landesverbände vorgelegt wird, wird der 
durch den Parteitag festgelegte Prozess verkürzt. Dies steht im Widerspruch zur innerparteilichen 
Willensbildung und schwächt die Rolle des Parteitags als höchstes beschlussfassendes Gremium.

Der vorliegende Antrag ist deshalb keine grundsätzliche Kritik am Ziel eines Diätendeckels, im 
Gegenteil: Er zielt darauf ab, dieses Ziel auf eine tragfähige, rechtssichere und demokratisch 
legitimierte Grundlage zu stellen. Voraussetzung dafür ist die Einhaltung der bestehenden 
Beschlusslage und die Erarbeitung einer Satzungsänderung unter breiter Beteiligung der Partei.

Antrag P.19.01.2
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: Landesvorstand NRW, LV Hessen

Zeile 1
 1 DiätenbegrenzungGehaltsdeckel für Bundestagsabgeordnete

Zeile 2 - 6
 2 1. Die Abgeordneten der Partei Die Linke im Deutschen Bundestag und im Europäischen
 3 Parlament sind dazu verpflichtet, ihre monatlichen Bezüge aus der Abgeordnetendiät
 4 auf ein Arbeitnehmerbrutto äquivalent zum aktuellen Durchschnittslohn (arithmetisches
 5 Mittel) zu begrenzen. Damit unterscheidet sich der ausgezahlte Nettobetrag
 6 entsprechend der Lebenssituation der jeweiligen Abgeordneten. 

Der Gehaltsdeckel für Bundestagsabgeordnete der Linken ab der nächsten Bundestagswahl 
orientiert sich am Tarifvertrag der Partei mit der Gewerkschaft ver.di. Dabei wird das Gehalt so 
gedeckelt, dass ein*e Abgeordnete*r für seinen/ihren privaten Lebensunterhalt maximal ein 
Einkommen in derselben Höhe hat, wie ein*e Beschäftigte*r der Partei in Entgeltgruppe 8 
(Erfahrungsstufe 3) des Tarifvertrags bei gleicher Steuerklasse und gleichen Kinderfreibeträgen 
hätte.

Zusätzliche Belastungen etwa durch Unterhaltsverpflichtungen und Carearbeit können nach 
Rücksprache mit dem/der Bundesschatzmeister*in berücksichtigt werden.

Wir orientieren uns an der Entgeltgruppe 8, da Abgeordnete ähnlich belastet sind wie die 
Genoss*innen in hauptamtlich bezahlten Wahlfunktionen (Vorsitzende, Geschäftsführer*in, 
Schatzmeister*in), für die EG8 angewendet wird. Wir gehen hierbei von Vollzeit-Stellen aus, da 
wir von unseren Abgeordneten erwarten, dass sie ihr Mandat ernst nehmen.

Auf der Grundlage des Tarifvertrags von 2024/25 mit einem Bruttogehalt von 6.009 Euro ergibt 
sich daraus ein Betrag von 3.700 Euro netto für alleinstehende Personen in Steuerklasse 1.
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Wir erwarten von unseren Abgeordneten, dass sie über die Herkunft und Verwendung ihrer Mittel 
gegenüber den Wähler*innen und der Partei Rechenschaft ablegen, zum Beispiel mit einer 
eigenen Kategorie auf ihrer persönlichen Homepage.

Der Gehaltsdeckel wird jeweils an neue Tarifverträge angepasst. Mit den Abgeordneten des 
Europaparlaments wird eine analoge Regelung ausgearbeitet, welche die besonderen 
Bedingungen dieses Parlaments und die besonderen Anforderungen an die Abgeordneten 
berücksichtigt. Für die Landesparlamente treffen die Landesverbände eigene Regelungen.

Wie erreichen wir zusätzlich zu den Mandatsträgerabgaben diese Deckelung?

Solidaritätsfonds bzw. Fraktionsverein

Die Linke erwartet von ihren Abgeordneten, dass sie neben den Verpflichtungen gegenüber der 
Partei auch soziales, kulturelles und politisches Engagement fördern.

Dazu wird die Bundestagsfraktion aufgefordert, ihren Spendenverein (www.fraktionsverein.de), 
der aus regelmäßigen Zuwendungen der Abgeordneten soziale, kulturelle und politische Projekte 
unterstützt, auch für Abgeordnete des Europaparlaments zu öffnen und so weiterzuentwickeln, 
dass er in sehr viel größerem Maß als bisher gezielt seine Zwecke erreicht.

In diesen Verein zahlen die Abgeordneten den Beitrag ein, der nach den Ausgaben für eigene 
Spenden und Zuwendungen an die Partei noch den Gehaltsdeckel übersteigt. Über diese 
Ausgaben stellen sie Transparenz auf ihrer Website her.

Der Bundesschatzmeister wird beauftragt, auf der Grundlage dieser Beschlüsse mit allen 
Kandidierenden Mandatsträgervereinbarungen schriftlich abzuschließen und deren Einhaltung 
regelmäßig zu überprüfen.

Zeile 7 - 12
 7 1.1. Um zusätzlich der individuellen Situation von Abgeordneten mit Kindern oder
 8 pflegebedürftigen Angehörigen Rechnung zu tragen, erhöht sich dieser Beitrag,
 9 angelehnt an das Konzept der Linken für die Kindergrundsicherung, um derzeit 350,00€
 10 netto pro Kind und/oder pflegebedürftigen Angehörigen. Für Kinder gilt diese Regelung
 11 bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, beziehungsweise bis zur Vollendung des 25.
 12 Lebensjahres, wenn sich das Kind noch in Ausbildung befindet. 

Zeile 13 - 14
 13 1.2. Bei außerordentlichen finanziellen Belastungen können Ausnahmeregelungen mit
 14 dem*der Bundesschatzmeister*in vereinbart werden. 

Zeile 15 - 25
 15 2. Bezüge aus der Abgeordnetentätigkeit, die nach allen Abzügen (Steuern,
 16 Versicherungen etc.) über diesen Betrag hinausgehen, werden in einen Sozialfonds
 17 überführt. Falls dies nicht vollumfänglich möglich ist, sollen die Mittel in
 18 Absprache mit den jeweils zuständigen Kreis- oder Landesverbänden an lokale soziale
 19 und politische Initiativen gespendet werden. Die Mittel aus den Sozialfonds sollen
 20 insbesondere zur Unterstützung von Menschen in sozialen Notlagen im Rahmen von
 21 Sozialberatungen verwendet werden, die von den Abgeordneten, deren Mitarbeitenden
 22 und/oder in Zusammenarbeit mit den örtlichen Angeboten von Die Linke hilft angeboten
 23 werden. Die konkrete Ausgestaltung und Verwendung der Mittel aus den Sozialfonds
 24 erfolgt durch die jeweiligen Abgeordneten, beziehungsweise deren Mitarbeitenden, vor

- Seite 166 -



 25 Ort in Zusammenarbeit mit den örtlichen Beratungsangeboten von Die Linke hilft.

Zeile 26 - 30
 26 3. Die Bundespartei stellt rechtssichere Rahmenbedingungen für die Verwaltung und
 27 Verwendung der Sozialfonds bereit. Sie entwickelt hierzu Handreichungen und
 28 Mindeststandards, insbesondere zur transparenten Mittelverwendung sowie Modelle zur
 29 unbürokratischen Verwendung von Mitteln für die Unterstützung von Menschen und
 30 Projekten vor Ort.

Zeile 31 - 33
 31 4. Steuerfreie Kostenpauschalen sind von diesen Regelungen ausgenommen. Die
 32 Abgeordneten verpflichten sich, diese Pauschalen für politische Arbeit zu verwenden
 33 und Transparenz über die Verwendung herzustellen.

Zeile 34 - 36
 34 5. Wir betrachten die Regelung für alle Abgeordneten der Partei Die Linke im
 35 Deutschen Bundestag sowie für die Mitglieder des Europäischen Parlaments als
 36 verbindlich.

Zeile 37 - 40
 37 6. Der Parteitag begrüßt Bestrebungen, auch Regelungen für Abgeordnete anderer Ebenen
 38 zu finden, um so einen flächendeckenden Aufbau von Sozialfonds voranzutreiben. Die
 39 bereits gewählten Abgeordneten im Deutschen Bundestag sowie im Europäischen Parlament
 40 sollen die hier getroffenen Regelungen bereits jetzt umsetzen.

Begründung
Bei der Höhe der Abgaben orientieren wir uns einerseits an den direkt gewählten, hauptamtlich 
arbeitenden Vorstandsmitgliedern der Partei, andererseits an den Ergebnissen von Umfragen im 
Auftrag der Bundespartei bei Mitgliedern und Wähler*innen der Linken.

Bei einer Umfrage (Civey, 13.-20.4.2026) wurden 5.000 Menschen gefragt, wie sie es bewerten, wenn 
Abgeordnete des Deutschen Bundestags ihre Vergütung freiwillig deckeln, indem sie alles über einem 
bestimmten Betrag spenden. Das fanden 80,4% der Befragten eindeutig oder eher positiv, unter den 
Wähler*innen der Linken sogar 86%, bei 11.000 Mitgliedern, die sich an einer Umfrage beteiligten, war 
die Zustimmung etwas geringer (knapp 75%). Gefragt nach der Höhe einer Gehaltsdeckelung, sprach 
sich die größte Gruppe der Befragten (33%) für eine Orientierung am Richteramt mit Bruttogehältern 
von 9.000 Euro, die zweitgrößte Gruppe (27,2%) für eine Orientierung am Gehalt eines 
Abteilungsleiters mit 6.000 Euro brutto aus. Bei den Wähler*innen der Linken waren 41,8% für 9.000 
brutto, 26,6% für 6.000 Euro brutto als Vergleichsgröße.

Wir finden es richtig, das Gehalt von Abgeordneten zu begrenzen, damit sich ihr Lebensstil nicht zu 
weit von demjenigen abhängig Beschäftigter entfernt. Gleichzeitig werben wir in jedem 
Zusammenhang für die Verbreitung und Verbindlichkeit von Tarifverträgen. Deswegen erscheint uns 
der eigene Tarifvertrag, nach dem wir unsere Beschäftigten bezahlen, als guter Maßstab für das 
verfügbare Einkommen unserer Abgeordneten.

Eine Gehaltsdeckelung auf 9.000 Euro brutto würde lediglich den aktuellen Stand der Abgabepfichten 
abbilden oder sogar unterbieten, da zum Beispiel MdBs aus NRW aktuell von ihren Diäten (11.833€) 
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2.475€ Mandatsträgerabgaben an Bundes- und Landesverband der Partei leisten und 260 Euro 
monatlich Mitgliedsbeitrag an den Fraktionsverein zahlen. Auch deshalb halten wir den Vergleich mit 
der höchsten Entgeltgruppe unseres Tarifvertrags für besser.

Ein geringeres Einkommen entspricht weder der Verantwortung noch der Arbeitsbelastung von 
Abgeordneten. Das sieht offenbar auch die große Mehrheit unserer Wähler*innen so.

3.700 Euro netto für Alleinstehende sind ein sehr gutes, aber kein übermäßiges Gehalt. Mit dem 
vorgeschlagenen Solidaritätsfonds können wir zugleich konkrete Hilfe leisten, wo ehrenamtliches, 
zivilgesellschaftliches Engagement durch fehlende finanzielle Mittel ausgebremst wird.

Grundsätzliche Erwägungen:

Dass Abgeordnete, die ihr Mandat hauptberuflich ausüben, dafür bezahlt werden, ist eine 
demokratische Errungenschaft und sollte von uns nicht bestritten werden.

Die Diäten sollen ihre Unabhängigkeit und eine angemessene Lebensführung sichern. Dies ist 
verfassungsrechtlich in Art. 48 (3) GG geregelt.

In einem juristischen Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Bundestags 
(Mandatsträgerbeiträge, 2. WF III G – 348/05, 2005) wird ausführlich die Berechtigung von Parteien 
diskutiert, von ihren Abgeordneten Mandatsträgerbeiträge zu erheben. Danach ergebe sich aus Art. 
48 (3) GG, dass die Höhe der Abgaben nicht so gestaltet sein darf, dass sie den Abgeordneten keine 
angemessene Lebens- und Amtsgestaltung mehr gestatte.

Die Verpflichtung von Abgeordneten, mehr als die Hälfte ihres Gehalts an die Partei oder an von der 
Partei festgelegte Dritte abzugeben, dürfte diesem Grundsatz widersprechen.

Der im Antrag des Parteivorstands gewählte Vergleichsmaßstab liegt nicht nur deutlich unterhalb 
dessen, was verfassungsrechtlich unbedenklich wäre, sondern auch unter dem, was die Mehrheit 
unserer Wähler*innen für sinnvoll hält. Wir gehen an die Haustüren und vor die Betriebe, um unsere 
Leute nach ihrer Meinung zu fragen. Warum interessiert sie uns dann beim Einkommen unserer 
Abgeordneten nicht mehr?

Warum Fraktionsverein statt Sozialfonds?

Unsere Abgeordneten aller Ebenen sind politische Mitstreiter*innen, denen es um die Veränderung 
gesellschaftlicher Bedingungen geht, die Menschen in Armut halten. Sie sind keine Sozialbehörden 
oder caritativen Einrichtungen. Auch als Partei sollen wir nicht von einem Ort kollektiver Gegenwehr 
zu einem Ort individueller Hilfen werden.

Auch im Rahmen von „Die Linke hilft“-Strukturen darf es nicht primär um die Verteilung individueller 
Leistungen gehen. Dafür gibt es Vereine und Strukturen, die das viel besser und gerechter können als 
wir.

Das bedeutet nicht, dass wir nicht im Einzelfall solidarisch Hilfe organisieren, wo Menschen aus den 
Systemen fallen oder fallen gelassen werden. Aber wir wollen diese Dinge kollektiv angehen und 
demokratisch entscheiden und nicht Einzelnen, auch nicht unseren großartigen Abgeordneten 
überlassen.

Unsere Losung lautet: Niemals allein – immer gemeinsam!
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Antrag P.19.02.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: Stadtbezirksvorstand Leipzig Mitte, Michelle Allion (Del. KV 
Karlsruhe), Ari Arnold (Del. KV Mainz) und weitere

Zeile 2
 2 1. Die Abgeordneten der Partei Die Linke im Deutschen Bundestag, der Landesparlamente und im 

Europäischen 

Zeile 35
 35 Deutschen Bundestag, in den Landesparlamenten sowie für die Mitglieder des Europäischen 

Parlaments als 

Zeile 39
 39 bereits gewählten Abgeordneten im Deutschen Bundestag, in den Landesparlamenten sowie im 

Europäischen Parlament 

Begründung
Im Leitantrag des Bundesparteitags in Chemnitz 2025 heißt es: “Und wir wollen unsere 
Glaubwürdigkeit stärken, indem wir eine Gehaltsbegrenzung für Europa-, Bundes- und 
Landtagsabgeordneten einführen.” Die Diätenbegrenzung ist ein wichtiges Instrument, um die 
politische Glaubwürdigkeit unserer Partei zu stärken und die Verankerung unserer 
Mandatsträger*innen in der arbeitenden Klasse sicherzustellen. Nicht nur im Bundestag und im 
europäischen Parlament, sondern auch in den meisten Landesparlamenten liegen die 
Abgeordnetendiäten deutlich über dem Einkommen der Mehrheit der Bevölkerung und entfernen 
sich damit von der Lebensrealität vieler arbeitender Menschen. Die Diätenbegrenzung sollte daher 
auch von Abgeordneten der Landesparlamente umgesetzt werden. Eine Ausweitung auf die 
Landesebene entspricht nicht nur dem politischen Anspruch des Leitantrags des letzten 
Bundesparteitags, sondern sorgt zugleich für eine nachvollziehbare und einheitliche Praxis.

Antrag P.19.02.2
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: Gerrit Ruben Schienke (Landessprecher Schleswig-Holstein), LV 
Schleswig-Holstein, KV Kiel und weitere

Zeile 2 - 6
 2 1. Die Abgeordneten der Partei Die Linke im Deutschen Bundestag und, im Europäischen
 3 Parlament, den jeweiligen Landesparlamenten, sowie allen weiteren Mandatsträger*innen der 

Linken, die ihr Mandat nicht auf kommunaler Ebene ausüben (ausgenommen 
Bürgermeister*innen) sind dazu verpflichtet, ihre monatlichen Bezüge aus der Abgeordnetendiät

 4 auf ein Arbeitnehmerbrutto äquivalent zum aktuellen Durchschnittslohn (arithmetisches 
 5 Mittel)auf 30 % des jeweiligen monatlichen Bruttoeinkommens zu begrenzen. Damit 

unterscheidet sich der ausgezahlte deckeln. Erhöhungen des Einkommens in laufenden 
Legislaturperioden, sind ebenfalls in vollem Umfang abzuführen. Als Untergrenze für die 
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Einkommensdeckelung gilt ein Nettobetrag
 6 entsprechend der Lebenssituation der jeweiligen Abgeordneten. von 2850 Euro, sodass die 

Mandatsträger*innen bedingt durch die Deckelung ihres Bruttoeinkommens den genannten Wert 
als Nettoeinkommen nicht unterschreiten.

Zeile 7 - 12
 7 1.1. Um zusätzlich der individuellen Situation von Abgeordneten mit Kindern oder
 8 pflegebedürftigen Angehörigen Rechnung zu tragen, erhöht sich dieser Beitrag,
 9 angelehnt an das Konzept der Linken für die Kindergrundsicherung, um derzeit 350,00€
 10 netto pro Kind und/oder pflegebedürftigen Angehörigen. Für Kinder gilt diese Regelung
 11 bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, beziehungsweise bis zur Vollendung des 25.
 12 Lebensjahres, wenn sich das Kind noch in Ausbildung befindet. 

Zeile 13 - 14
 13 1.2. Bei außerordentlichen finanziellen Belastungen1.1. Von der Deckelung ausgenommen sind 

weggefallene staatliche Leistungen sowie Mehrausgaben, für die Pflege Familienangehöriger und 
KiTa-Kosten, für die das Gesamteinkommen vor der Deckelung die Berechnungsgrundlage ist 
und Fahrt und Bürokosten. Weitere Härtefallausnahmen können Ausnahmeregelungen mit
bei dem*der Bundesschatzmeister*in vereinbartbzw. im Falle von Landesparlaments-Mandaten 
und Bürgermeister*innen bei dem*der jeweiligen Landesschatzmeister*in beantragt werden. 
Mandatsträger*innen, die alleinerziehend sind, erhalten zusätzlich zur festgelegten Netto-
Untergrenze von 2.850 € pro Monat einen pauschalen Zuschlag in Höhe des Kindergeldes (aktuell 
259 €). Dieser Zuschlag wird nicht über die Härtefallregelung beantragt, sondern automatisch bei 
allen anerkannten Alleinerziehenden angewendet. Abgeordnete verzichten auf einen 
Dienstwagen. Gehaltsdeckelung ist notwendig, denn abgehobene Gehälter führen zu 
abgehobener Politik.

Zeile 15 - 25
 15 2. Bezüge aus der Abgeordnetentätigkeit sowie sämtliche Funktionszulagen, die nach allen 

Abzügen (Steuern,
 16 Versicherungen etc.) über diesen Betrag hinausgehen, werden zusätzlich zu den 

Mandatsabgaben in einen Sozialfonds
solidarischen Sozialfonds der Partei überführt. Falls dies nicht vollumfänglich möglich ist, sollen 
die Mittel in

 18 Absprache mit den jeweils zuständigen Kreis- oder Landesverbänden an lokale soziale
 19 und politische Initiativen gespendet werden. Die Mittel aus den Sozialfonds sollen
 20 insbesondere zur Unterstützung von Menschen in sozialen Notlagen im Rahmen von
 21 Sozialberatungen verwendet werden, die von den Abgeordneten, deren Mitarbeitenden
 22 und/oder in Zusammenarbeit mit den örtlichen Angeboten von Die Linke hilft angeboten
 23 werden. Die konkrete Ausgestaltung und Verwendung der Mittel aus den Sozialfonds 
 24 erfolgt durch die jeweiligen Abgeordneten, beziehungsweise deren Mitarbeitenden, vor 
 25 Ortwerden. Die Abgeordneten räumen der Partei in Zusammenarbeit mit den örtlichen 

Beratungsangeboten von Die Linke hilft Mitspracherecht bei der Verfügung ihrer Ressourcen ein. 
Denn politische Organisation ist, was den Parlamentarismus von einem Werkzeug der 
herrschenden Klasse zu einem Werkzeug der Emanzipation macht.
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Zeile 35
 35 Deutschen Bundestag sowie für die Mitglieder des, im Europäischen ParlamentsParlament, in 

den jeweiligen Landesparlamenten, sowie allen weiteren Mandatsträger*innen der Linken, die 
ihr Mandat nicht auf kommunaler Ebene ausüben (ausgenommen Bürgermeister*innen) als 

Begründung
Die Gehaltsdeckelung sollte auch auf die Abgeordneten der Landesparlamente ausgeweitet werden. 
Zudem ist das vorgeschlagene Verfahren zu komplex in der Durchführung und nicht praktikabel in 
der Kommunikation. Eine Deckelung auf 30 % ist einfach und verständlich zu kommunizieren. Die 
Verwendung der 30 % Regelung ist zudem dynamisch. Eine komplizierte Neubestimmung der 
derzeitigen Durchschnittsgehälter entfällt somit. Durchschnittsgehälter können immer nur mit Blick 
in die Vergangenheit sicher bestimmt werden. Eine Berechnung mithilfe der hier vorgeschlagenen 30 
%- Regelung ist aktuell und orientiert sich an einem realen Einkommensniveau (den Diäten zu 
Beginn der Wahlperiode). Eine Berechnung ist zu Beginn einer Wahlperiode einfach und 
unkompliziert durchführbar. Zudem fördert die Berechnung auf Grundlage eines Bruttobetrages das 
Ehegattensplitting. Dies ist aus linker Perspektive kritisch zu betrachten, da dadurch Ungleichheit 
und Abhängigkeiten gefördert werden.

Antrag P.19.03.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 3 - 6
 3 Parlament sind dazu verpflichtet, ihre monatlichen Bezüge aus der Abgeordnetendiät

geben schon jetzt durch Mandatsträger:innenabgaben auf ein Arbeitnehmerbrutto äquivalent 
zum aktuellen Durchschnittslohn (arithmetisches 

 5 Mittel)Landes- und Bundesebene und durch die Mitgliedschaft im Fraktionsverein einen großen 
Teil ihrer Diäten ab. Um in Zukunft noch stärker politische Ziele zu begrenzen. Damit 
unterscheidet sich der ausgezahlte Nettobetrag 

 6 entsprechend der Lebenssituation der jeweiligen Abgeordneten. unterstützen, erwarten wir von 
unseren Abgeordneten ab der nächsten Legislatur die Unterstützung von Sozialfonds, die an "Die 
Linke hilft" angebunden sind.

Antrag P.19.04.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: Stadtbezirksvorstand Leipzig Mitte, Michelle Allion (Del. KV 
Karlsruhe), Robby Aydin (SV Leipzig) und weitere

Zeile 4 - 5
 4 auf ein Arbeitnehmerbrutto äquivalent zum aktuellen Durchschnittslohn (arithmetisches 
 5 Mittel)(Median) entsprechend der Erhebungen des Statistischen Bundesamts zu begrenzen. Die 

monatliche Diät der Abgeordneten soll zunächst auf 4.505,50 Euro brutto begrenzt werden und 
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zum 1. Mai jeden Jahres angepasst werden. Damit unterscheidet sich der ausgezahlte 
Nettobetrag 

Begründung
Das arithmetische Mittel stellt keine adäquate Begrenzungsgrundlage für die Diäten dar, da es durch 
wenige sehr hohe Gehälter verzerrt wird. Der Median hingegen ist der Zentralwert aller existierenden 
Gehälter und bietet eine deutlich realistischere Abbildung der durchschnittlichen 
Einkommensverhältnisse in Deutschland. Eine Diätenbegrenzung für die Abgeordneten der Linken 
sollte den Anspruch verfolgen, sich so nah wie möglich an der Lebensrealität der arbeitenden 
Menschen zu orientieren, um so eine wirksame Verankerung unserer Mandatsträger*innen in der 
arbeitenden Klasse sicherzustellen.

Antrag P.19.07.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 7 - 12
 7 1.1. Um zusätzlich der individuellen Situation von Abgeordneten mit Kindern oder
 8 pflegebedürftigen Angehörigen Rechnung zu tragen, erhöht sich dieser Beitrag,
 9 angelehnt an das Konzept der Linken für die Kindergrundsicherung, um derzeit 350,00€
 10 netto pro Kind und/oder pflegebedürftigen Angehörigen. Für Kinder gilt diese Regelung
 11 bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, beziehungsweise bis zur Vollendung des 25.
 12 Lebensjahres, wenn sich das Kind noch in Ausbildung befindet. 

Antrag P.19.13.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 13 - 14
 13 1.2. Bei außerordentlichen finanziellen Belastungen können Ausnahmeregelungen mit
 14 dem*der Bundesschatzmeister*in vereinbart werden. 

Antrag P.19.14.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Darmstadt

Zeile 14
 14 dem*der Bundesschatzmeister*in vereinbart werden. 

1.3 Sowohl die individuelle Situation der Abgeordneten als auch die außerordentlichen 
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finanziellen Belastungen bedürfen keiner Nachweispflicht.

Begründung
Dies erspart unnötigen Aufwand bürokratischer Prüfung und vor allem auch Scham und Bloßstellung, 
die mit solchen Verfahren oft einher geht.

Antrag P.19.16.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: BV Berlin - Mitte und BV Berlin - Neukölln 

Zeile 16 - 25
 16 Versicherungen, Mandatsträgerabgaben und Spenden an die Partei etc.) über diesen Betrag 

hinausgehen, werden in einen Sozialfonds 
 17 überführt. Falls dies nicht vollumfänglich möglich ist, sollen die Mittel in 
 18 Absprache mit den jeweils zuständigen Kreisan die entsprechende Kreisverbandebene 

abgegeben. Die Mittel sollen für den Ausbau der „Die Linke hilft“- oder Landesverbänden an 
lokale soziale 

 19 und politische Initiativen gespendet werden. Die Mittel aus den Sozialfonds sollen 
 20 insbesondere zur Unterstützung von Menschen in sozialen Notlagen im Rahmen von 
 21 Sozialberatungen verwendet werden, die von den Abgeordneten, deren Mitarbeitenden 
 22 und/oder in Zusammenarbeit mit den örtlichen Angeboten von Die Linke hilft angeboten 
 23 werden. Die konkrete Ausgestaltung und Verwendung der Mittel aus den Sozialfonds 
 24 erfolgt durch die jeweiligen Abgeordneten, beziehungsweise deren Mitarbeitenden,Strukturen 

vor
 25 Ort in Zusammenarbeit mit den örtlichen Beratungsangeboten von Die Linke 

hilft(Sozialsprechstunden, Hilfe für Menschen in Not, Sozialfond usw.), für die allgemeine 
politische Arbeit und zur Unterstützung von lokalen sozialen und politischen Initiativen 
verwendet werden.

Begründung
Mit der Einfügung der Mandatsträgerbeiträge schaffen wir Klarheit darüber, dass die dazu 1. 
geltenden Regelungen auf Bundes-, gegebenenfalls Landes- und gegebenenfalls 
Kreisverbandsebene geschützt sind und priorisiert werden. Das verhindert Unklarheiten bei der 
Umsetzung des Gehaltsdeckels und erspart den Strukturen mögliche Diskussionen an diesem 
Punkt.

Der bisherige Antrag sieht vor, dass die übrigen Gelder an einen Sozialfonds überführt werden. 2. 
Unklar bleibt jedoch, wie diese Sozialfonds ausgestaltet sind, wo sie angesiedelt werden, wer sie 
verwaltet etc. Dadurch erscheint eine erfolgreiche Umsetzung des Gehaltsdeckels 
unwahrscheinlich. Beim Gehaltsdeckel geht es uns auch um unsere besondere Glaubwürdigkeit. 
Deshalb braucht es eine klare Umsetzungsregelung mit eindeutigen Verantwortlichkeiten.

Der Änderungsantrag sieht vor, dass die übrigen Gelder in die Kreisverbände fließen. Wie das 3. 
zusätzliche Geld verwendet wird, obliegt dann den demokratischen Entscheidungen dieser 
Strukturen. Die Hilfe für Menschen in Not (Sozialfonds) bleibt weiterhin zentral, und der Aufbau 

- Seite 173 -



dieser Strukturen wird auch durch den weiteren Antragstext befördert.

Die vorgeschlagene Regelung schafft klare Verantwortlichkeiten für die Zuweisung der Gelder. 4. 
Gleichzeitig ermöglicht sie Flexibilität bei der Umsetzung, da die Genoss*innen vor Ort auf ihre 
jeweiligen Anforderungen eingehen können. Der Änderungsantrag führt damit zu einer 
Demokratisierung der zusätzlichen Ressourcen im Sinne unserer Parteiziele.

Antrag P.19.16.2
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 16
 16 Versicherungen, Abgaben aus den verschiedenen Mandatsträger:innenvereinbarungen, der 

Mitgliedsbeitrag im Fraktionsverein etc.) über dieseinen Betrag, der über das hinausgeht, was 
dem/der Abgeordneten als bei einer Einordung in den Tarifvertrag der Partei (EG8) als 
Nettobetrag hinausgehen, werden in einen Sozialfonds  würde, werden in einen Sozialfonds 

Antrag P.19.17.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: LV Hamburg

Zeile 17 - 25
 17 auf Ebene des Landesverbands überführt. Falls dies nicht vollumfänglich möglich ist, sollen die 

Mittel in 
 18 Absprache mit den jeweils zuständigen Kreis- oder Landesverbänden an lokale soziale 
 19 und politische Initiativen gespendet werden. Die Mittel aus den Sozialfonds sollen

Die Mittel aus den Sozialfonds sollen insbesondere zur Unterstützung von Menschen in sozialen 
Notlagen im Rahmen von 

 21 Sozialberatungen lokalen Projekten und zivilgesellschaftlichen Initiativen verwendet werden, die 
von den Abgeordneten, deren Mitarbeitenden 

 22 und/oder in Zusammenarbeit mit den örtlichen Angeboten von Die Linke hilft angeboten 
 23 werden. Die konkrete Ausgestaltung und Verwendung der Mittel aus den Sozialfonds
 24 erfolgt durch die jeweiligen Abgeordneten, beziehungsweise deren Mitarbeitenden, vor 
 25 Ort in Zusammenarbeit mit den örtlichen Beratungsangeboten von Die Linke hilftden 

zuständigen Landesvorstand.

Begründung
Die zusätzlich abgeführten Diäten sind politische Mittel der Partei und als solche zu betrachten.
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Antrag P.19.26.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 26 - 30
 26 3. Die Bundespartei stellt rechtssichere Rahmenbedingungen für die Verwaltung und 
 27 VerwendungSollte aufgrund der Sozialfonds bereit. Sie entwickelt hierzu Handreichungen und 
 28 Mindeststandards, insbesondere zur transparenten Mittelverwendung sowie Modelle zur 
 29 unbürokratischen Verwendung von Mitteln für die Unterstützung von Menschen und 
 30 Projekten vor Ort.individuellen Situation der/des jeweiligen Abgeordneten keine Zahlung 

möglich sein, können Einzelvereinbarungen getroffen werden, analog zur 
Mandatsträger:innenabgabe.

Antrag P.19.26.2
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 26 - 30
 26 3. Die Bundespartei stellt rechtssichere Rahmenbedingungen für die Verwaltung und
 27 Verwendung der Sozialfonds bereit. Sie entwickelt hierzu Handreichungen und
 28 Mindeststandards, insbesondere zur transparenten Mittelverwendung sowie Modelle zur
 29 unbürokratischen Verwendung von Mitteln für die Unterstützung von Menschen und
 30 Projekten vor Ort.

3. Sollte aufgrund der individuellen Situation der/des jeweiligen Abgeordneten keine Zahlung 
möglich sein, können Einzelvereinbarungen getroffen werden, analog zur 
Mandatsträger:innenabgabe.

4. Da die Finanzstruktur für Mitglieder des Europäischen Parlaments nicht mit der von 
Bundestagsabgeordneten vergleichbar ist, bereitet der PV in Absprache mit den MEPs bis zum 
nächsten Parteitag eine analoge Regelung vor.

Antrag P.19.31.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 31
 31 45. Steuerfreie Kostenpauschalen sind von diesen Regelungen ausgenommen. Die 
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Antrag P.19.34.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 34 - 36
 34 5. Wir betrachten die Regelung für alle Abgeordneten der Partei Die Linke im
 35 Deutschen Bundestag sowie für die Mitglieder des Europäischen Parlaments als
 36 verbindlich.

Antrag P.19.37.1
Änderungsantrag zu P.19

Antragsteller*in: KV Würzburg Mainfranken

Zeile 37
 37 65. Der Parteitag begrüßt Bestrebungen, auch Regelungen für Abgeordnete anderer Ebenen 

Antrag P.21.14.1
Änderungsantrag zu P.21

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 14
 14 Transformation.

Dabei müssen auch diejenigen Beschäftigten sichtbar gemacht werden, die in industriellen 
Wertschöpfungsketten oft am stärksten von Ausbeutung, Unsicherheit und fehlender 
Mitbestimmung betroffen sind: migrantisierte und von Rassismus betroffene Beschäftigte, 
Beschäftigte in Leiharbeit, Werkverträgen, ausgelagerten Dienstleistungsbereichen und prekären 
Beschäftigungsverhältnissen sowie queere Menschen und Menschen mit Behinderung.

Zeile 17
 17 Solidarität zu stärken. Internationale Solidarität bedeutet dabei auch, dass sozial-ökologische 

Industriepolitik nicht auf Kosten des Globalen Südens organisiert werden darf. Der Zugang zu 
Rohstoffen, Energie, Technologie und Lieferketten muss fair, demokratisch kontrolliert, 
menschenrechtlich abgesichert und frei von neokolonialer Ausbeutung gestaltet werden. 
Gleichzeitig ist die sozial-ökologische Transformation der 

Zeile 28 - 32
 28 2. Der Parteivorstand wird beauftragt, diesen Prozess in geeigneter Form zu

koordinieren und in Zusammenarbeit mit den Fraktionen in Bund, Ländern und im
 30 Europaparlament, den thematisch befassten BAG sowie weiteren Partnerorganisationen
 31 (v.a. Gewerkschaften und Betriebsräten) öffentlichkeitswirksam zu gestalten. Bis 2027
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 32 sollen beschlussfähige Konzepte vorliegen.

2. Der Parteivorstand wird angehalten, diesen Prozess in geeigneter Form zu koordinieren und in 
Zusammenarbeit mit den Fraktionen in Bund, Ländern und im Europaparlament, den thematisch 
befassten BAG, migrantischen Selbstorganisationen, Umwelt- und Sozialverbänden, 
entwicklungspolitischen Initiativen sowie Initiativen gegen rassistische Ausbeutung in Arbeit und 
Lieferketten sowie weiteren Partnerorganisationen (v. a. Gewerkschaften und Betriebsräten) 
öffentlichkeitswirksam zu gestalten. Bis 2027 sollten idealerweise beschlussfähige Konzepte 
vorliegen.

Begründung
Der Antrag formuliert wichtige Leitlinien für eine linke Industriepolitik: gute Arbeit, Mitbestimmung, 
öffentliche Investitionen, sozial-ökologische Transformation und internationale Solidarität. Diese 
Perspektive sollte jedoch an mehreren Stellen konkretisiert werden.

Industriepolitik betrifft nicht nur Stammbelegschaften in großen Betrieben. Gerade migrantisierte 
und von Rassismus betroffene Beschäftigte arbeiten häufig in besonders unsicheren, ausgelagerten 
oder schlecht abgesicherten Bereichen industrieller Wertschöpfungsketten: in Leiharbeit, 
Werkverträgen, Logistik, Reinigung, Zulieferung oder anderen prekären Beschäftigungsformen. Eine 
linke Industriepolitik muss diese Beschäftigten ausdrücklich mitdenken und darf Mitbestimmung 
nicht nur aus Sicht der Kernbelegschaften formulieren.

Antrag P.21.32.1
Änderungsantrag zu P.21

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 32
 32 sollen beschlussfähige Konzepte vorliegen. Die inhaltliche Weiterentwicklung der 

industriepolitischen Positionen wird mit der aktuellen Programmdebatte zum Themenfeld 
sozial-ökologische Transformation verbunden.

Antrag P.21.38.1
Änderungsantrag zu P.21

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 38
 38 praktische Arbeit der Landesverbände einfließen zu lassen.

5. Der Bundesparteitag beauftragt die aus der AG Industriepolitik der 
Fraktionsvorsitzendenkonferenz hervorgegangene Arbeitsgruppe, das von ihr vorgelegte Papier 
"Für eine neue linke Industriepolitik" bis zum Bundesparteitag 2027 weiterzuentwickeln.
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Antrag P.22.01.1
Änderungsantrag zu P.22

Antragsteller*in: KV Darmstadt

Zeile 1
 1 Nein zu Parteiausschlüssen. Solidarität mit den Opfern von Krieg und Besatzung

Schiedsverfahren ersetzen keine politische Diskussionen

Zeile 2 - 6
 2 Der Bundesparteitag kritisiert die Parteiausschlussverfahren gegen Menschen aus der 
 3 Palästina-Solidarität und von Opfern von Krieg und Besatzung in Palästina. Diese 
 4 Parteiausschlussverfahren schaden der innerparteilichen Debatte und der 
 5 Außendarstellung der Linken. Sie sind ein Nachgeben gegenüber der rassistischen 
 6 Unterdrückung der Palästina-Solidarität durch Bundes- und Landesregierungen. Wir sind eine 

sozialistische pluralistische Partei in der Differenzen politisch diskutiert werden und 
Ausschlüsse kein Mittel der politischen Auseinandersetzung sein dürfen. Gerade vor dem 
Hintergrund des Stalinismus müssen wir als Linke eine besondere Zurückhaltung beim Mittel des 
Parteiausschlusses an den Tag legen und ebenso die innerparteiliche Gewaltenteilung achten. 
Wir beobachten mit großer Sorge, dass zunehmend Ausschlussanträge im Zusammenhang mit 
dem Nahostkonflikt gestellt werden - Palästinasolidarität darf kein Ausschlussgrund werden!

Wir stehen klar dazu, dass Frieden und Menschenrechte unteilbar sind. Wir widersprechen in der 
politischen Auseinandersetzung Positionen, die Kriegsverbrechen - egal welcher Seite - 
rechtfertigen oder relativieren klipp und klar.

Zeile 7 - 11
 7 Insbesondere war der Ausschluss von Ramsis Kilani innerparteilich und öffentlich ein
 8 falsches Signal. Der Bundesparteitag fordert die Bundesschiedskommission zur
 9 Überprüfung des Ausschlusses und des Verfahrens auf. Sämtliche
 10 Parteiordnungsverfahren gegen Palästina-solidarische Genoss:innen gehören
 11 eingestellt.

Antrag P.23.14.1
Änderungsantrag zu P.23

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 14 - 18
 14 gehören unter anderem antimuslimischer Rassismus, Antisemitismus, antischwarzer 
 15 Rassismus, von antimuslimischer Rassismus, Antiziganismus betroffene Personen,, anti-

Schwarzer Rassismus sowie weitere Formen rassistischer
 16 Zuschreibungen, Entmenschlichung und Ausgrenzung. Diese wirken nicht isoliert, sondern 

greifen
 17 ineinander und überschneiden sich mit anderen Formen vonweiteren Formen gruppenbezogener 
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Menschenfeindlichkeit und struktureller Diskriminierung, etwa
 18 entlang von Klasse, Geschlecht, sexueller Orientierung, geschlechtlicher Identität, Behinderung 

oder 

Begründung
Der Antrag soll sprachlich präzisiert werden, damit die unterschiedlichen Formen von Rassismus und 
ihre Verschränkung mit weiteren Diskriminierungsformen sauber benannt werden. In der bisherigen 
Formulierung werden Formen von Rassismus und betroffene Personengruppen sprachlich vermischt. 
Die vorgeschlagene Änderung stellt klar, dass Antisemitismus, antimuslimischer Rassismus, 
Antiziganismus und anti-Schwarzer Rassismus als unterschiedliche Formen von Rassismus benannt 
werden.

Zugleich wird die intersektionale Ebene präzisiert. Sexismus, Queerfeindlichkeit, Transfeindlichkeit, 
Ableismus, Klassismus und weitere Diskriminierungsformen werden nicht unsauber unter Rassismus 
gefasst, sondern als miteinander verschränkte Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und 
struktureller Diskriminierung eingeordnet. Das stärkt die politische und sprachliche Klarheit des 
Antrags.

Antrag P.23.48.1
Änderungsantrag zu P.23

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 48 - 49
 48 mit der BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX angehalten, bis zum nächsten 
 49 Bundesparteitag konkrete, verbindliche Vorschläge zur strukturellen Verankerung 

Zeile 64
 64 der BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX angehalten, bis zum nächsten Bundesparteitag 

Antrag P.25.06.1
Änderungsantrag zu P.25

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 6 - 8
 6 Positionen fußt, die wir konsequent und ohne Bauchschmerzen vertreten. Der Parteitag 
 7 hält den Parteivorstand und den Bereich für Organisierende Kampagnen in der 
 8 Bundesgeschäftsstelle deshalb dazu an: möge prüfen:

Zeile 9
 9 EineIm Rahmen der Programmdebatte eine kohärente Analyse der Faschisierung sowie der 1. 

antifaschistischen Strategie 

Zeile 17 - 19
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 17

 18

 19

Eine breite antifaschistische Kampagne analog zur Mietenkampagne zu gestalten, 2. 
die sowohl große zentrale Aktionen enthält, als auch Möglichkeiten bietet,Wir wollen 
antifaschistische Mobilisierungen wie zu den
Antifaschismus vor Ort zu organisierenGegenprotesten zum AfD-Parteitag ausweiten und 
antifaschistischen Protest in ganz Deutschland unterstützen. Wo sich Gelegenheiten bieten, 
soll der Kampf gegen die extreme Rechte kampagnenförmig bearbeitet werden. Besonders 
antifaschistische Angebote im 

Zeile 21 - 25
 21

 22

 23

 24

 25

Breitere zivilgesellschaftliche Bündnisse zu schaffen, die die antifaschistische3. 
Arbeit den Menschen außerhalb unserer Bubble näherbringen. Wir wollen Menschen
politisieren - vom „lustige Schilder gegen Rechts" halten hin zu konkretem
politischen Aktivismus. Dafür begleiten wir solche Bündnisse auch kritisch mit
politischer Bildungsarbeit.

Begründung
Der Parteitag vergibt keine Arbeitsaufträge an Abteilungen der Bundesgeschäftsstelle, sondern macht 
Vorgaben an den Parteivorstand, der die Bundesgeschäftsstelle im Rahmen der Arbeits- und 
Aufgabenplanung beauftragt. Im Rahmen der Programmdebatte diskutiert die Partei ohnehin bereits 
über antifaschistische Strategie.

Eine zweite Kampagne in der Größenordnung der Mietenkampagne ist mit den Ressourcen der 
Bundespartei aktuell nicht möglich. Die Mietenkampagne wurde auf dem Chemnitzer Parteitag 2025 
mit großer Mehrheit als strategischer Fokus beschlossen. Dennoch ist es sinnvoll, das Thema 
Antifaschismus punktuell nach vorne zu stellen, und es ist unsere Aufgabe als antifaschistische 
Partei, Proteste zu unterstützen.

Antrag P.28.2.1
Änderungsantrag zu P.28

Antragsteller*in: KV Ortenau und Maren Thimm (Del. Baden-Württemberg)

Zeile 2 - 3
 2 Die Partei Die Linke fordert die Landesverbände und Landtagsfraktionen in Sachsen-
 3 Anhalt und Mecklenburg-Vorpommernalle Landesverbände und alle Landtagsfraktionen auf, 

keine Koalitionen mit der CDU auf Landesebene CDU/CSU 

Begründung
Auch wenn verständlich ist, dass auf Grund der anstehenden Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern ein Aufruf an diese gerichtet ist, sollten wir uns alle einig sein, dass diese 
Aufforderung für alle Landesverbände gleichermaßen gelten sollte.
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Antrag P.28.5.1
Änderungsantrag zu P.28

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 5
 5 klare sozialistische Alternativen zum bestehenden System positionieren.

Die AfD war in den vergangenen Jahren zwar nicht in Regierungsverantwortung, jedoch setzt die 
CDU die Politik der AfD bereits längst um: immer schärfere Abschottungsmaßnahmen und 
Abschiebegesetze, autoritäre Überwachungspolitik, Aufrüstung und Militarisierung der Polizei 
und das befeuern rassistischer und neo-faschistischer Diskurse von rechts. Die CDU bereitet der 
AfD und der Faschisierung in Deutschland den Nährboden, dem stellen wir uns entschieden 
entgegen.

Eine Partei, die sich glaubwürdig gegen Rassismus und hinter Menschen mit 
Migrationsgeschichte stellt, kann nicht mit der CDU koalieren. Dieser Beschluss stellt sich 
insbesondere schützend vor unsere migrantisierten und rassifizierten Mitglieder.

Begründung
Erfolgt mündlich.

Antrag P.31.03.1
Änderungsantrag zu P.31

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 3
 3 Die Partei Die Linke stärkt ihremöchte die kommunale Verankerung und Handlungsfähigkeit 

durch:stärken. Deshalb wird der Parteivorstand beauftragt, folgende Punkte zu prüfen:

Antrag P.31.13.1
Änderungsantrag zu P.31

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 13
 13 Schulungen zur rechtssicheren politischen Praxis organisiert.

Das juristische Netzwerk soll auch Expertise im Antidiskriminierungsrecht, Aufenthaltsrecht 
sowie im Umgang von Rassismus in seinen unterschiedlichen Erscheinungsformen unterstützen. 
Dazu zählen insbesondere antisemitische, antimuslimische, antiziganistische, antischwarze 
sowie weitere Formen von Rassismus ebenso wie andere Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit, etwa sexistische, queerfeindliche oder ableistische Angriffe.
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Begründung
Rassistische und diskriminierende Angriffe auf politische Aktive nehmen zu. Insbesondere 
migrantische, rassifizierte und von Diskriminierung betroffene Genoss*innen benötigen häufig 
spezialisierte rechtliche Unterstützung. Diese Perspektive sollte beim Aufbau des Netzwerks 
ausdrücklich berücksichtigt werden.

Antrag P.33.39.1
Änderungsantrag zu P.33

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 39
 39 Arbeitsweise und mehr Sichtbarkeit zu fördern. Als deutsche Linke, die mehrere Vorsitzende der 

EL in den letzten Jahren gestellt und ihre Entwicklung maßgeblich geprägt hat, haben wir die 
politische Verantwortung, diese auch in die Zukunft zu begleiten. Deshalb bekennen wir uns zu 
einem starken politischen Mandat innerhalb der EL mit ihren Grundsätzen des Friedens und der 
internationalen Zusammenarbeit. In den kommenden Jahren wird es darauf ankommen, gegen 
die Militarisierung der EU und den Sozialabbau in den europäischen Ländern geschlossen zu 
agieren und handlungsfähig zu werden. Zugleich wollen wir gute Beziehungen 

Antrag P.34.02.1
Änderungsantrag zu P.34

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 2 - 4
 2 Der Bundesparteitag empfiehlt allen Parteitag fordert alle Genoss*innen, vor allem den an 

Wohnungstüren und 
 3 Infoständen aktiven dazu auf, sich neben „Mieten und Wohnen“ verstärkt auch zu anderen 
 4 brennenden sozialen Fragen argumentationsfähiglautstark an Sozialprotesten zu beteiligen und 

an allen Orten (wie Infoständen und Wohnungstüren) auf das Thema aufmerksam zu machen. 
Das betrifft vor allem die 

Antrag P.34.10.1
Änderungsantrag zu P.34

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 10 - 13
 10 Die Partei nutzt hierzu stärker den Sachverstand der entsprechenden Bundes- und
 11 Landesarbeitsgemeinschaften und bittet diese, Argumentationspapiere, Präsentationen
 12 und Battlecards zu erstellen, aktiv zu verbreiten und kleine Schulungen in der Partei
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 13 anzubieten.

Der Parteivorstand wird dazu beauftragt, passende Handreichungen und Materialien den 
Gliederungen zur Verfügung zu stellen.

Antrag P.34.13.1
Änderungsantrag zu P.34

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 13
 13 anzubieten.

Bei der Entwicklung von Materialien, Bildungsangeboten und Kommunikationsformaten ist auf 
eine möglichst verständliche, barrierearme und niedrigschwellige Sprache zu achten. 
Sprachliche Hürden sollen aktiv abgebaut werden. Zudem sollen die Perspektiven von 
Arbeiter*innen, Menschen mit Migrationsgeschichte, mehrsprachigen Mitgliedern sowie weiteren 
bisher unterrepräsentierten Gruppen bei der Erstellung der Angebote einbezogen werden.

Begründung
Politische Beteiligung setzt voraus, dass Informationen verständlich und zugänglich sind. Komplexe 
Fachsprache, innerparteiliche Abkürzungen und hohe sprachliche Hürden erschweren vielen 
Menschen den Zugang zur Partei. Eine verständliche Sprache und die Einbeziehung vielfältiger 
Perspektiven stärken die Teilhabe und erreichen mehr Menschen.

Antrag P.35.6.1
Änderungsantrag zu P.35

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 6
 6 aktive Teilnahme vor Ort oder durch Spenden.

Die Beteiligung von Diaspora-Communities, migrantischen Selbstorganisationen und 
antirassistischen Initiativen in Deutschland soll dabei ausdrücklich gefördert werden. Sie leisten 
einen wichtigen Beitrag zur internationalen Solidarität und zum Austausch zwischen sozialen 
Bewegungen.

Begründung
Internationale Solidarität entsteht nicht nur zwischen Staaten oder Organisationen, sondern auch 
durch die Verbindungen von Diaspora-Communities und migrantischen Selbstorganisationen. Diese 
Perspektiven sollten ausdrücklich einbezogen werden.
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Antrag P.38.12.1
Änderungsantrag zu P.38

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 12
 12 Einschüchterungen wie z.B. Morddrohungen übernehmen.

Die Antirepressionsstelle soll insbesondere auch Betroffene von Rassismus in seinen 
unterschiedlichen Erscheinungsformen unterstützen. Dazu zählen insbesondere antisemitische, 
antimuslimische, antiziganistische, antischwarze sowie weitere rassistische Angriffe ebenso wie 
andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, etwa queerfeindliche oder 
ableistische Angriffe. Entsprechende Fachberatungsstellen sollen einbezogen werden.

Begründung
Von Repressionen und Einschüchterungen sind nicht alle Parteimitglieder gleichermaßen betroffen. 
Menschen, die von Diskriminierung betroffen sind, erleben häufig zusätzlich rassistische oder andere 
menschenfeindliche Angriffe. Diese Perspektive sollte ausdrücklich berücksichtigt werden.

Antrag P.39.02.1
Änderungsantrag zu P.39

Antragsteller*in: Landesverband Baden-Württemberg, KV Karlsruhe, Marina Gress 
(Del. KV Freiburg) und weitere

Zeile 2 - 7
 2 Der Parteivorstand wird beauftragt, einen Leitfaden zur Nutzung von (generativer) 
 3 Künstlicher Intelligenz für die Öffentlichkeitsarbeit der Partei zu erarbeiten und 
 4 dem Parteitag auf der nächsten Tagung (2. Tagung des 10. Parteitages der Partei die 
 5 Linke) zur Beschlussfassung vorzulegen. Der Leitfaden soll als zentrale 
 6 Orientierungshilfe und Richtlinie für die Nutzung innerhalb der Öffentlichkeitsarbeit Künstliche 

Intelligenz breitet sich immer weiter aus, sie ist fest im Alltag vieler Menschen verankert, oft 
auch unfreiwillig durch unbewusste Nutzung. Für viele Menschen erleichtert sie den Alltag 
erheblich, doch gleichzeitig müssen wir uns auch über die Konsequenzen bewusst werden. Durch 
immer größere KI-Server wird Trinkwasser in vielen Regionen zur Mangelware, ganze Orte 
sterben aus weil für vielen Menschen die Lebensgrundlage fehlt. Doch vor allem machen wir uns 
immer weiter von großen Techkonzernen abhängig, Konzerne wie OpenAI, Google etc. bekommen 
immer mehr Kontrolle und Macht über die Arbeiterklasse. Gerade als Sozialist*innen müssen wir 
genau diese Konzerne mit 

 7 aller Gliederungsebenen der Partei dienen.macht bekämpfen. Generative KI bedroht auch in 
besonderem Maße die freie Kunst, immer mehr Künstler*innen und Dienstleister*innen, wie 
Filmproduzent*innen oder Designer*innen können ihrer Arbeit nicht mehr nachgehen, da sie 
durch entsprechende Programme ersetzt wird. Die für KI-Modelle genutzten Trainingsdaten 
bestehen zu großen Teilen aus kollektiv erzeugten Daten und Informationen von Milliarden von 
Menschen. Große Tech-Unternehmen nutzen diese ohne Einverständnis oder Entlohnung der 
Ersteller*innen und Künstler*innen, um Profit aus einem kollektiven Gut zu erwirtschaften
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Der Bundesparteitag möge daher beschließen:

Die Linke lehnt den Einsatz von generativer künstlicher Intelligenz, umgangssprachlich oftmals 1. 
lediglich als „KI“ bezeichnet, zur Erstellung von Inhalten für die Öffentlichkeitsarbeit 
konsequent ab.

Die Linke, sowie alle zugehörigen Landes- und Kreisverbände verpflichten sich, in ihren 2. 
öffentlichen Publikationen (z.B. Social Media, Flyer, Pressemitteilungen, Webseiten) keinerlei 
durch generative KI erzeugte Medien (Bilder, Videos, Audio) zu verwenden. Wir erwarten von 
unseren Vorstandsmitgliedern, Mandatsträger:innen auf kommunaler, Landes- und 
Bundesebene, Kandidierenden sowie Funktionär:innen, dass sie in ihrer politischen 
Kommunikation auf den Einsatz generativer KI verzichten. Politische Kommunikation muss 
Ausdruck menschlicher Auseinandersetzung und Kreativität bleiben. Wir fördern stattdessen 
die Zusammenarbeit mit realen Künstler:innen, Illustrator:innen und Fotograf:innen sowie die 
Nutzung von Open-Source-Ressourcen und freien Lizenzen (z.B. Creative Commons).

Die Linke fordert in ihren zukünftigen Wahlprogrammen die Vergesellschaftung der KI-3. 
Infrastruktur und setzt sich innerparteilich für diese Position ein. Das Internet wie auch die 
moderne KI-Infrastruktur stellt für uns ein Allgemeingut dar, dass nicht im Besitz von 
Konzernen bleiben darf.

Die Linke setzt sich für eine verstärkte Förderung von Kunst und Kultur im digitalen Wandel 4. 
ein, um kreative Arbeit zu sichern und weiterzuentwickeln.

Zeile 8 - 17
 8 Dabei soll der verantwortungsvolle Umgang mit KI-generierten Inhalten grundlegend
 9 definiert werden. Der Leitfaden soll Fragestellungen zum Urheberrecht und Datenschutz
 10 adressieren und Kennzeichnungspflichten verankern. Außerdem ist eine kritische,
 11 ökonomische Bewertung vorzunehmen, die insbesondere die Entwertung kreativer Arbeit,
 12 die Abhängigkeiten von großen Technologieanbietern, die Auswirkungen auf
 13 Energieverbrauch und Umwelt sowie die Arbeitsbedingungen der Datenarbeiter*innen
 14 einschließt. Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass der Einsatz generativer KI
 15 nicht die Qualität der Bild- und Texterzeugnisse negativ beeinträchtigt. Des Weiteren
 16 ist es zwingend notwendig, innerhalb dieses Leitfadens, die ethischen Aspekte der
 17 Nutzung generativer KI zu erläutern.

Zeile 18 - 21
 18 Nötig ist ein innerparteilicher Austauschprozess zur Erarbeitung von Leitlinien unter
 19 Einbeziehung der Mitarbeiter*innen der Öffentlichkeitsarbeit und gegebenenfalls des
 20 Betriebsrats. Mitglieder fachkundiger Arbeitsgemeinschaften sollen beratend
 21 hinzugezogen werden.

Zeile 22 - 23
 22 Bis zum Inkrafttreten des Leitfadens empfiehlt der Parteitag, insbesondere generative
 23 KI zurückhaltend und reflektiert einzusetzen.
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Antrag P.39.03.1
Änderungsantrag zu P.39

Antragsteller*in: Parteivorstand

Zeile 3 - 5
 3 Künstlicher Intelligenz für die Öffentlichkeitsarbeit der Partei zu erarbeiten und 
 4 dem Parteitag auf der nächsten Tagung (2. Tagung des 10. Parteitages der Partei die 
 5 Linke) zur Beschlussfassung vorzulegen. Der Leitfaden soll als zentrale 

Antrag P.39.08.1
Änderungsantrag zu P.39

Antragsteller*in: KV Ortenau und Maren Thimm (Del. Baden-Württemberg)

Zeile 8
 8 Dabei soll der verantwortungsvolle und kritische Umgang mit KI-generierten Inhalten 

grundlegend 

Zeile 23
 23 KI zurückhaltend und reflektiertnicht für die Öffentlichkeitsarbeit einzusetzen.

Begründung
Unsere politische Botschaften dürfen nicht KI-Modellen überlassen werden. Sie verwenden als 
Quellen unter anderem rechte Ideologien sowie dubiose Onlinequellen und agieren im Sinne US-
amerikanischer Großkonzerne.

Antrag P.39.14.1
Änderungsantrag zu P.39

Antragsteller*in: BAG Migrantische Linke / LINKS*KANAX

Zeile 14 - 17
 14 einschließt. Dabei sind insbesondere die häufig prekären Arbeitsbedingungen von 

Datenarbeiter*innen, Content-Moderator*innen und weiteren Beschäftigten in den globalen 
Lieferketten von KI-Systemen sowie die Verlagerung dieser Tätigkeiten in Länder des Globalen 
Südens zu berücksichtigen. Diese sind durch die Moderations- und Datenarbeit traumatischen 
Inhalten ausgesetzt, u.a. Videos mit sexueller Gewalt oder Pädophilie sowie explizite Videos und 
Bildern aus Kriegssituationen, ohne dabei psychologische Hilfsangebote zu erhalten. Darüber 
hinaus ist sicherzustellen, dass der Einsatz generativer KI

 15 nicht die Qualität der Bild- und Texterzeugnisse negativ beeinträchtigt. Des Weiteren
 16 ist es zwingend notwendig, innerhalb dieses Leitfadens, die ethischen Aspekte der
 17 Nutzung generativer KI zu erläutern.

- Seite 186 -



Dabei sind insbesondere die Risiken diskriminierender Verzerrungen (Bias), rassistischer 
Darstellungen und Zuschreibungen, einschließlich antisemitischer, antimuslimischer, 
antiarabischer, antiziganistischer, antischwarzer sowie weiterer Formen von Rassismus, zu 
berücksichtigen. Ebenso zu berücksichtigen sind queerfeindliche, ableistische oder sexistische 
Darstellungen sowie die mögliche Benachteiligung marginalisierter Gruppen durch KI-Systeme. 
Zu berücksichtigen ist auch die Verwendung von KI in Kriegswaffen, die hauptsächlich in 
Westasien von den USA und Israel eingesetzt und ausgetestet werden und mit denen hunderte 
Menschen getötet wurden und werden.

Begründung
Generative KI-Systeme entstehen nicht allein durch technische Innovation. Sie beruhen auf der 
Arbeit hunderttausender Menschen, die Daten aufbereiten, Inhalte moderieren und Trainingsmaterial 
erstellen. Diese Tätigkeiten werden häufig unter prekären Bedingungen, für niedrige Löhne und 
oftmals im Globalen Süden erbracht.

Zugleich reproduzieren KI-Systeme häufig gesellschaftliche Vorurteile und bestehende 
Diskriminierungsmuster. Ein verantwortungsvoller Umgang mit KI in der Öffentlichkeitsarbeit muss 
daher nicht nur urheberrechtliche, ökologische und arbeitsmarktpolitische Fragen behandeln, 
sondern auch globale Ausbeutungsverhältnisse sowie die Risiken diskriminierender Verzerrungen 
ausdrücklich berücksichtigen.
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Wir bleiben in 
Kontakt

Mit unseren

Mailings 

bleibst du immer 

aktuell informiert

www.die-linke.de/

newsletter

www.die-linke.de

Instagram: @dielinke

TikTok: @die.linke

Bluesky: @die-linke.de

Mastodon: @dielinke

YouTube: @dielinke

Facebook: linkspartei

WhatsApp: Die Linke

Telegram: dielinke

Bürger*innentelefon:

030 24 00 99 99

E-Mail:
kontakt@die-linke.de

Abonniere 

unseren 

WhatsApp-Kanal

www.die-linke.de/

whatsapp
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